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124. Sitzung 

Bonn, den 13. Dezember 1978 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung um die in der Ihnen vor-
liegenden Liste „Zusatzpunkte zur Tagesordnung" 
aufgeführten Beratungspunkte ergänzt werden: 

1. Beratung der Sammelübersicht 37 des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuß) über Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 8/2379 — 
(zu Punkt 2 TO) 

2. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Berlinförderungsgesetzes 
— Drucksache 8/2380 — 

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Weiter ist interfraktionell vereinbart, den Punkt 4 
der Tagesordnung vor dem Punkt 3 aufzurufen. — 
Auch hier gibt es keinen Widerspruch. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 8/2365 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Forschung und Technologie. Zur Be-
antwortung steht der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Stahl zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Stockleben auf: 

Hat sich seit der stärkeren Beteiligung des Bundes am Krebs

-

forschungszentrum (DKFZ) dessen Aufgabenstellung geändert? 

Bitte schön. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Stock-
leben, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Das 
Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) ist von 
der Landesregierung Baden-Württemberg im Jahr 
1964 als Stiftung des öffentlichen Rechts gegründet 
worden. Seitdem beschäftigt sich das DKFZ über-
wiegend mit der einschlägigen Grundlagenforschung. 
Daran hat sich nach der Beteiligung des Bundes am 

DKFZ im Jahr 1975, seitdem das Zentrum als Groß-
forschungseinrichtung von Bund (90 °/o) und Land 
(10 °/o) finanziert wird, nichts geändert. Die Grund-
lagenforschung hat im Bereich der Krebsforschung 
deshalb eine so große Bedeutung, weil Fortschritte 
bei der Aufklärung der Krebsentstehung und der 
Eigenschaften bösartiger Tumore Voraussetzung für 
Erfolge in der Krebsbekämpfung sind. Durch eine 
thematische und personelle Mobilität wird sicher-
gestellt, daß künftig ein wesentlicher deutscher Bei-
trag zu den weltweiten wissenschaftlichen Anstren-
gungen zum Krebsproblem durch das DKFZ erwar-
tet werden kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Stockleben (SPD) : Herr Staatssekretär, wie hoch 
ist der finanzielle Anteil des Bundes beim DKFZ 
nicht in Prozenten, sondern in DM-Beträgen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stock-
leben, für Projektmittel geben wir zur Zeit etwa 
16 Millionen DM aus, darüber hinaus für das DKFZ 
selbst im Jahr 1978 etwa 47 Millionen DM für den 
Betrieb und zusätzlich etwa 12,5 Millionen DM für 
Investitionen, d. h. insgesamt etwa 59 Millionen DM. 

Vizepräsident Frau Funcke: Die zweite Zusatzfrage. 

Stockleben (SPD) : Herr Staatssekretär, sind für 
die Zukunft die notwendigen Forschungsvorhaben 
finanziell sichergestellt? 

Stahl, Parl, Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben, sie sind sichergestellt. Wir haben für 1979 etwa 
52 Millionen DM an Betriebsmitteln und zusätzlich 
rund 22 Millionen DM an Investitionsmitteln vorge-
sehen. An diesen Zahlen können Sie sehen, daß die 
Bundesregierung gerade diesem Forschungsschwer-
punkt große Bedeutung beimißt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 2 des Herrn Abgeordneten 
Stockleben auf: 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Wie arbeitet das DKFZ mit Kliniken im Raum Heidelberg zu-

sammen, und welche Rolle spielt das DKFZ in den Bemühungen 
um eine Verbesserung der Koordinierung von Krebsforschung 
und -bekämpfung in der Bundesrepublik Deutschland? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stock-
leben, für das DKFZ, das Klinikum Heidelberg, die 
Spezialklinik Rohrbach und das Klinikum Mann- . 

 heim ist eine enge Zusammenarbeit in Form einer 
„Integrierten Onkologischen Einrichtung" vorgese-
hen. Ein entsprechender Vertrag liegt nahezu unter-
schriftsreif vor. 

Zur Durchführung dieses Vertrags stehen von sei-
ten des Bundes pro Jahr ca. 3,5 Millionen DM zur 
Verfügung. Dieses Tumorzentrum soll folgende Auf-
gaben wahrnehmen: Die in der Grundlagenfor-
schung gesammelten neuen Erkenntnisse der Krebs-
bekämpfung sollen in Klinik und Praxis überprüft 
bzw. angewendet werden. Die in klinischen Studien 
gewonnenen Erkenntnisse, Befunde und Daten von 
Tumorpatienten sollen systematisch zusammenge-
faßt werden mit dem Ziel, zu besseren Therapiekon-
zepten zu kommen. Im Tumorzentrum Heidelberg 
sollen die experimentelle, die klinische Grundlagen-
forschung und die onkologische Krankenversorgung 
koordiniert werden und die Tumorpatienten nach 
einheitlichen klinischen Richtlinien behandelt wer-
den. 

Über die bereits seit Jahren bestehenden Informa-
tionsdienste über laufende und abgeschlossene Vor-
haben im Bereich der Krebsforschung hinaus hat das 
DKFZ 1977 die Initiative ergriffen und gemeinsam 
mit den anderen deutschen Tumorzentren und on-
kologischen Arbeitskreisen eine gemeinsame Basis-
dokumentation für Tumorkranke erarbeitet. Darauf 
aufbauend wurde jetzt begonnen, die tumorspezifi-
sche Dokumentation zu vereinheitlichen. Hierdurch 
soll sichergestellt werden, daß die Daten von Krebs-
kranken in allen Zentren nach gleichen Gesichts-
punkten erfaßt und ausgewertet werden. 

Diese Initiative wurde inzwischen durch die Grün-
dung einer Arbeitsgemeinschaft der onkologischen 
Zentren und Arbeitskreise unter Beteiligung der 
niedergelassenen Ärzte fortgesetzt. Die Arbeitsge-
meinschaft will Vorschläge für alte rnative Modelle 
der Organisation von Tumorzentren sowie für deren 
finanzielle und personelle Ausstattung erarbeiten. 
Das Sekretariat der Arbeitsgemeinschaft wird vom 
DKFZ und der Integrierten Onkologischen Einrich-
tung Heidelberg betreut. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Stockleben (SPD) : Herr Staatssekretär, wird be-
rücksichtigt, daß der internationale Wissensstand 
auch ohne Verzögerungen Eingang in dieses Krebs-
forschungszentrum findet? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stock-
leben, dies ist der Fall, denn das Forschungs- und 
Entwicklungsprogramm des DKFZ wird, bevor es ab-
schließend vom Kuratorium beraten wird, von einem 
kompetenten wissenschaftlichen Beirat begutachtet. 
Dieser hat sich mit erheblichem Arbeitsaufwand der 
Tätigkeit des DKFZ angenommen. Dem Beirat ge- 

hören namhafte ausländische Krebsforscher - solche 
aus England, Frankreich, Schweden, Dänemark und 
Israel — an, die eine sofortige Umsetzung des inter-
nationalen Kenntnisstandes gewährleisten. 

(Stockleben [SPD] : Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren Fra-
gen; dann danke ich Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Die 
Fragen 3 und 4 des Abgeordneten Spitzmüller sind 
zurückgezogen worden. 

Nunmehr rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen ist Herr Parlamentarischer Staatssekretär von 
Schoeler anwesend. 

Ich rufe Frage 5 des Herrn Abgeordneten Sauer 
(Salzgitter) auf. — Der  Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird — ebenso wie seine Frage 6 
schriftlich beantwortet, und die Antworten werden 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 7 des Herrn Abgeordneten Dr. Hup-
ka auf: 

Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, die 
Alternativempfehlungen dreier Autoren zu den deutsch-polni-
schen Schulbuchempfehlungen nach Fertigstellung der Druckfah-
nen zur Veröffentlichung nicht freizugeben? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Dr. Hupka, ich 
wäre dankbar, wenn ich Ihre Fragen 7 und 8 zu-
sammenfassend beantworten könnte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Fragesteller ist 
damit einverstanden. Somit rufe ich zusätzlich Fra-
ge 8 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

Welche „unausbleiblichen innen- und außenpolitischen Konse-
quenzen" hatte die Bundesregierung bei ihrer durch die Bundes-
zentrale für politische Bildung ausgesprochenen Verweigerung der 
Veröffentlichung der Alternativempfehlungen zu den deutsch-
polnischen Schulbuchempfehlungen in Erwägung zu ziehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: In der Beilage 
„Aus Politik und Zeitgeschichte" der Zeitschrift „Das 
Parlament" wurden im November 1977 die deutsch-
polnischen Schulbuchempfehlungen abgedruckt. Im 
gleichen Heft . der Beilage, die ausnahmsweise als 
Doppelheft erschien, sowie in einer weiteren Ausga-
be im Juli 1978 wurde die Diskussion über die 
deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen geführt, 
wobei die unterschiedlichen Standpunkte und Mei-
nungen zú Wort kamen. Die Autoren darf ich nen-
nen: Dr. Graßmann, Sie selbst, Herr Dr. Hupka, 
Professor Markiewicz, Professor Mertineit und Dr. 
Schickel. Damit ist dem Thema eine ausführliche 
und ausgewogene Würdigung zuteil geworden. 

Im Sommer dieses Jahres ist Professor Menzel 
aus Mainz an die Bundeszentrale für Politische Bil-
dung mit dem Begehren herangetreten, die von ihm 
zusammen mit Professor Stribrny und Studiendirek-
tor Völken erarbeiteten Alternativempfehlungen 
zur Behandlung der deutschpolnischen Geschichte in 
Schulbüchern in der Beilage zu veröffentlichen. 
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Die Bundeszentrale hat zunächst, ohne daß das 

Direktorium damit befaßt wurde, erwogen, die Al-
ternativempfehlungen zusammen mit einem weite-
ren Beitrag zu den deutsch-polnischen Schulbuch-
empfehlungen in der Beilage zu bringen. Die Ma-
nuskripte, deren sachliche Qualität nicht bestritten 
wird, wurden daher veröffentlichungsreif gemacht. 

Das Direktorium der Bundeszentrale hat im No-
vember dieses Jahres mit einstimmigem Beschluß 
die Veröffentlichung beider Beiträge nicht befürwor-
tet. Auf diese Entscheidung haben weder der Bun-
desminister des Innern noch sonstige amtliche Stel-
len im In- oder Ausland Einfluß genommen. Für die 
Entscheidung des Direktoriums war maßgebend, daß 
das Thema der deutsch-polnischen Schulbuchemp-
fehlungen bereits ausführlich abgehandelt war und 
bei jeder erneuten Veröffentlichung zu diesem The-
menkreis die Auswirkungen auf die deutsch-polni-
schen Beziehungen sorgsam bedacht werden müssen. 

Diese Überlegungen des Direktoriums der Bun-
deszentrale billige Ich. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß auf Grund der umfangreichen und 
ausgewogenen Darstellung des Themas „deutsch-
polnische Schulbuchempfehlungen" in der Beilage 
zur Zeitschrift „Das Parlament" keine Veranlas-
sung besteht, auf das Direktorium der Bundeszen-
trale dahin gehend einzuwirken, daß es seine Auf-
fassung ändern solle. Ich darf noch einmal betonen, 
Herr Kollege Hupka, daß weder der Bundesmini-
ster des Innern noch ein anderes Bundesressort auf 
die Entscheidung des Direktoriums Einfluß genom-
men hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie sich dann die Sinneswandlung inner-
halb der Bundeszentrale für politische Bildung, da 
zuerst der Druckauftrag erteilt wurde und die Druck-
fahnen schon vorlagen, dann nachher jedoch den 
Autoren in einem Schreiben mitgeteilt wurde, daß 
allgemeine politische Gründe und eine zu erwar-
tende politische Auswirkung der Anlaß dafür seien, 
den Druckauftrag zurückzuziehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hupka, die Vorgeschichte habe ich ausführlich dar-
gestellt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
hatte mich nicht auf die Vorgeschichte, sondern auf 
den Brief der Bundeszentrale für politische Bildung 
bezogen. Welches war der Anlaß, auf besondere 
politische Gesichtspunkte Rücksicht zu nehmen und 
den Druckauftrag zurückzuziehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hupka, ich habe Ihnen gesagt, daß zunächst eine 
Veröffentlichung beabsichtigt war, daß sich dann das 
Direktorium mit dieser Frage beschäftigt hat und zu  

dem Ergebnis kam, wie ich es im einzelnen darge-
stellt habe. Daraufhin wurde die Meinung des Direk-
toriums Herrn Professor Menzel in einem Schreiben 
dargestellt, das Sie hier auszugsweise zitiert haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine dritte Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie die  Formulierung „zu erwartende poli-
tische Auswirkung" in dem Schreiben des Direkto-
riums der Bundeszentrale? Was heißt das, wenn es 
hier um eine wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit den deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen 
geht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hupka, für das Direktorium waren bei seiner Ent-
scheidung nach seiner Mitteilung zwei Gesichtspunk-
te maßgeblich, die ich in meiner Antwort auch dar-
gestellt habe. Der erste ist, daß es eine ausführliche 
Diskussion in der Beilage zum „Parlament" gegeben 
hat, der zweite sind die politischen Gesichtspunkte 
der Auswirkungen auf das deutsch-polnische Ver-
hältnis. Sie kennen die besondere Problematik in 
diesem Zusammenhang, die hier auch länger debat-
tiert worden ist. Ich sehe keinen Anlaß, die Ent-
scheidung des Direktoriums der Bundeszentrale für 
politischen Bildung zu korrigieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Noch eine Zusatz-
frage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in-
wiefern kann ein wissenschaftlicher Disput einen 
besonderen nachteiligen Einfluß auf das deutsch-
polnische Verhältnis ausüben, was Sie mit Ihrer Ant-
wort implizieren? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege Hupka, das impliziere ich nicht. Es ist die eine 
Frage, ob ein wissenschaftlicher Disput stattfindet, 
und es ist eine andere Frage, inwieweit ein bereits 
in der Beilage zu der Zeitschrift „Das Parlament" ge-
führter Disput immer weiter fortgeführt werden muß. 
Die Bundeszentrale für politische Bildung hat in der 
Zeitschrift „Das Parlament" sowohl die Schulbuch-
empfehlung als auch kontroverse Standpunkte dazu 
abgedruckt. Wenn ein wissenschaftlicher Disput nicht 
in der Beilage zum „Parlament" stattfindet, bedeu-
tet das nicht, daß er deswegen überhaupt nicht statt-
findet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie nicht unter Berücksichtigung der• Tatsache, daß 
in der Beilage, die Sie soeben nannten, gerade die 
Forderung erhoben worden war, daß Alternativ-
empfehlungen zu den einzelnen Thesen der deutsch-
polnischen Schulbuchempfehlung hergestellt würden, 
und nachdem sie jetzt zum erstenmal durch die Ar-
beit von Menzel, Stribrny und Völken — also nicht 
nur eines — zu jeder der Thesen hergestellt worden 
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sind und die Bundesregierung solche Alternativ-
empfehlung wiederholt hier im Hause gefordert hat, 
dafür eintreten, daß sie doch abgedruckt werden 
sollen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja; es ist richtig, daß in einem Meinungsbeitrag, 
der in der Beilage zum „Parlament" veröffentlicht 
worden ist, die Meinung geäußert worden ist, daß 
die Diskussion so lange fruchtlos sei, wie nicht Alter-
nativen vorgelegt würden. Das war jedoch ein Mei-
nungsbeitrag, der an den von mir genannten Ge-
sichtspunkten nichts ändert. 

Ich möchte das Parlament aber noch über folgen-
den Vorgang unterrichten. Der Entscheidungsablauf, 
über den wir uns unterhalten, ist von dem für die 
Beilage zuständigen Direktor der Bundeszentrale, 
Herrn Rommerskirchen, in der vergangenen Woche 
im Arbeitskreis VI der CDU/CSU-Fraktion vorge-
tragen worden. Ein Widerspruch gegen die Ent-
scheidung des Direktoriums der Bundeszentrale ist 
dort nicht erfolgt. Der Vorsitzende des Arbeitskrei-
ses VI der CDU/CSU-Fraktion, Herr Kollege Pfeifer, 
hat Herrn Rommerskirchen gegenüber erklärt, er 
werde Herrn Professor Menzel schriftlich mitteilen, 
daß er die Entscheidung der Bundeszentrale mit 
trage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind der Bundesregierung irgendwelche Äußerungen 
von polnischer Seite bekannt, die die Entscheidung 
des Direktoriums beeinflußt haben könnten, sei es 
in der Presse, sei es durch mittelbare oder unmittel-
bare Interventionen oder andere Mitteilungen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich zitiere meine Antwort: 

Auf diese Entscheidung haben weder der Bun -
desminister des Innern noch sonstige amtliche 
Stellen im In- oder Ausland Einfluß genommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, in der Be-
sprechung der deutsch-polnischen Schulbuchempfeh-
lung, so haben Sie ausgeführt, sind verschiedene Po-
sitionen zum Ausdruck gekommen und im „Parla-
ment" abgedruckt worden. Kann ich Ihre Einlas-
sung so verstehen: Wenn an Stelle der einen Ein-
lassung, die Sie mit dem Autor Hupka bezeichnet 
haben, die Einlassung von Professor Menzel gestan-
den hätte, wäre dann die Ausgewogenheit weiter 
hergestellt gewesen, und ist ein doppelter Hupka 
nicht erwünscht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege. Es ist im gesamten Bereich der politischen Bil-
dung so, daß die Bundesregierung dem Gebot der 
Ausgewogenheit große Bedeutung beimißt. Insofern 

müssen unterschiedliche Positionen vertreten wer-
den. Ich will jetzt nicht die von Ihnen erwähnten 
Autoren in eine Beziehung derart zueinander brin-
gen, ob sie die gleichen Auffassungen vertreten. Das 
Gebot der Ausgewogenheit ist berücksichtigt. Nach-
träglich sind jetzt die sogenannten Alternativ-
empfehlungen von Herrn Professor Menzel vorge-
tragen worden. Für die Bundeszentrale würde sich 
die Frage stellen, ob die Diskussion mit alternati-
ven Autoren oder alternativen Meinungen inner-
halb der Beilage zum „Parlament" erneut in aller 
Breite fortgesetzt werden soll. Ich meine, das ist 
nach den wichtigen Anstößen, die die Bundeszen-
trale mit ihren Veröffentlichungen für diese Diskus-
sion gegeben hat, jetzt nicht mehr erforderlich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Czaja. 

 
Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 

Sie nicht Ihre Auffassung unter dem Gesichtspunkt 
überprüfen, daß inzwischen von der Bundesrepublik 
Deutschland — dankenswerterweise von dem Herrn 
Bundesaußenminister besonders gerühmt — die De-
klaration der UNESCO zur Informationsfreiheit un

-

terzeichnet und daher für uns auch zumindest poli-
tisch verbindlich geworden ist, in der sich die Part-
ner in Art. 2 dazu entschließen, „Zugang der Allge-
meinheit zur Information durch die Vielfalt der 
Quellen und Informationsmittel zu garantieren, die 
es jedem erlaubt, die Genauigkeit der Tatsache 
nachzuprüfen und sich objektiv über die Ereignisse 
eine Meinung zu machen"? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Kollege Czaja, 
wenn der Arbeitskreis Ihrer Fraktion der Auffas-
sung gewesen wäre, daß hier von der Bundeszen-
trale für politische Bildung nicht ausgewogen infor-
miert worden wäre, 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Es gibt keine Frak

-
tionsmeinung dazu! Das stimmt nicht!) 

dann hätte der Arbeitskreis VI der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion der Entscheidung des Kuratoriums 
sicherlich widersprochen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das stimmt nicht, 
was Sie hier behaupten!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Daweke. 

Daweke (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, mich 
würde interessieren, ob Ihnen aus dem Hause der 
Bundeszentrale andere Beispiele bekannt sind, daß 
Beiträge druckreif fertiggestellt und dann auf hö-
here Weisung zurückgezogen werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
es handelt sich um eine Meinungsbildung innerhalb 
der Bundeszentrale für politische Bildung, auf die 
die Bundesregierung keinen Einfluß genommen hat. 
Ich kann Ihnen nicht sagen, ob es auch in anderen 
Fällen vorgekommen ist, daß Druckfahnen erstellt 
wurden und dann doch nicht zum Abdruck gekom- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. Dezember 1978 	9677 

Parl. Staatssekretär von Schoeler 
men sind. Ich nehme das aber an, da dies bei jeder 
Zeitschrift gelegentlich vorkommt. 

(Zuruf des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage. — 

Ich rufe Frage 9 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja 
auf: 

Wurde seitens der „übergeordneten" Stelle, die die Veröffent-
lichung einer Alternative" zu polnisch-deutschen Schulbuchemp-
fehlungen durch die Bundeszentrale für politische Bildung unter-
band, nicht der Gleichheitssatz bei der Förderung wissenschaft-
licher Arbeiten zum gleichen Problem — und zwar unter Hinweis, 
daß keine sachlichen und Qualitätsbedenken bestehen — in einer 
auch politisch strittigen Frage erheblich verletzt, um so mehr, 
als in der von der Bundeszentrale gestalteten Beilage zum „Parla-
ment" das Fehlen von Alternativen dazu früher beklagt wurde? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, wenn Sie einverstanden sind, würde ich 
gerne die beiden Fragen zusammenfassend mit dem 
Hinweis auf meine vorherige Antwort beantworten, 
da es der gleiche Themenkreis ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Sie sind einverstan-
den? 

(Dr. Czaja [CDU/CSU] : Ja, bei einer Ant- 
wort, nicht bei einem Hinweis!) 

— Dann wird auch Frage 10 aufgerufen: 
Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß einerseits in 

der von der Bundeszentrale für politische Bildung gestalteten 
Beilage des „Parlaments" (B 22/78) zwar Ausführungen des pol-
nischen kommunistischen Soziologen Markiewicz gegen' die vom 
Bundesverfassungsgericht festgestellte Rechtslage Deutschlands 
und der Deutschen aufgenommen wurden, jetzt aber — aus dem 
Auftrag der Bundeszentrale „übergeordneten politischen Grün-
den" — Alternativempfehlungen deutscher Wissenschaftler zu 
deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen, deren Qualität nicht 
beanstandet wird, nicht abgedruckt werden dürfen? 

Bitte schön. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, es handelt sich um die gleichen Fragen. In-
sofern gebe ich die gleiche Antwort wie auf die 
vorhergehenden Fragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
frage Sie, ob Sie daher der Frage ausweichen, war-
um der polnische kommunistische Soziologe Mar-
kiewicz gegen die vom Bundesverfassungsgericht 
festgestellte Rechtslage Deutschlands und der Deut-
schen in der Beilage polemisieren kann, auch gegen 
die Verteilung der Kulturhoheit, und Länder, die 
die Schulbuchempfehlung ablehnen, als revanchi-
stisch bezeichnen kann und warum Alternativemp-
fehlungen deutscher Wissenschaftler zur deutsch-
polnischen Schulbuchempfehlung, deren Qualität 
nicht beanstandet wird, nicht abgedruckt werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, ich bin der Frage schon deshalb nicht aus-
gewichen, weil ich sie bereits beantwortet habe. 
Ich habe nämlich die Autoren genannt, die den Bei-
trag in den beiden Heften der Bundeszentrale für 
politische Bildung, die als Beilage zum „Parlament" 
erschienen sind, veröffentlicht haben. Diese ver-
schiedenen Beiträge mit sehr unterschiedlichen Auf

-

fassungen bilden insgesamt eine ausgewogene Ver-
öffentlichung der Bundeszentrale für politische Bil-
dung zu dem angesprochenen Themenkreis. Genau-
sowenig wie zu kritisieren ist, daß Professor Mar-
kiewicz sich in einer Beilage geäußert hat, ist zu 
kritisieren, daß Herr Kollege Hupka eine andere 
Auffassung in dieser Beilage geäußert hat. Das ist 
ein wesentliches Moment einer ausgewogenen po-
litischen Bildungsarbeit. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, warum 
weichen Sie konstant der Frage aus, weshalb die 
ersten vollständigen Alternativempfehlungen, die 
auch ich nicht vollständig decke, die hier im Hause 
unzählige Male von der Bundesregierung gefordert 
worden sind, nun nicht veröffentlicht werden, und 
ist Ihnen nicht aufgefallen, daß in der öffentlichen 
Meinung der Bundesrepublik diese sonderbare Ver-
drängung auch propagandistisch eine besondere 
Rolle für diese Alternativempfehlungen zu spielen 
begonnen hat? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, erstens wird auch durch mehrfaches Fragen 
die Behauptung nicht richtig, daß ich Ihrer Frage 
ausweiche. Zweitens weise ich auf die Meinungs-
bildung innerhalb des Arbeitskreises Ihrer eigenen 
Fraktion zu diesem Thema hin. Drittens verweise 
ich auf die Antwort, die ich Ihnen bereits auf die 
Ausgangsfrage gegeben habe, in der das wirklich 
ausführlich dargestellt worden ist. Viertens weise 
ich darauf hin, daß die Bundesregierung niemals 
Alternativempfehlungen gefordert hat, wie Sie in 
Ihrer Frage behauptet haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ge-
fragt ist hier die Regierung und nicht ein Arbeits-
kreis einer Fraktion. Ich frage Sie noch einmal: 
Warum sieht die Bundesregierung nicht die Notwen-
digkeit, in einer höchst bedeutsamen Frage ange-
sichts von Arbeiten, die von dem Großteil der Län-
der als einseitig und unzureichend bezeichnet wer-
den, eine Arbeit, die Sie selbst — das haben Sie 
hier gesagt — für qualitativ ausgezeichnet oder gut 
halten, abzudrucken, sondern gibt sie sie, nachdem 
der Umbruch fertig war, wieder aus dem Hause 
übergeordneten politischen Gründen zurück? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, in den beiden Beilagen zur Zeitschrift „Das 
Parlament" sind jeweils drei verschiedene Autoren 
zu Wort gekommen. Diese drei verschiedenen Auto-
ren haben jeweils drei verschiedene Auffassungen 
vertreten. Es waren Befürworter der deutsch-polni-
schen Schulbuchempfehlungen, Gegner der deutsch-
polnischen Schulbuchempfehlungen und Vertreter 
einer mittleren Position, wenn ich das einmal so 
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vereinfachend sagen darf. Deswegen können Sie 
auch keinesfalls annehmen, daß es hierbei um den 
Inhalt der Alternativempfehlungen geht. Es geht 
darum, daß mit den beiden Heften der Beilage zum 
„Parlament" die Diskussion in den Publikationen 
der Bundeszentrale für politische Bildung als abge-
schlossen gelten muß. Sonst würde sich eine Not-
wendigkeit ergeben, auch jeden weiteren Diskus-
sionsbeitrag zu diesem Thema in der Beilage zu 
veröffentlichen. Sie müssen, glaube ich, zugestehen, 
daß dies kein Gesichtspunkt ist, inhaltlich von der 
Auffassung der Bundesregierung abweichende Mei-
nungen nicht zur Veröffentlichung gelangen zu las-
sen, sondern eine Position, die einfach irgendwann 
einmal eingenommen werden muß, wenn die Dis-
kussion in den Publikationen der Bundeszentrale 
nicht ins Unendliche fortgesetzt werden soll. 

Vizepräsident Frau Funcke: Noch eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben eben ausgeführt, daß bei den für die Kultur-
hoheit zuständigen Verfassungsorganen der Bundes-
republik, aber auch nach Ihrer Auffassung die Mei-
nungsbildung nicht abgeschlossen sei. Würden Sie 
das zum Anlaß nehmen, um wenigstens in Zukunft 
dafür Sorge zu tragen, daß das, was die Bundes-
republik Deutschland jetzt mit anderen UNESCO-
Staaten vereinbart hat, nämlich die Vielfalt der Me-
dien und die Genauigkeit der Quellen, durch Ab-
druck dieses Beitrags, der ja durch die Weigerung 
der Bundeszentrale für politische Bildung nun sehr 
viel Publizität erreicht hat, in einer zukünftigen 
Nummer der Beihefte gewährleistet wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: So weit sind wir in 
der Bundesrepublik!) 

— Herr Kollege Czaja, ich will die Antwort gerne 
ergänzen. Dem Prinzip der Ausgewogenheit ist, wie 
ich mehrfach dargestellt habe — dies kann ich 
Ihnen offensichtlich auch durch Wiederholungen 
nicht deutlicher machen —, durch die bisherigen 
Veröffentlichungen Rechnung getragen worden. 

(Zuruf von der SPD: Uneinsichtig!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie sich die Formulierung in einem Brief 
des Direktoriums an einen der drei Autoren, daß 
eine Veröffentlichung eine politische Reaktion von 
nicht vorauszusehender Tragweite mit sich gebracht 
hätte? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hupka, ich suche gerade in dem Schreiben von 
Herrn Rommerskirchen, ob diese Formulierung sich 
dort findet. Ich finde hier die Formulierung: 

In Erachtung der unausbleiblichen innen- und 
außenpolitischen Konsequenzen treffen die Be-
weggründe für diese Entscheidung auch auf 
Ihre Arbeit zu. 

Das ist wohl die Formulierung, die Sie meinen. 
Oder meinen Sie eine andere Stelle? 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Ich kann genau zitieren. 
Es heißt dort „eine politische Reaktion von unab-
wägbarer Tragweite". Was heißt „unabwägbare 
Tragweite", wenn eine Publikation bei uns in der 
Bundeszentrale erscheint? 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann diese Formulierung in dem Schreiben von 
Herrn Rommerskirchen im Augenblick nicht finden. 
Meinen Sie das Schreiben von Herrn Rommers-
kirchen an Herrn Professor Menzel? 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Ich meine das Schreiben 
von gestern oder vorgestern, das heute bei Herrn 
Professor Menzel eingetroffen ist. 

von Schoeler, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hupka, es tut mir leid; ich habe hier ein Schreiben 
von Herrn Rommerskirchen an Herrn Professor 
Menzel vom 20. November 1978. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Ich meine ein 
neueres Schreiben!) 

— Das Schreiben, das Sie zitieren, ist mir nicht 
bekannt. Ich müßte das Schreiben kennen, um dazu 
Stellung nehmen zu können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich aus ihrer Antwort, daß die Bundesregierung 
keinen Einfluß auf die Entscheidung des Direkto-
riums genommen hat, auch schließen, daß seitens 
des Auswärtigen Amtes irgendwelche Bedenken 
oder Einwände im Hinblick auf außenpolitische Kon-
sequenzen nicht geäußert worden sind? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, alle Ressorts der Bundesregierung waren 
von meiner Antwort umfaßt, weil ich für die Bun-
desregierung geantwortet habe. Keine Stelle der 
Bundesregierung hat Einfluß auf die Entscheidung 
des Direktoriums genommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie das Haus darüber informieren, was zwischen 
der Zusage für den Druckauftrag und der Rücknahme 
dieses Druckauftrages vorgegangen sein muß, denn 
auch diejenigen, die diesen Druckauftrag erteilt ha-
ben, waren ja wohl über die angebliche „Ausgewo-
genheit" informiert? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hupka, ich habe das im einzelnen dargestellt.  

Vizepräsident Frau . Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihrer Antwort auf meine eben gestellte 
Zusatzfrage den weiteren Schluß ziehen, daß die 
Bundesregierung sich dann, wenn sich bei dem Di-
rektorium nach Abwägung etwa der heutigen Dis-
kussion zu diesem Thema ein Sinneswandel vollzie-
hen sollte, gegen eine Veröffentlichung nicht querle

-

gen würde? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, das ist eine hypothetische Frage. Das Direk-
torium der Bundeszentrale hat eine ' Entscheidung 
gefällt: Ich habe hier gesagt, daß die Bundesregie- 
rung diese Entscheidung billigt und keinen Anlaß 
hat, in anderem Sinne auf die Bundeszentrale einzu-
wirken. Damit ist wirklich alles beantwortet, was 
sich in diesem Zusammenhang an Fragen für die 
Bundesregierung stellt. 

 
Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 

Abgeordneten Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, • 
könnten Sie meiner Auffassung zustimmen, daß wir, 
statt hier einen Streit uni Veröffentlichungen der ei-
nen oder anderen Meinung zu führen, alle Kraft da-
für aufwenden sollten, daß die Schulbuchempfehlun-
gen endlich verwirklicht werden?  

(Beifall bei der SPD) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Becker, Sie wissen, daß  die Bundesregierung auf die 
Länder in diesem Sinne zugegangen ist. Ich kann 
Ihre Frage daher mit Ja beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 

Dann rufe ich jetzt die Frage 11 des  Herrn Abge-
ordneten Conradi auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Ermächtigung für die Straf-
verfolgung des Journalisten Hans-Georg Faust wegen eines Ver-
gehens nach § 353 c StGB zurückzunehmen, nachdem das  Land-
gericht Bonn beschlossen hat, das Verfahren nicht zu eröffnen, 
da das Beweismaterial auf unzulässige Weise beschafft worden 
und deshalb nicht verwertbar ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat bereits bei Beantwortung 
der mündlichen Anfrage der Frau Kollegin Matthäus-
Maier am 4. Oktober 1978 dargelegt, daß für sie 
eine Ermächtigung nach § 353 c Abs. 4 des Strafge-
setzbuches angesichts der besonderen Bedeutung der 
Pressefreiheit nur in Ausnahmefällen in Betracht 
kommen kann. Sie ist der Auffassung, daß die in 
jedem Einzelfall gebotene Güterabwägung die nach 
dem Grundgesetz der Presse und dem einzelnen 
Journalisten zukommende Kontrollfunktion zu be-
rücksichtigen hat und auch nur der  Anschein eines 
Einsatzes der Ermächtigung nach § 353 c Abs. 4 als 
Disziplinierungsinstrument gegenüber einer kriti

-

schen Presse zu vermeiden ist. Die Bundesregierung 
hat bereits in der erwähnten Antwort festgestellt, 
daß sie keine Veranlassung habe, zu zweifeln, daß 
im Verlauf des weiteren Strafverfahrens die Ge-
sichtspunkte, die gegen eine Verurteilung von Faust 
sprechen könnten, berücksichtigt würden. An dieser 
Feststellung hat sich durch die Entscheidung des 
Landgerichts Bonn nichts geändert, so daß die Bun-
desregierung auch jetzt keine Veranlassung hat, die 
in diesem Ausnahmefall erteilte Ermächtigung zu- • 
rückzuziehen und damit dem noch nicht abgeschlos-
senen Strafverfahren die Grundlage zu entziehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung inzwischen bereit, zuzugeben, daß der 
Journalist Faust mit dem Aufdecken der Abhöraf-
färe Traube nicht verfassungsfeindliche Sabotage be-
trieben, sondern sich im Gegenteil um die Verfas-
sung verdient gemacht hat? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Conradi, ich kann diese Auffassung nicht teilen. Was 
den ersten Teil Ihrer, Frage betrifft, handelt es sich 
um Feststellungen, die in unserer Rechts- und Staats

-

ordnung einem Gericht vorbehalten sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zusatz-
frage.  

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, liegt es im öf-
fentlichen Interesse, daß vom Staat angeordneter 
Rechtsbruch geheimgehalten wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Conradi, es könnte. niemals im Interesse des Staates 
liegen, einen• Rechtsbruch geheimzuhalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Broll. 	 . 

Broil (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, welche Ele-
mente der Güterabwägung, von der Sie eben gespro-
chen haben, haben dazu geführt, daß die Bundesre-
gierung im Falle der Zeitschrift „Quick" sehr wohl 
die Ermächtigung zur Anklage gegeben hat? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Broil, ich kann im Zusammenhang mit dieser Frage 
wirklich nur .auf die allgemeinen Erwägungen ein-
gehen, die im Rahmen der Entscheidung über die 
Strafverfolgungsermächtigung nach § 353 c des Straf-
gesetzbuches in Rede gestanden haben. Dieses habe 
ich dargestellt.  

Im übrigen gibt es im Parlament eine Debatte über' 
diese Problematik, die sich bei der Güterabwägung 
nach § 353 c des Strafgesetzbuches stellt, die aber 
losgelöst von dem hier die Frage auslösenden Sach-
verhalt zu sehen ist.  

(Zuruf von der CDU/CSU: Dies war genau 
das gleiche!) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Lattmann. 

 
Lattmann (SPD) : Herr Staatssekretär, da im Fall 

des Journalisten Faust zu keinem Zeitpunkt der 
konkrete Verdacht auf geheimdienstliche Agenten-
tätigkeit oder sogenannte verfassungsfeindliche Sa-
botage vorlag, ist in der Öffentlichkeit eben doch 
sehr stark der Eindruck vorhanden gewesen, es 
könne sich hier um eine Einschüchterungsmaßnahme 
gegen solche Journalisten handeln, die sich mit den 
Bräuchen und Mißbräuchen der Geheimdienste be-
schäftigen. Können Sie ergänzend zu Ihrer Eingangs-
erklärung noch einmal bekräftigen, daß es im Inter-
esse der Bundesregierung liegt, diesen Verdacht 
auszuräumen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lattmann, ich habe darauf hingewiesen, daß die Bun-
desregierung bei ihrer Handhabung der Entschei-
dung über die Strafverfolgungsermächtigung nach 
§ 353 c Abs. 4 des Strafgesetzbuches bemüht ist, 
auch nur jeden Anschein des Einsatzes dieser Er-
mächtigung als Disziplinierungsinstrument gegen-
über einer kritischen Presse zu vermeiden. In dem 
konkreten Fall, über den wir diskutieren, hat bei 
der Bundesregierung — wie ich bereits auf die 
Frage der Frau Kollegin Matthäus-Maier gesagt 
habe — im Vordergrund ihrer Erwägungen gestan-
den,, die Wege aufzudecken, auf denen geheime Un-
terlagen veröffentlicht werden konnten. 

Zu den strafrechtlichen und strafprozessualen Fra-
gen, die sich im Zusammenhang mit diesem Straf-
verfahren stellen, kann ich bei einem noch laufenden 
Strafverfahren hier nicht Stellung nehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Roth. 

Roth (SPD) : Sie wissen, daß der betroffene Jour-
nalist ein freier, Journalist ist. Nun wissen wir, daß 
Sie zu anderen Zeitpunkten bei Veröffentlichungen 
von Zeitschriften keine derartige Strafverfolgung 
genehmigt haben. Ich erinnere an die Veröffentli-
chung der Verhandlungspapiere bei den Verhand-
lungen mit Polen. Muß nicht der Eindruck entste-
hen, daß Sie einen kleinen unabhängigen Journali-
sten strafrechtlich verfolgen lassen, während Sie bei 
einer großen Zeitschrift diese Strafverfolgung nicht 
genehmigen? Muß der Bürger nicht den Eindruck 
haben, daß man bei den „Großen" wieder das „Lau-
fenlassen" als Prinzip hat, während man die „Klei-
nen" tatsächlich hängen will? 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Roth, ich habe bereits in der Antwort darauf hinge-
wiesen, daß wir keinerlei Veranlassung haben, daran 
zu zweifeln, daß das Gericht alle Gesichtspunkte 
strafrechtlicher und strafprozessualer Art, die sich in 
diesem Zusammenhang stellen, berücksichtigt. Damit 
ist, glaube ich, auch Ihre Frage beantwortet. 

(Roth {SPD]: Weiß Gott nicht!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Thüsing. 

Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, da das Bonner 
Landgericht festgestellt hat, daß das Beweismaterial 
auf illegalem Wege beschafft wurde — doch wohl 
mit Einwilligung der Bundesanwälte —, frage ich: 
Welche dienstrechtlichen Konsequenzen zieht die 
Bundesregierung hinsichtlich der beteiligten Bundes-
anwälte? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Thüsing, das  Landgericht Bonn hat seine Entschei-
dung gefällt. Die Staatsanwaltschaft hat dagegen 
Beschwerde eingelegt; über diese Beschwerde ist 
noch nicht entschieden. Das Strafverfahren läuft also 
noch. Zu den damit zusammenhängenden strafrecht-
lichen und strafprozessualen Fragen — das habe ich 
vorhin schon auf eine Frage des Kollegen Lattmann 
gesagt — kann ich . angesichts dieses Verfahrens-
standes keine Stellung nehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz- 
frage. — 

Dann rufe ich die Frage 12 des Abgeordneten Ste-
ger auf. — Der Abgeordnete Ist nicht im Saal. Dann 
werden diese wie auch die Frage 13 des Abgeord-
neten Steger schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 
Langguth auf: 

Was veranlaßte die Bundesregierung, sich in der Antwort auf 
eine Schriftliche Frage des Abgeordneten Hansen der Kritik 
daran anzuschließen, daß die im Verfassungsschutzbericht 1977 
gewählte Formulierung „oft bis zum Ekel und Haß gesteigerte" 
Ablehnung der bestehenden Ordnung, die „zersetzt" und „zer-
stört" werden solle, auch auf das Sozialistische Büro bezogen 
werden kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich würde Ihre beiden Fragen gerne zusammenfas-
send beantworten, wenn Sie einverstanden sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 15 des 
Herrn Abgeordneten Langguth auf: 

Inwiefern rechtfertigen die maßgebliche Initiierung und Unter-
stützung des Russell-Tribunals, dem die Bundesregierung selbst 
offenkundig angestrebte Diffamierung der Bundesrepublik 
Deutschland" und „Verhöhnung unseres freiheitlichen Rechts-
staats" vorwarf, durch das Sozialistische Büro, die Erklärung „Das 
Arsenal der politischen Unterdrückung ist' von den Herrschen-
den in der Bundesrepublik  Deutschland  in den letzten Jahren 
geschärft und ausgebaut worden" in einem Spendenaufruf des 
Sozialistischen Büros, die These des Sozialistischen Büros „Die 
Gewalt wird jeder sozialistischen Politik durch den Zwang der 
Verhältnisse aufgezwungen", sowie zahlreiche weitere einschlä-
gige Erklärungen und Aktionen die im Verfassungsschutzbericht 
1977 gegebene Wertung nicht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung hat der in der Frage des Kollegen Hansen 
zum Ausdruck kommenden Kritik insoweit zuge-
stimmt, als die im Verfassungsschutzbericht für das 
Jahr 1977 gewählte Formulierung „oft bis zum Ekel 
und Haß gesteigerte" Ablehnung der bestehenden 
Ordnung, die „zersetzt" und „zerstört" werden solle, 
nicht auf das Sozialistische Büro paßt. Auch die von 
Ihnen aufgeführten Zitate und die Beteiligung des 
Sozialistischen Büros am dritten Russel-Tribunal 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
rechtfertigen nicht den Bezug der genannten Formu-
lierung auf das Sozialistische Büro. 

Was die Bundesregierung zu der erwähnten Ant-
wort an den Kollegen Hansen veranlaßt hat, ergibt 
sich bereits aus der Antwort selbst, in der wörtlich 
ausgeführt wird: „Bei der Abfassung des Berichts 
war mit dieser Formulierung auch nicht an das So-
zialistische Büro gedacht, was zugegebenermaßen im 
Text nicht deutlich genug zum Ausdruck kommt." 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, was anderes als Haß gegen unsere 
Verfassungsordnung sehen Sie in der Erklärung des 
Delegiertenrates des Sozialistischen Büros vom 1./2. 
Juli 1978 zum Fall Bahro, in der die Bundesrepublik 
Deutschland mit dem System der DDR auf eine Stufe 
gestellt und behauptet wird, die jeweils herrschen-
den Klassen — der wir alle in diesem Saale dann 
auch angehören müßten — versuchten — ich zitie-
re —, „mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mit-
teln der Repression, mit staatlicher Gewalt, sozialer 
Ausgrenzung und ideologischer Diffamierung Kritik" 
— nämlich Kritik der sozialistischen Opposition —
„zu unterbinden". 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Langguth, die Verwendung von Begriffen wie Haß 
und Ekel im Zusammenhang mit der Berichterstat-
tung im Verfassungsschutzbericht erscheint mir des-
halb generell überprüfungsbedürftig, weil das For-
mulierungen sind, die mehr Emotionen wiedergeben 
— und von daher auch zu unterschiedlichen Ausle-
gungen Anlaß geben —, als das bei einer reinen Be-
richterstattung über den Inhalt der Aussagen sol-
cher Organisationen im Verfassungsschutzbericht der 
Fall wäre. Deswegen haben wir in der Antwort auf 
die Frage des Kollegen Hansen auch zum Ausdruck 
gebracht, daß wir uns generell darum bemühen wer-
den, mißverständnisfreiere Formulierungen in der 
Berichterstattung über einzelne Organisationen zu 
finden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, vermögen Sie auch in der Tatsache, 
daß der Frankfurter Polizeipräsident Müller auf dem 
sogenannten „Anti-Repressions- Kongreß" des Sozia-
listischen Büros als — ich zitiere — „Gangster, Lüg-
ner und Dummkopf" bezeichnet wurde, kein Anzei-
chen für eine oft bis zum Haß und Ekel gesteigerte 
Ablehnung der bestehenden Ordnung zu erkennen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Langguth, aus solchen Aussagen — wenn sie dort 
gefallen sind, was mir im Augenblick nicht bekannt 
ist — muß man sicherlich auf die Einzelperson 
schließen, die das gesagt hat. Aber es wäre doch 
außerordentlich problematisch, auf Grund solcher 
Aussagen eine Einschätzung der Organisation ins-
gesamt vorzunehmen. Auf die Organisation insge-
samt trifft das nach unserer Auffassung nicht zu. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Stimmen Sie mir aber 
zumindest zu, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
daß das Sozialistische Büro eine Institution ist, die 
die verfassungsmäßige Ordnung auf das entschie-
dendste bekämpfen will, wenn man zugrunde legt, 
daß ein Arbeitsausschuß dieses Büros in Thesen, die 
im Jahre 1975 veröffentlicht wurden, den „Hoffnun-
gen" eine Abfuhr erteilte, nämlich — jetzt zitiere 
ich — „den Kapitalismus auf dem Wege parlamen-
tarischer Erfolge und unter Nutzung der Funktions-
möglichkeiten des bürgerlichen Staates Stück für 
Stück entmachten zu können und den gleitenden 
Übergang in sozialistische Gesellschaftsstrukturen 
organisieren zu können" , und wenn man dazu noch 
die Forderung des Sozialistischen Büros nach „revo-
lutionärer Umwälzung" nimmt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Langguth, ich habe mir die Thesen des Sozialisti-
schen Büros, die ja im Verfassungsschutzbericht 
1977 teilweise zitiert werden und die Sie jetzt 
ebenfalls zitiert haben, sehr ausführlich angesehen. 
Die Thesen sind mit dem Anspruch formuliert, 
einen wissenschaftlichen Diskussionsbeitrag zu lie-
fern. Ich will meine persönliche Meinung zur Wis-
senschaftlichkeit dieses Diskussionsbeitrags hier 
nicht äußern; das ist auch nicht meine Aufgabe. 

Für das Sozialistische Büro insgesamt gilt, daß 
es durch eine besonders lockere Organisationsform 
gekennzeichnet ist. Das Sozialistische Büro erhebt 
selbst den Anspruch, ein Sammelbecken für Links-
sozialisten zu sein, und will ein Forum der Diskus-
sion und der Propaganda sozialrevolutionärer Theo-
rien und Praktiken sein. Ich darf Ihnen diese auch 
aus dem Selbstverständnis des Sozialistischen Büros 
zitierten Bemerkungen zur Bewertung dieser Orga-
nisation zusätzlich zu dem sagen, was im Verfas-
sungsschutzbericht steht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Letzte Zusatzfrage. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, hier könnte man argumentieren, daß 
auch die Revolutionstheorien von Lenin ein wissen-
schaftlicher Diskussionsbeitrag seien und von daher 
nicht anders zu bewerten seien. Ich möchte zusätz-
lich die Frage stellen, ob es zutrifft, daß zu den 
Fürsprechern für das Sozialistische Büro beim Bun-
desinnenminister neben den Professoren Gollwitzer 
und Narr und der Humanistischen Union auch der 
Parlamentarische Staatssekretär Sperling zählt. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich weiß nicht, was Sie mit dem Wort „Fürspre-
cher" meinen. 

(Conradi [SPD] : Rein denunziatorisch, das 
ist seine Praxis! Das ist denunziatorisch 

zu verstehen, nicht anders!) 

Ich kenne nur Personen, die sich an der Diskussion 
über die Passage im Verfassungsschutzbericht, die 
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Ihre Frage ausgelöst hat, beteiligt haben. Diese Dis-
kussionsbeiträge in „Fürsprecher" oder „Gegner" 
des Sozialistischen Büros umzumünzen halte ich 
allerdings für eine Formulierung, die der Ernst-
haftigkeit dieser Diskussion und des Anliegens der-
jenigen, die sich daran beteiligen, nicht gerecht 
wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn  
Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Frau Präsident, ich weiß nicht, was 
Sie heute mit mir vorhaben. Ich habe mich noch 
nicht. gemeldet. Aber wenn das eine Aufforderung 
ist, will ich ihr gern folgen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Das haben wir alle 
gesehen. Aber Sie müssen nicht. Wir können auch 
gern eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Thü-
sing  vorlassen. Oder wollen Sie nun doch? 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir überein, daß eine Haltung wie Haß und 
Ekel oder auch Tätigkeiten wie Verhöhnung oder 
Diffamierung, auch wenn sie sich auf politische Be-
reiche beziehen, noch nicht als verfassungswidrige 
Tätigkeit einzustufen sind und daß es in keiner Wei-
se zur Tätigkeit des Verfassungsschutzes gehören 
kann, die Überwachung einer Organisation wie des 
Sozialistischen Büros auf derartige emotionale Kri-
terien zu stützen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Sie haben völ-
lig recht, daß Emotionen wie Haß und Ekel für sich 
allein keinerlei Relevanz für die Frage der Einstel-
lung einer Organisation zur Verfassung haben. Das 
sind auch nicht die tragenden Elemente. Deswegen 
haben wir in der Antwort auf die Frage des Kolle-
gen Hansen auch ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß wir solche Formulierungen generell in zukünfti-
gen Verfassungsschutzberichten vermeiden werden. 
Sie erscheinen mir der Berichterstattungsfunktion 
des Verfassungsschutzberichtes nicht angemessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage' des Herrn 
Abgeordneten Thüsing. 

Gansel (SPD) : Ich habe zwei Fragen, Frau Prä-
sidentin. 

Vizepräsident Frau Funcke: Aber die Reihenfolge 
müssen Sie mir schon überlassen. Herr Thüsing, 
bitte. 

 
Thüsing (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie be-

reit, noch einmal — gerade angesichts der Frage des 
Kollegen Langguth — klarzumachen, daß es sich 
beim Sozialistischen Büro um ein Diskussions- und 
Informationsforum handelt und daß nicht für jede 
Äußerung, die innerhalb dieses Diskussionsforums 
fällt, das Sozialistische Büro als Organisation ver-
antwortlich gemacht werden kann und im übrigen 

die hier vorgebrachten Zitate teilweise aus dem Zu-
sammenhang gerissen sind, teilweise allgemeine 
Analysestücke darstellen und keineswegs auf kon-
krete, politisch-gesellschaftliche Verhältnisse der 
Bundesrepublik bezogen sind? 

von SChoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Thüsing, soweit sich die Frage auf den Inhalt der 
Thesen bezieht, möchte ich sie in der kurzen Form, 
in der wir sie hier nur diskutieren könnten, nicht 
beantworten. Das schiene mir einer längeren Diskus-
sion wert. 

Ich will aber Ihre Frage noch einmal zum Anlaß 
nehmen, zu betonen, was wir auf die Frage des 
Kollegen Hansen geantwortet haben, daß die Erwäh-
nung des Sozialistischen Büros im Verfassungsschutz-
bericht und das, was dort ausgesagt wird, keinerlei 
Rückschlüsse auf die Einstellung der Mitglieder die-
ses Büros zuläßt. Diese Aussage gilt generell für al-
le Organisationen, die im Verfassungsschutzbericht 
erwähnt sind, und in besonderem Maße für das So-
zialistische Büro, weil es sich hier, wie bereits ge-
sagt, um eine sehr lockere Organisationsform han-
delt, bei der Rückschlüsse von Thesen, die von die-
sem Arbeitsausschuß herausgegeben und verteilt 
worden sind, auf die Haltung einzelner Mitglieder 
nicht zulässig wären. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Simpfendörfer. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Staatssekretär, die 
erste Zusatzfrage des Kollegen Langguth veranlaßt 
mich zu der mehr ironischen Frage, ob Sie meine 
Auffassung teilen, daß der Herr Kollege Dr. Lang-
guth ein guter Repräsentant der herrschenden 
Klasse in der Bundesrepublik ist. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Beantwor-
tung der Frage würde mich in die Schwierigkeit 
bringen, Frau Präsidentin, einen Kollegen zu be-
werten, was zweifellos von der Präsidentin gerügt 
würde, wenn es geschähe. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie dahin gehend richtig verstanden, daß die Bun-
desregierung der Meinung ist, die auf Emotionen 
abgestellte Diffamierung unserer Verfassungsord-
nung durch das Sozialistische Büro oder andere ex-
tremistische Organisationen zutreffend auch ohne 
die Darstellung und Bewertung solcher emotionalen 
Diffamierungen charakterisieren zu können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr 
Kollege Laufs, das Problem liegt in etwas anderem. 
Der Verfassungsschutzbericht sollte eine nüchterne 
Darstellung der Ziele und Tätigkeiten von Orga-
nisationen geben. Das entspricht der Funktion des 
Verfassungsschutzberichts, der eben Bericht ist. Wir 
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sind der Auffassung, daß Formulierungen durchaus 
schillernder Art wie „Haß" und „Ekel" dieser Bericht-
erstattungsfunktion des Berichts nicht angemessen 
sind. 

 
Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage, Herr Ab-

geordneter Daweke. 

Daweke (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie vielleicht sagen, wie und durch welche Be-
griffe dann im nächsten Verfassungsschutzbericht 
die Begriffe wie „Zerstören" und „Zersetzen" unse-
rer Ordnung, die Sie ja vorhin ausdrücklich mit ein-
geschlossen haben, ersetzt werden sollen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Daweke, es entspricht wirklich nicht der Übung, 
daß wir den Verfassungsschutzbericht des nächsten 
Jahres jeweils in der Fragestunde vorwegnehmen. 

(Daweke [CDU/CSU] : Ganz allgemein!) 

Herr Kollege, wir werden einen Weg suchen, die 
klare Berichterstattung unter Vermeidung solcher 
auf Emotionen abstellenden Formulierungen zu ge-
währleisten. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß, wenn man dem Vor-
schlag des Kollegen Laufs folgend Diffamierungen 
dieses Staates als verfassungswidrige Tätigkeit 
klassifizieren wollte, dann auch diejenigen Perso-
nen, die diese Bundesrepublik als „Bananenrepu-
blik" bezeichnet haben, im Verfassungsschutzbe-
richt landen könnten? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, ich glaube, jetzt sind die Fragen zur Sache 
allmählich wirklich beantwortet. 

Ich möchte bitten, jetzt keine Bewertungsfragen 
und keine Dreiecksfragen, sondern nur echte Fra-
gen zu stellen. 

Herr Conradi, bitte. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, sind wir uns 
darin einig, daß die politische Diskussion mit Or-
ganisationen, wie dem Sozialistischen Büro oder 
den Bürgern, die solchen Organisationen angehören, 
mit Argumenten zu führen ist und nicht dadurch 
umgangen werden sollte, daß man das Etikett „ver-
fassungsfeindlich" aufklebt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Conradi, es ist richtig, daß es in dem ganzen Bereich 
darum geht, politische Diskussionen zu führen, um 
Vertrauen für diesen Staat zu erwerben. Man wird 
dieses Vertrauen nicht erwerben, wenn man meint, , 
man könnte die Diskussion mit administrativen 
Maßnahmen vermeiden. 

Auf der anderen Seite ersetzt diese Diskussion 
nicht den Verfassungsschutzbericht, der unter an-
deren Gesichtspunkten, nämlich denen der Bericht-
erstattung, zu sehen ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage, Herr Ab-
geordneter Laufs.  

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß es eine typische Aufgabe des Verfas-
sungsschutzes ist, Beeinflussungsversuche verfas-
sungsfeindlicher Organisationen gegenüber ande-
ren Organisationen zu beobachten und im Rahmen 
des Verfassungsschutzes durch Aufklärung auch 
öffentlich darzustellen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Broll. 

Broll (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bleiben 
Sie bei der im Verfassungsschutzbericht vertrete-
nen Meinung, daß es sich bei dem SB grundsätz-
lich um eine, sagen wir einmal, in Diskussionsform 
getarnte Aktionseinheit zur Bekämpfung der ver-
fassungsmäßigen Ordnung handelt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das, was ich zur Einschätzung des Sozialistischen 
Büros zu sagen habe, habe ich bereits vorhin auf 
die Frage eines Kollegen ausgeführt. Ich will dem 
jetzt nichts hinzufügen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Fragen 16, 18 und 73, also die Fragen der 
Kollegen Menzel (SPD), Spranger (CDU/CSU) und 
Niegel (CDU/CSU), werden auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlage abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbereichs 
angelangt. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. 

Ich rufe nun die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Finanzen auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Haehser zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Kühbacher auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es notwendig 
ist, beim Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen im Bereich der 
Prüfdienste bei den Banken höchstbefähigtes und qualifiziertes 
Personal zu beschäftigen, um die notwendige qualitative Kon-
trolle nach dem Kreditwesengesetz auch dadurch sicherzustellen, 
und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Kühbacher, es trifft zu, 
daß die Prüfungstätigkeit beim Bundesaufsichtsamt 
für das Kreditwesen qualifiziertes Personal erfor-
dert. Diesem Umstand wird u. a. dadurch Rechnung 
getragen, daß die Mitarbeiter zum Teil bei Prüfun- 
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gen, die von Sparkassen- oder Genossenschaftsver-
bänden durchgeführt werden, volontieren, um sich 
auf die Prüfungstätigkeit beim Aufsichtsamt vorzu-
bereiten. Außerdem wird zur Zeit geprüft, wie die 
Ausbildung speziell des gehobenen Dienstes beine 
Bundesaufsichtsamt noch verbessert werden kann. 
Durch Fortbildungsmaßnahmen, z. B. durch Lehrgän-
ge bei der Deutschen Bundesbank, wird den Be-
schäftigten darüber hinaus besonderes fachspezifi-
sches Wissen vermittelt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung nicht die Befürchtung, daß gerade 
durch das Volontieren bei Prüfern der genannten 
Verbände auch deren Bezahlung zur Sprache kommt 
und daß sich die Beschäftigten des Bundesaufsichts-
amtes für das Kreditwesen für die besser bezahlten 
Stellen in Verbänden entschieden, so daß die Bun-
desregierung dadurch permanent qualifiziertes Per-
sonal verliert, wenn sie selbst die Besoldung nicht 
etwas anpaßt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Es kann durchaus 
passieren, Herr Kollege Kühbacher, daß Einrichtun-
gen außerhalb der Bundesverwaltung, was die Be-
zahlung von Mitarbeitern angeht, in Konkurrenz zu 
Einrichtungen der Bundesverwaltung treten; das 
kann ich nicht bestreiten. Aber Sie müssen anderer-
seits natürlich wissen, daß das Volontieren bei den 
genannten Einrichtungen kein Dauerzustand, son-
dern, wie es der Natur der Sache entspricht, ein 
vorübergehender Zustand ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage? - Nein. 

Ich rufe dann die Frage 20 des Herrn Abgeordne-
ten Kühbacher auf: 

Ist die Bundesregierung in diesem Zusammenhang bereit, diese 
Qualifikation insbesondere im gehobenen Dienst bei dem Bundes-
amt für Kreditwesen analog der Behandlung von Betriebsprüfern 
bei Finanzämtern oder der Ausweisung von Beförderungsstellen 
bei dem Bundesamt für Finanzen zu handhaben, und hat sie für 
1980 entsprechende haushaltsplanmäßige Konsequenzen vorge-
sehen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Küh-
bacher, ob Stellenhebungen beim Bundesaufsichts-
amt für das Kreditwesen im Haushalt 1980 vorgese-
hen werden können, kann erst bei Aufstellung des 
Haushalts entschieden werden. Dafür werden Sie als 
häufiger Mitarbeiter im Haushaltsausschuß sicher 
Verständnis haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Kühbacher (SPD) : Würde die Tatsache, daß die 
Betriebsprüfer bei den Finanzämtern, die den Län-
dern unterstehen, und bei dem Bundesamt für Finan-
zen einen anderen Stellenkegel haben, die Prüfung 
dieser Überlegungen beflügeln können, Herr Staats-
sekretär? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich will Ihnen gern 
zugestehen, Herr Kollege, daß sich die Bundesregie

-

rung wird bemühen müssen — und demzufolge wird 
sie es auch tun —, Unterschiede hinsichtlich Beför-
derungssituationen vergleichbarer Einrichtungen zu 
beseitigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe dann die Frage 21 des Herrn Abgeordne-
ten Gobrecht auf. — Herr Gobrecht ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 22 des Herrn Abgeordneten 
Schwencke auf: 

1st der Bundesregierung bekannt, ob der „Deutschland- Stif-
tung", die für die Publikation „Deutschland- Magazin" verant-
wortlich ist, steuerrechtlich die „Gemeinnützigkeit" noch nicht 
aberkannt worden ist, und wird die Bundesregierung gegebenen-
falls darauf hinwirken, daß dies geschieht? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schwencke, eine Steuerbefreiung wegen Verfolgung 
gemeinnütziger Zwecke kann nach § 52 der Abga-
benordnung ausgesprochen werden, wenn die Tätig-
keit einer Körperschaft darauf gerichtet ist, die All-
gemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittli-
chem Gebiet ausschließlich, unmittelbar und selbst-
los zu fördern. Politische Zwecke — dazu gehören 
z. B. die Beeinflussung der politischen Meinungsbil-
dung oder die Förderung politischer Parteien — zäh-
len nicht zu den gemeinnützigen Zwecken im Sinne 
des § 52 der Abgabenordnung. Für politische Vereine 
kommen die Steuerbefreiungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 
des Körperschaftsteuergesetzes und § 3 Abs. 1 Nr. 10 
des Vermögensteuergesetzes in Betracht. Auf dieser 
Rechtslage ist im Einführungserlaß zur Abgabenord-
nung ausdrücklich hingewiesen worden. Ich möchte 
an dieser Stelle auch noch einmal ausdrücklich dar-
auf hinweisen. Die Finanzämter haben entsprechend 
zu verfahren. 

Einzelheiten über die steuerliche Behandlung der 
Deutschland-Stiftung kann ich Ihnen nicht mitteilen, 
da es mir das Steuergeheimnis, das in § 30 der Ab-
gabenordnung festgelegt ist, nicht gestattet, die 
steuerlichen Verhältnisse eines Steuerpflichtigen un-
befugt zu offenbaren. 

Nun haben Sie mich nicht gefragt, was ich tun 
würde, wenn ich Finanzminister in Bayern wäre. 
Aber selbst wenn Sie mich danach gefragt hätten, 
könnte ich Ihnen darauf keine Antwort geben, weil 
nach den Richtlinien für die Fragestunde nur Fragen 
aus dem Bereich zulässig sind, für den die Bundes-
regierung unmittelbar oder mittelbar verantwortlich 
ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, nachdem Sie vorhin ausgeführt haben, die 
verschiedenen steuerrechtlichen Bedingungen seien 
so formuliert, daß sie auch „Geistiges" und ,,Sittli-
ches" berücksichtigen, frage ich Sie, wie Sie aus mei-
ner Position heraus die Frage beantworten würden, 
ob für diese Stiftung mit ihrer Publikation „Deutsch-
land-Magazin" herausgegeben von einem gewissen 
Herrn Ziesel, NSDAP-Mitglied seit 1931, Schriftleiter 
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beim „Völkischen Beobachter", Mitarbeiter verschie-
dener Nazi-Zeitungen usw., irgendeine Förderung 
auf Grund von Steuergesetzen überhaupt denkbar 
wäre. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, in der 
Fragestunde dürfen Fragen mit Bewertungen nicht 
gestellt werden. Ich kann die Frage deswegen nicht 
zulassen. Aber Sie können eine andere stellen. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie Ihren Einfluß dahin geltend 
machen, daß diese steuerrechtliche Frage auch bei 
Ihrem bayerischen Kollegen noch einmal mit dem 
betroffenen Finanzamt erörtert wird? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, Herr 
Kollege, ob die bayerische Staatsregierung auf der 
Bundesratsbank vertreten ist; ich kann es nicht se-
hen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Sie ist mit 
Recht nicht vertreten!) 

— „Mit Recht nicht vertreten" meinen Sie. Ich würde 
nichts dagegen haben, Herr Kollege Althammer, 
wenn die Regierungen der Bundesländer auf der 
Bundesratsbank öfter vertreten wären. Aber ich 
höre, die bayerische Staatsregierung ist nicht vertre-
ten. 

(Daweke [CDU/CSU] : Überhaupt kein Land 
ist vertreten!) 

Demzufolge kann ich Ihnen, Herr Kollege, nur an-
heimstellen, das Protokoll dieser Fragestunde der 
bayerischen Staatsregierung zur Verfügung zu stel-
len, damit sie weiß, was hier abgehandelt wurde. 

Vizepräsident Frau Funcke.: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Lambinus. 

Lambinus (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
überhaupt eine Stiftung für gemeinnützig, die ein 
Organ mit dem Charakter des „Deutschland- Maga-
zins" herausgibt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Zuerkennung dieses Prädikats ist nicht Sache der 
Bundesregierung, sondern der Länderregierungen. 
Hier gilt das gleiche: Es würde Ihnen nichts nützen, 
wenn ich Ihnen meine persönliche Meinung sagen 
würde, die Sie ganz gewiß kennen, zumal das dann 
eine Bewertung wäre. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Dann rufe ich die Frage 23 des Herrn Abgeord-
neten Meininghaus auf: 

Welche  Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Aus-
wirkungen der am 1. Januar 1977 in Kraft getretenen Abgaben-
ordnung im Steuerrecht für Amateursportvereine? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mei-
ninghaus, die Reform der Abgabenordnung und die 

Körperschaftsteuerreform sind im Januar 1977 in 
Kraft getreten. Sie können sich infolgedessen frühe-
stens auf den Veranlagungszeitraum 1777 auswir-
ken. Da die Veranlagung für das Jahr 1977 erst in 
der zweiten Jahreshälfte 1978 begonnen hat, sind die 
praktischen Auswirkungen der Reform zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht vollständig zu über-
blicken. 

Die Bundesregierung ist aber davon überzeugt, 
daß das mit den Reformen angestrebte Ziel erreicht 
worden ist,. die Masse der Amateursportvereine in 
noch größerem Maße in den Genuß der mit der Ge-
meinnützigkeit verbundenen Steuervergünstigungen 
zu bringen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Meininghaus (SPD) : Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie in Ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der 
SPD- und der FDP-Fraktion im Mai dieses Jahres 
sinngemäß etwa die gleiche Antwort gegeben ha-
ben, möchte ich Sie jetzt fragen, ob Sie denn keine 
Erkenntnisse darüber haben, ob die Vorschriften 
dieses Gesetzes ausreichen, die sportliche, gesellige 
und kulturelle Tätigkeit der 47 000 Amateursport-
vereine grundsätzlich dauerhaft von steuerlichen Ab-
gaben zu befreien, wie es ja mal das Ziel gewesen 
ist, oder ob Sie nicht der Auffassung sind, daß wei-
tere. wirkungsvolle steuerliche Maßnahmen, z. B. 
höhere Freibeträge, notwendig sind. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mei-
ninghaus, ich kann nicht nachvollziehen, . daß es das 
Ziel war, die Vereine vollständig von der Steuer zu 
befreien. Dort, wo sie z. B. wirtschaftliche Tätigkeit 
ausüben, sind sie so zu behandeln wie andere, die 
wirtschaftliche Tätigkeit ausüben. 

Aber ich will Ihnen doch sagen, daß die Vereine 
durchweg die Reform der Abgabenordnung und die 
Körperschaftsteuerreform begrüßt haben, und zwar 
aus sehr naheliegenden Gründen. So ist z. B. die ab-
solute Freigrenze, bis zu der Überschüsse aus sport-
lichen und geselligen Veranstaltungen steuerlich 
begünstigt sind, von 5 000 DM auf 12 000 DM jähr-
lich angehoben worden, und so gilt für die Ermitt-
lung des Jahresüberschusses von 12 000 DM das 
Durchschnittsergebnis der letzten drei Jahre; ein zu-
fälliger Überhang in einem Jahr kann also mit ge-
ringeren Überschüssen aus den beiden anderen Jah-
ren ausgeglichen werden. Eine weitere Erleichte-
rung, Herr Kollege, ist durch das Steueränderungs-
gesetz 1979 bestimmt worden. Auf Grund dieser 
neuen Regelung wird u. a. auch für gemeinnützige 
Körperschaften vom Erhebungszeitraum 1980 an ein 
Steuermeßbetrag nicht festgesetzt, wenn der Gewer-
beertrag 5 000 DM nicht übersteigt. Dadurch wird 
auch auf dem Gebiet der Gewerbesteuer bei den 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
der Sportvereine eine Erleichterung eintreten. 

Ich vermute oder befürchte gar, daß manche Ver-
eine besorgt sind, weil sie die Bestimmungen nicht 
genau kennen. Aus diesem Grund hat die Bundes-
regierung die Schrift „Sport und Steuer" herausge-
geben, die Sie ganz gewiß kennen. Es ist zu empfeh- 
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len, diese Schrift den betroffenen Vereinen zur Ver-
fügung zu stellen. Man sollte sie besonders auf die 
Seiten-12 ff. aufmerksam machen. 

(Meininghaus [SPD] : Schönen Dank!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 
Meininghaus auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der neuen 
Abgabenordnung für Amateursportvereine eine schärfere Über-
wachung der Steuerverpflichtung der Vereine durch die Finanz-
ämter erfolgt, und daß sich daraus teilweise erhebliche Steuer-
nachzahlungsverpflichtungen ergeben, die kleinere Vereine in 
unzumutbarer Weise belasten? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mei-
ninghaus, der Bundesregierung ist nicht bekannt, 
daß auf Grund der neuen Abgabenordnung eine 
schärfere Überwachung der Amateursportvereine 
durch die Finanzämter erfolgt und daß sich daraus 
Steuernachzahlungsverpflichtungen ergeben haben. 
Die Bundesregierung hält eine derartige Entwick-
lung auch für wenig wahrscheinlich. Denn die, neue 
Abgabenordnung und das neue Körperschaftsteuer-
gesetz haben, wie ich schon in der Antwort auf Ihre 
erste Frage gesagt habe, beachtliche steuerliche Er-
leichterungen gebracht. 

Wenn sich in Einzelfällen Steuernachzahlungen 
ergeben haben, so beruhen sie in der Regel — wie 
von mir bereits angedeutet — auf einer wirtschaft-
lichen Betätigung des Vereins oder auf einer nicht-
ordnungsgemäßen Abführung von Lohnsteuer. Eine 
wirtschaftliche Betätigung des Sportvereins — ich 
sage etwas Selbstverständliches — kann aus Wett-
bewerbsgründen nicht von der Steuer freigestellt 
werden, und Lohnsteuer haben alle Arbeitgeber und 
damit auch alle gemeinnützigen Sportvereine einzu-
behalten und abzuführen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Meininghaus (SPD) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß sich viele Ama-
teursportvereine eines Steuerberaters bedienen müs-
sen, weil ehrenamtliche Kräfte es ablehnen, bei den 
in letzter Zeit ständig zunehmenden Prüfungen 
durch die Finanzbehörden die Verantwortung eines 
Kassierers oder Schatzmeisters zu übernehmen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich nehme zur 
Kenntnis, Herr Kollege Meininghaus, daß Sie das 
sagen. Ich kann aber nicht sagen, daß das so ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Meininghaus (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung unter Umständen bereit, vielleicht 
auf dem Erlaßweg auf Zahlung von Steuerschulden 
der Amateurvereine zu verzichten, die vor dem In-
krafttreten der neuen Abgabenordnung entstanden 
sind? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bereitschaft der Bundesregierung würde nichts nüt-
zen, selbst wenn sie vorhanden wäre, weil der Er-
laß dieser Abgaben Sache der Bundesländer ist. Ich 
weiß aber, daß z. B. im Landtag von Rheinland-Pfalz 
die beiden SPD-Abgeordneten König und Klein eine 
entsprechende Anregung an die dortige Landesre-
gierung gegeben haben. 

(Meininghaus [SPD]: Schönen Dank!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage? — Dann rufe ich Frage 25 der Abgeordneten 
Frau Steinhauer auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß immer 
mehr Amateursportvereine in Existenznot geraten, weil sie nach-
träglich zu teilweise erheblichen Steuerzahlungen (z. B. Lohn-
steuer für die Übungsleiterhonorierung) veranlagt werden, und 
welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung im Zusam-
menwirken mit den Bundesländern, um durch eine entsprechende 
Sport- und Steuerpolitik das ehrenamtliche Element des Amateur-
sports zu stärken und die Vereine dauerhaft von steuerlichen 
Abgaben zu befreien, wie dies u. a. durch die Reform der Abga-
benordnung 1977 und der Körperschaftsteuer beabsichtigt war? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Stein-
hauer, Sportvereine sind, sofern es sich nicht um 
reine Berufssportvereine handelt, in der Regel als 
gemeinnützig anerkannt. Damit sind zahlreiche 
Vergünstigungen bei allen wichtigen Steuerarten 
verbunden, nämlich Steuerfreiheit bei der Körper-
schaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Vermögen-
steuer, Besteuerung der Umsätze mit dem halben 
Steuersatz bei der Umsatzsteuer und Befreiung von 
der Grundsteuer, der Erbschaftsteuer und — mit ge-
wissen landesrechtlichen Unterschieden — der 
Grunderwerbsteuer. 

Durch die Reform der Abgabenordnung und der 
Körperschaftsteuer sind weitere Verbesserungen ein-
getreten. Sie sind im einzelnen im Vierten Sportbe-
richt der Bundesregierung — Drucksache 8/2033 — 
und in der vom Kollegen Meininghaus bereits er-
wähnten Beantwortung der Kleinen Anfrage der 
Fraktionen von SPD und FDP zu den Auswirkungen 
der Abgabenordnung 1977, der Körperschaftsteuerre-
form und des Gemeinnützigkeitsrechts aufgeführt. 
Diese Regelungen führen dazu, daß die ganz über-
wiegende Zahl der rund 47 000 Sportvereine keine 
Steuern zu zahlen hat. Körperschaftsteuer und Ge-
werbesteuer werden nur von ganz wenigen Sport-
vereinen erhoben. Damit genießt der Sport auf dem 
Gebiet des Steuerrechts bereits eine besondere Vor-
zugsstellung. Die Bundesregierung teilt daher nicht 
Ihre Befürchtung, daß Amateursportvereine durch 
Steuerbelastungen in Existenznot geraten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre 
die Bundesregierung — von ihrer von Ihnen 
erwähnten Information abgesehen — bereit, die 
Sportverbände — insbesondere denke ich hier an den 
Deutschen Sportbund — noch intensiver aufzufor-
dern, den Vereinen mit Mustersatzungen und steuer-
lichen Informationen zu helfen, wie das durch die 
Broschüre der Bundesregierung „Sport und Steuern" 
versucht wurde, um insbesondere Schwierigkeiten im 
Hinblick auf die Prüfung der Gemeinnützigkeit der 
Sportvereine durch die Finanzämter zu vermeiden? 
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Haehser, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Bundesregierung wird gern Ihre Anregung aufgrei-
fen und sie an die von Ihnen angesprochenen Ver-
bände weitergeben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Noch eine Zusatz-
frage? — Bitte, Frau Kollegin. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre 
die Bundesregierung bereit, beispielsweise die 
Werbungskostenpauschale für nebenamtliche Lehr-
kräfte in den Vereinen — Übungsleiter, Trainer, 
Sportlehrer und Jugendleiter — wirkungsvoll zu er-
höhen, wie dies zuletzt der Sportkongreß der SPD 
am 20. November in Bad Godesberg gefordert hat, 
und wäre sie darüber hinaus — abgesehen von den 
Initiativen, die Sie in bezug auf Rheinland-Pfalz er-
wähnt haben — bereit zu versuchen, bei den Ländern 
zu erreichen, daß kurzfristig Maßnahmen getroffen 
werden, um schon jetzt Niederschlagungen oder Be-
freiungen einzuleiten, denn mir ist bekannt, daß 
teilweise Nachzahlungen bis zu 10 000 oder 15 000 
DM gefordert werden? 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es 
ist Ihnen und anderen Kollegen unbenommen, den 
zuständigen Landesregierungen diese Ihre Anregung 
mitzuteilen. Ich selber hatte mir vorhin erlaubt, dar-
auf hinzuweisen, daß zwei rheinland-pfälzische SPD-
Landtagsabgeordnete an die dortige Landesregie-
rung herangetreten sind. 

Lassen Sie mich nun, was die Übungsleiter angeht, 
noch eine grundsätzliche Bemerkung machen. Ich 
verrate Ihnen nichts Neues, wenn ich Ihnen sage, 
daß eine ehrenamtliche Tätigkeit in der Regel nicht 
mit Einnahmen verbunden ist; daher kann auch kei-
ne Lohnsteuer anfallen. Erhalten aber Übungsleiter 
für ihre Tätigkeit im Interesse des Vereins ein Ent-
gelt, so sind sie damit steuerpflichtig. Die Finanz-
verwaltung hat jedoch für Übungsleiter eine Verein-
fachungsregelung zugelassen, die oft gar nicht be-
kannt ist. Danach wird es nicht beanstandet, wenn 
von den Einnahmen aus nebenberuflicher Lehrtätig-
keit in Sportvereinen 25 v. H., höchstens jedoch 
1200 DM jährlich ohne Einzelnachweis als Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen 
werden. Auf diesen Tatbestand wollte ich Sie noch 
einmal ausdrücklich hinweisen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist der Bundesregierung bekannt, daß heute auch 
schon kleine Amateursportvereine oft durch die 
Feier eines Jahresfestes oder eines Jubiläums und 
durch die hierbei erzielten Einnahmen die Freigren-
zen überschreiten, dadurch steuerpflichtig werden 
und damit natürlich in erhebliche Schwierigkeiten 
geraten? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das wurde 
vor fünf Minuten beantwortet!) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Genau, Herr Kol-
lege Professor Dr. Schäfer, ich habe diese Frage be-
antwortet. Ich möchte noch einmal deutlich machen, 
daß Sportvereine, die in die Konkurrenz mit Unter-
nehmen der freien Wirtschaft eintreten, nicht anders 
als die Konkurrenz, z. B. der Gaststättenbetriebe, be-
handelt werden können. Daß dennoch Vergünstigun-
gen bestehen, liegt in der Natur der Sache, und ge-
rade auf diese Vergünstigungen wollte ich durch 
meine etwas lang geratene Antwort auf die Fragen 
hinweisen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 26 der Frau Kollegin Stein-
hauer auf: 

Teilt die Bundesregierung den in der Öffentlichkeit entstande-
nen Eindruck, daß von einer personellen Unterbesetzung der 
Finanzbehörden nicht die Rede sein kann, wenn Finanzbeamte in 
einem unverhältnismäßig hohen Maß ihre Arbeitskraft für Steuer-
prüfungen bei ehrenamtlich geführten Amateursportvereinen ver-
wenden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, der 
Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Finanzbe-
amte ihre Arbeitskraft in unverhältnismäßig hohem 
Maße für steuerliche Prüfungen bei ehrenamtlich 
geführten Sportvereinen verwenden. Die Bundesre-
gierung weist im übrigen nachdrücklich darauf hin, 
daß nach den verfassungsmäßigen Zuständigkeits-
regelungen die Ausführung der Steuergesetze und 
damit auch der Einsatz der Prüfungsbeamten den 
Bundesländern obliegt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es dennoch nicht für merkwürdig, wenn sich 
ein Prüfungsbeamter des Finanzamtes Bonn z. B. 
zwei Tage Zeit nimmt, um die Sportgemeinschaft 
Deutscher Bundestag steuerlich zu prüfen, oder tei-
len Sie meine Auffassung, daß der Einsatz von 
Steuerprüfern in Industrie und Wirtschaft ökono-
misch und politisch sinnvoller wäre? 

(Beifall bei der SPD) 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen den 
Tatbestand nicht bestätigen, Frau Kollegin, daß die 
Sportgemeinschaft Deutscher Bundestag zwei Tage 
lang geprüft worden ist. Insofern kann ich auch 
nicht der Schlußfolgerung zustimmen, die Sie gezo-
gen haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie Gründe dafür nennen, daß die Finanzämter 
jetzt plötzlich — die Fragen kommen jetzt' erst hoch 
— so intensiv prüfen und sich mit den gesellschaft-
lichen Organisationen befassen, die in unserer Ge-
sellschaft im ehrenamtlichen Bereich eine sehr be-
deutsame Rolle erfüllen? Das gilt nicht nur für 
Sportvereine, sondern darüber hinaus auch für Ju-
gendorganisationen und auch für die Gewerkschaf- 



9688 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. Dezember 1978 

Frau Steinhauer 

ten. Dies wird uns in letzter Zeit besonders oft vor-
getragen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann Ihnen nicht bestätigen, daß eine besondere 
Aktivität zu verzeichnen ist; aber solche Dinge 
werden mir — das gebe ich gern zu — hin und wie-
der gemeldet, so auch aus dem Lande Rheinland-
Pfalz. Was ich jetzt sage, ist nicht mit dem Amts-
siegel der Bundesregierung versehen: Mir ist berich-
tet worden, daß eine besondere Aktivität der Finanz-
ämter durch den rheinland-pfälzischen Rechnungs-
hof ausgelöst wurde, der gegenüber der Landesregie-
rung gesagt haben solle, sie tue nicht alles, um 
Steuern einzuziehen, deren Einziehbarkeit gegeben 
sei. Der Rechnungshof soll — ich kann das nur in 
dieser Form sagen — auf die Vereine verwiesen 
haben. Wenn ein solcher Vorwurf eines Rechnungs-
hofes vorläge, so wäre die Folge davon selbstver-
ständlich eine besondere Aktivität. Aber ich kann 
hier nur noch einmal sagen, Frau Kollegin: Die Bun-
desländer sind in ihrer Zuständigkeit durch mich 
nicht einzuschränken, und die Bundesländer könn-
ten durchaus von den Damen und Herren Kollegen 
Abgeordneten auf ihre Möglichkeiten, die sie zwei

-

fellos haben, hingewiesen werden. 
 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir darin zu, daß die Sportgemeinschaft Deut- 
scher Bundestag ein besonderes Interesse daran ha-
ben muß, daß ihre steuerlich einwandfreie Handha-
bung durch einen Prüfer nachdrücklich festgestellt 
wird? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Ja, eigentlich müßte 
jeder ein besonderes Interesse daran haben, daß die 
Steuerpflichten ordnungsgemäß und einwandfrei 
festgestellt werden. Das gilt übrigens auch für die 
Möglichkeiten, Steuern zu sparen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Auffassung, daß es keinen An-
haltspunkt dafür gibt, daß sich die deutschen Steuer-
beamten bei ihren Überprüfungen nicht gesetz-
mäßig verhalten, und daß, wenn es für einzelne 
Vereine zu Schwierigkeiten kommt, dies eben auf 
die zu enge rechtliche Grundlage für eine steuer-
liche Begünstigung der Sportvereine und nicht auf 
Beamtenwillkür zurückzuführen ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Diese Ihre Frage 
erfordert mehrere Antworten. Erstens kommen Ge-
setze in der Bundesrepublik Deutschland ordnungs-
gemäß zustande, nämlich durch den Deutschen Bun-
destag und durch das, was nachher noch geschieht. 
Das heißt, Sie, Herr Kollege Jäger, haben an den 

Gesetzen genauso mitgewirkt wie ich. Wenn diese 
zu eng sein sollten, wären Sie genauso schuld 
daran wie ich. Das ist die erste Antwort. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Wenn wir 
nicht abgelehnt haben, Herr Staatssekre

-

tär!) 

Die zweite Antwort ist die, daß nichts von dem, 
was ich gesagt habe, jemanden berechtigen würde, 
anzunehmen, ich hätte an der getreuen Pflicht-
erfüllung der Steuerbeamten Zweifel angemeldet. 
Vielmehr habe ich hier ganz deutlich gemacht, daß 
die Steuerbeamten das tun, was ihre Pflicht ist. 
Ich habe auch in einem besonderen Fall erklärt, wo-
durch es kommen kann — ich habe auf den Rech-
nungshof Rheinland-Pfalz verwiesen —, daß jetzt 
der Eindruck entsteht, es würde härter durchgegrif-
fen als früher. 

Damit überhaupt kein Mißverständnis entstehen 
kann: Steuerbeamte können das Recht nicht will-
kürlich verletzen, und demzufolge halten Sie sich 
auch ihrer eigenen Überzeugung gemäß in den 
Grenzen des Rechts. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 
Ich rufe Frage 27 des Herrn Abgeordneten Wü-

ster auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird ebenso wie seine Frage 28 schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Frage 29 ist vom Fragesteller zurückgezogen wor-
den. 

Herr Staatssekretär, ich bedanke mich für Ihre 
Beantwortung. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grüner 
zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 30 des Herrn Abgeordneten Da-
weke auf: 

Zu welchem Zeitpunkt wird die Bundesregierung voraussicht-
lich die Anerkennung der Ausbildungsberufe ,Kaltwalzer und 
Bandstahlhärter" nach dem Berufsbildungsgesetz erteilen, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß es in den 
letzten fünf Jahren nicht gelungen ist, diese Anerkennung auszu-
sprechen, vor dem Hintergrund des Mängelberichts über das Bil-
dungswesen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, ein entsprechender 
Antrag auf Anerkennung der Ausbildungsberufe 
„Kaltwalzer und Bandstahlhärter" nach § 25 Berufs-
bildungsgesetz liegt beim Bundesministerium für 
Wirtschaft nicht vor. Es ist in Erfahrung gebracht 
worden, daß die Wirtschaftsvereinigung Ziehereien 
und Kaltwalzwerke schon vor Jahren Vorstellun-
gen für eine Neuordnung der Berufsausbildung in 
diesem Industriezweig entwickelt und Anfang 1977 
mit den beteiligten Arbeitgeberverbänden disku-
tiert hat. Das Projekt ist danach nicht weiterver-
folgt worden, nachdem bekanntwurde, daß der Ta-
rifvertragspartner zweijährige Berufsausbildungs-
berufe ablehnen würde. Außerdem begannen zu 
dieser Zeit die Gespräche der Sozialpartner über 
die Neuordnung der Berufsausbildung in der Metall- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. Dezember 1978 	9689 

Parl. Staatssekretär Grüner 
industrie, die nach Auffassung der Arbeitgeber-
seite durch das Vorziehen einzelner Neuordnungs-
projekte nicht gestört werden sollten. Die Bundes-
regierung kann erst nach Antragstellung tätig wer-
den. Das schließt nicht aus, daß der Verordnungs-
geber bereits vorher in Gesprächen mit den Fach-
organisationen auf eine Neuordnung der Berufsaus-
bildung hinwirkt. Ich sehe in der von der Bundes-
regierung nicht zu verantwortenden Verzögerung 
der Neuordnung der Berufsausbildung in einzelnen 
Wirtschaftsbereichen keinen Zusammenhang mit 
dem Bericht der Bundesregierung über die struk-
turellen Probleme des föderativen Bildungssystems. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage. — 

Doch, bitte schön! 

Daweke (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie fragen, ob Sie für die Bundesregierung sagen 
können, daß Sie aus Ihrem Interesse heraus nach 
wie vor an den zweijährigen Ausbildungsgängen in-
teressiert sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das hängt vom Ein-
zelfall ab. Wir sind vor allem daran interessiert, 
daß die Tarifpartner handeln und sich einigen und 
entsprechend die Grundlagen für das Handeln der 
Bundesregierung liefern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatzfrage. 

Daweke (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, weil 
Sie darauf hingewiesen haben, daß Sie doch ge-
wisse Möglichkeiten, haben, den Tarifpartnern das 
Interesse der Bundesregierung deutlich zu machen, 
darf ich fragen, ob Sie das beabsichtigen, insbeson-
dere auch im Hinblick auf die jetzt ins Ausbildungs-
system drängenden geburtenstarken Jahrgänge. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
werde Ihre Anfrage zum Anlaß nehmen, mit den 
Beteiligten in dieser Frage unter Berufung auf Ihre 
Anfrage Fühlung aufzunehmen. Ich betone aber 
noch einmal, daß wir ohne die Tarifpartner in die-
ser Sache nicht vorwärtskommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage der 
Frau Kollegin Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie nicht gerade diesen Ausbildungsberuf, des-
sen Anerkennung hier gewünscht wird, als so eng 
ansehen, daß Jugendliche, die darin ausgebildet 
würden, kaum Chancen hätten, diese Ausbildung 
auf dem Arbeitsmarkt möglichst breit verwenden 
zu können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ohne 
daß uns entsprechende Unterlagen der Tarifpartner 
vorgelegt werden, kann ich zu dieser Frage nicht 
Stellung nehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren Zu-
satzfragen. 

Die Frage 31 des Herrn Abgeordneten Conradi 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 32 des Herrn Abgeordneten Schrö-
der (Wilhelminenhof) auf: 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß die be-
sorgniserregende Beschäftigungslage an den deutschen Werften 
ihre Ursachen nicht nur in der Weltwirtschaftsrezession und der 
Niedrigpreispolitik einiger asiatischer Länder hat, sondern vor 
allem auch durch die hohen Subventionen verursacht worden ist, 
die andere europäische Länder diesem Wirtschaftszweig gewäh-
ren, und was hat die Bundesregierung an konkreten Schritten 
unternommen, um diesen Subventionswettlauf zu verhindern? 

Bitte schön. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die deutschen Werf-
ten sind der krisenhaften Entwicklung des weltwei-
ten Schiffbaumarktes voll ausgesetzt. Diese wird 
durch eine Überschätzung des Wachstums des Welt-
handels, des Energieverbrauchs zu Beginn der 70er 
Jahre und durch den Zusammenbruch des Tanker-
marktes ausgelöst. Bei der angespannten Marktlage 
verfolgen die Werften einiger Länder eine zum Teil 
aggressive Marktstrategie. Beispielhaft nenne ich 
Japan, aber auch andere fernöstliche Schiffbaulän-
der wie Südkorea, Taiwan und Singapur. Einige 
EG-Länder ebenso wie die skandinavischen Schiff-
bauländer haben in jüngster Zeit neue Beihilfen als 
Krisenmaßnahmen eingeführt, um die Position ihrer 
Werften um die reduzierte Nachfrage zu verbes-
sern. Obwohl insoweit eine gewisse Eskalation der 
Subventionen nicht vermieden werden konnte, ver-
folgt die Bundesregierung bei ihrer Schiffbaupolitik • 
auch weiterhin das Ziel, in internationalen Ver-
handlungen eine Begrenzung der staatlichen Sub-
ventionen und einen Abbau zu erreichen. 

Grundlegende Elemente der internationalen Ko-
operation, z. B. das OECD - Exportkreditabkommen 
für Schiffe, Orientierungslinien für die Schiffbau-
politik der Mitgliedsländer der OECD und die 
4. EG-Richtlinie für Schiffbaubeihilfen, sind auch 
in der Krise nicht in Frage gestellt worden. Die 
Bundesregierung wird in den internationalen Bera-
tungen ihre Bemühungen, zu einer ausgewogenen 
Lösung für die Anpassungsprobleme in enger Ko-
operation aller Schiffbauländer zu gelangen, fort-
setzen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, nachdem Sie Verhandlungen zu die-
sem Punkt in Aussicht gestellt haben, möchte ich 
doch die Frage stellen: Wäre es nicht notwendig 
gewesen, daß diese Verhandlungen schon früher, 
vor dem Zusammenbruch auf dem Arbeitsmarkt bei 
den Werften, geführt worden wären, und wäre es 
nicht notwendig gewesen, daß entweder der Wirt-
schaftsminister oder besser sogar noch der Bundes-
kanzler persönlich seinen Einfluß in den Gesprächen 
mit den Regierungschefs anderer Länder geltend ge-
macht hätte, um diesen Subventionswettlauf inner-
halb der europäischen Länder zu verhindern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in 
erster Linie sind hier die Unternehmer herausgefor- 
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dert, und zwar in allen Ländern. Erst in zweiter Li-
nie ist da der Staat gefragt, indem er darauf hinzu-
wirken hat, daß Subventionen nicht den Wettbe-
werb verfälschen. Darum haben wir uns nicht erst 
seit heute bemüht. Sie kennen ja die umfangreichen 
Werfthilfen, die auch wir seit Jahren gegeben ha-
ben, um damit Subventionen in anderen Ländern 
Rechnung zu tragen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatzfrage. 

Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, wäre es darüber hinaus nicht auch 
notwendig, den Europäischen Gerichtshof anzurufen 
und die vertragswidrige Beihilfenpolitik einiger EG-
Staaten zu unterbinden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bemühungen 
um eine kooperative Lösung der Probleme schließen 
das Nachdenken über Möglichkeiten nicht aus, die 
dann ergriffen werden müßten, wenn diese Ver-
handlungen nicht zu einem Ergebnis führten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich Frage 33 des Herrn Abgeordneten 
Spöri auf: 

Ist auch nach Auffassung der Bundesregierung die 800- Millio-
nen- DM-Anlage bei Grace & Co. und die damit herbeigeführte 
Veränderung der Unternehmensstruktur des Flick- Konzerns  volks-
wirtschaftlich besonders förderungswürdig, wie auf einer Presse-
konferenz am 30. November 1978 von Friedrich Karl Flick in 
Düsseldorf zum Ausdruck gebracht worden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Auf der Pressekon-
ferenz der Firma Friedrich Flick Industrieverwal-
tung am 30. November 1978 hat Herr Dr. Flick selbst 
mitgeteilt, daß vom Bundesminister für Wirtschaft 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi-
nanzen Bescheinigungen nach § 4 Auslandsinvesti

-

tionsgesetz für die Wiederanlage eines Teils des 
bei der Veräußerung von Daimler-Benz-Aktien er-
zielten Erlöses in einer Beteiligung bei der Firma 
Grace in Höhe von rund 800 Millionen DM erteilt 
worden sind. Insoweit kann die Bundesregierung 
diesen Sachverhalt bestätigen. Die Bescheinigung 
für den ersten Einstieg bei der Firma Grace ist 1976 
erteilt worden. Die vor kurzem erteilte zweite Be-
scheinigung bezieht sich auf die von der Firma 
Friedrich Flick von Anfang an geplante Aufstok-
kung dieser Beteiligung auf eine qualifizierte Höhe, 
die wesentlichen unternehmerischen Einfluß gestat-
tet. Eine Bescheinigung nach der genannten gesetz-
lichen Bestimmung setzt voraus, daß der Erwerb 
der Anteile unter Berücksichtigung der Veräuße-
rung der Anteile volkswirtschaftlich besonders för-
derungswürdig und geeignet ist, der internationalen 
Arbeitsteilung oder einer verstärkten weltwirt-
schaftlichen Verflechtung zu dienen. 

Die sehr sorgfältig durchgeführten Untersuchun-
gen im Rahmen des Bescheinigungsverfahrens beim 
Bundeswirtschaftsministerium, an dem der Bundes-
finanzminister und Länderwirtschaftsministerien so-
wohl 1976 als auch 1978 beteiligt waren, haben ge-
zeigt, daß diese Voraussetzungen als gegeben ange 

sehen werden. Dabei hat die technologische Koope-
ration insbesondere auch auf dem energiepolitisch 
wichtigen Gebiet der Kohletechnologie eine beson-
dere Rolle gespielt. Die Bundesregierung weist des-
halb Ihren öffentlich erhobenen Vorwurf als unbe

-

gründet zurück, daß es sich bei der Bescheinigungs-
erteilung um „eine bodenlose Instinktlosigkeit" ge-
handelt habe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, handelte es 
sich bei der Wiederanlage von stillen Reserven aus 
dem Verkaufserlös des Daimler-Benz-Pakets nicht 
um eine völlig alltägliche Kapitaltransaktion zwi-
schen offenen Volkswirtschaften, die — von der 
Alltäglichkeit dieser Transaktion her gesehen — 
das Prädikat „volkswirtschaftlich besonders förde-
rungswürdig" überhaupt nicht verdient? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich habe gerade ge-
sagt, daß sowohl der Bundeswirtschaftsminister wie 
der Bundesfinanzminister wie auch die beteiligten 
Wirtschaftsministerien der Länder diese Förderungs-
würdigkeit als gegeben angesehen haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Spöri (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir darüber Kenntnis geben, welche arbeitsmarkt-
politisch relevanten Vorstellungen aus der Sicht der 
Bundesregierung bei dem positiven Entscheid über 
diesen Förderantrag eine Rolle gespielt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich kann über das, 
was ich hier zu diesem Thema gesagt habe, nicht 
hinausgehen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Kühbacher. 

Kühbacher (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir zu, daß unter dem Begriff „volkswirtschaft-
lich besonders förderungswürdig" in der Bundes-
republik auch die Sicherung von Arbeitsplätzen 
verstanden wird, und können Sie mir sagen, wie-
viel Arbeitsplätze in der Bundesrepublik durch das 
Engagement in den USA gesichert werden und ob 
dieses steuerlich begünstigt werden sollte? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
Sie mir sagen können, wie viele Arbeitsplätze durch 
das Montagewerk von VW in Amerika hier bei uns 
gesichert werden, können wir uns in eine Diskus-
sion über diese Frage einlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 
[SPD]: Frau Präsidentin, ich hatte von der 
Regierung eine Antwort und keine Gegen- 

frage erwartet!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage der Frau 
Abgeordneten Simonis. 
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Frau Simonis (SPD) : Herr Staatssekretär, könnten 
Sie mir vielleicht helfen und mir sagen, ob in den 
Fragen 33 und 34 des Kollegen Spöri expressis ver-
bis oder zwischen den Zeilen das gestanden hat, 
was Sie gerade in für mich etwas erstaunlicher 
Weise hier herausgelesen und kritisiert haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Schwierigkeit 
unserer Diskussion liegt ja darin, daß die Frage-
stellung im Endergebnis auf eine Verletzung des 
Steuergeheimnisses durch die Bundesregierung ab-
zielt. Unsere Schwierigkeit liegt doch darin, daß wir 
durch das Steuergeheimnis gehindert sind, hier im 
Detail darzulegen, was die beteiligten Minister ver-
anlaßt hat, die Förderungswürdigkeit anzunehmen. 
Dem Fragesteller ist sehr wohl bekannt — das ist 
hier ja mehrfach diskutiert worden daß wir auf 
Grund des Steuergeheimnisses, das das Parlament 
aus wohlerwogenen Gründen in der Abgabenord-
nung festgelegt hat, hier nicht ins Detail gehen 
können. 

(Frau Simonis [SPD] : Danach hatte ich zwar 
nicht gefragt, aber dennoch danke schön!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß die Funktion des Steuer-
geheimnisses der Schutz der Intimsphäre des Bür-
gers und der Schutz von Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen ist, nicht aber, die parlamentarische 
Kontrolle von Millionensubventionen, die über eine 
steuerliche Vergünstigung technisch zurechtgestutzt 
worden sind, unmöglich zu machen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
stimme mit Ihnen in einem Punkt überein: Ich habe 
Verständnis dafür, daß ein berechtigtes Interesse 
des Parlaments an gründlichen Informationen im 
Hinblick auf diese Transaktion besteht. Ich bitte 
aber auch um Verständnis dafür, daß die Bundes-
regierung immer wieder deutlich gemacht hat, daß 
sie dieses Informationsbedürfnis des Parlaments 
nicht erfüllen kann, weil das von diesem Parlament 
beschlossene Steuergeheimnis dem entgegensteht. 
Wenn Sie einen anderen Weg gehen wollen und 
ihn der Regierung eröffnen wollen, müssen Sie in 
diesem Punkte unsere Steuergesetze ändern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD) : Herr Staatssekretär, wie äußern 
Sie sich zu der Feststellung Ihres Kollegen Dr. 
Böhme im Oktober dieses Jahres hier im Bundestag, 
daß die Erläuterung von allseits bekannten Vorgän-
gen nicht einen Einbruch in das Steuergeheimnis 
darstelle? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich teile diese Mei-
nung des Herrn Kollegen Dr. Böhme. Aber ich ver-
weise auch auf seine Antwort vom 10. Mai 1978 auf 
die Frage des Kollegen Spöri, wo er zur Problematik 

des Steuergeheimnisses in dem hier angesproche-
nen Fall sehr detailliert und sehr ausführlich Stel-
lung genommen hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. — Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Grüner. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. Die 
übrigen Fragen werden morgen aufgerufen. 

Meine Damen und Herren, eben hat in einer Frage 
der Herr Kollege Conradi das Wort „denunziato-
risch" im Hinblick auf eine Wortmeldung eines an-
deren Kollegen gebraucht. Ich möchte diesen Aus-
druck ausdrücklich rügen.  

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: • 

a) Beratung der Sammelübersicht 34 des Pe-
titionsausschusses (2. Ausschuß) über An-
träge zu Petitionen 

— Drucksache 8/2346 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 35 des Pe-
titionsausschusses (2. Ausschuß) über An-
träge zu Petitionen 

— Drucksache 8/2347 — 

c) Beratung der Sammelübersicht 36 des Pe-
titionsausschusses (2. Ausschuß) über An-
träge zu Petitionen 

— Drucksache 8/2362 — 

d) Beratung der Sammelübersicht 37 des Pe-
titionsausschusses (2. Ausschuß) über An-
träge zu Petitionen 

— Drucksache 8/2379 — 

Hierzu hat der Herr Abgeordnete Meininghaus 
das Wort. 

Meininghaus (SPD) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich den letzten Bericht 
des Petitionsausschusses in diesem Jahr mit zwei 
erfreulicherweise positiv gelösten Fällen beginnen, 
die über den Einzelfall hinaus Bedeutung für eine 
große Anzahl von Mitbürgern haben. 

Mit Erfolg haben wir uns dafür eingesetzt, daß 
allen Aussiedlern, nicht nur denen aus den Gebieten 
östlich der Oder/Neiße- Linie, sondern auch denen 
aus anderen Ostblockländern — beispielsweise Ru-
mänien —, die Eingangsabgaben für mitgeführte 
Waren erlassen werden, nämlich die sogenannte Ab-
schöpfung und die Währungsausgleichsabgabe. 

Uns war durch mehrere Eingaben bekanntgewor-
den, daß diese Abgaben gelegentlich von Aussied-
lern aus den früheren deutschen Ostgebieten erho-
ben worden waren, obwohl der Bundesfinanzmini-
ster vor mehr als zwei Jahren alle Zolldienststellen 
angewiesen hatte, sie nicht zu erheben. Dieser Erlaß 
war offenbar nicht allen Dienststellen ausreichend 
bekannt gewesen. 

So mußte sich beispielsweise ein Petent, der aus 
den früheren deutschen Ostgebieten eingereist war, 
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darüber beklagen, daß er für 35 Tonnen mitgeführ-
ten Weizens, aus dessen Verkauf er seine Existenz 
in der Bundesrepublik aufbauen wollte, zu diesen 
Abgaben herangezogen worden war. Nach Einschal-
tung des Petitionsausschusses sind ihm diese Be-
träge wieder erstattet worden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Sehr gut!) 

Eine entsprechende Regelung für deutsche Aus-
siedler aus den übrigen Ostblockländern hatte bis-
her gefehlt. Da eine nicht geringe Zahl deutscher 
Bürger auch aus diesen Ländern in die Bundesrepu-
blik einreisen will und für sie der Aufbau einer 
neuen Existenz durch die Erhebung dieser Abgabe 
erheblich erschwert wird, hatten wir den Bundes-
finanzminister gebeten, seinen Erlaß vom März 1976 
auch auf diesen Personenkreis auszuweiten. 

Er hat inzwischen mitgeteilt, daß sein früherer 
Erlaß den Zolldienststellen in Erinnerung gerufen 
und der Anwendungsbereich auf die Aussiedler aus 
anderen Ostblockländern ausgedehnt worden ist. 

(Beifall) 

Durch die Bemühungen des Petitionsausschusses 
konnte eine einheitliche und sozial gerechte Rege-
lung für die Weiterzahlung des Arbeitslosengeldes 
auch während der Urlaubsreise erreicht werden. Bei 
den Arbeitsämtern war es bislang üblich, Arbeits-
losen, die eine Ferienreise antreten wollten, bei 
einem Urlaub von mehr als drei Wochen das Ar-
beitslosengeld für den gesamten Urlaubszeitraum 
gänzlich zu entziehen. Bei Urlaubsreisen bis zu einer 
Dauer von drei Wochen zeigten sich die Ämter in 
der Regel nicht kleinlich, wenn der Arbeitslose sei-
nen Urlaub zuvor dem Arbeitsamt gemeldet und sich 
von der Pflicht, der Arbeitsvermittlung zur Verfü-
gung zu stehen, amtlich beurlauben ließ. 

Unter Hinweis auf ein Urteil des Bundessozialge-
richts nahmen wir darum mehrere Eingaben zum 
Anlaß, die Arbeitsverwaltung zu einer baldigen 
Neugestaltung der Urlaubsregelung zu drängen. 

Nunmehr sieht ein Erlaß der Bundesanstalt für 
Arbeit vor, daß auch bei einer Überschreitung der 
21 Tage für diese drei Wochen Arbeitslosengeld ge-
zahlt wird, allerdings nicht für alle weiteren Ur-
laubstage. Dauert der Urlaub jedoch länger als 
sechs Wochen, wird nach wie vor für die gesamte 
Urlaubszeit kein Arbeitslosengeld gezahlt. Mit die-
ser Neuregelung wurde nicht nur die bisherige 
Rechtsunsicherheit beseitigt, sondern zugleich ein 
sozialer Fortschritt für einen Personenkreis erzielt, 
der in besonderem Maße auf unsere Unterstützung 
angewiesen ist. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich gerade 
im Hinblick auf die Tarifauseinandersetzungen in 
der Stahlindustrie einen weiteren wichtigen Fall 
schildern, der uns zur Bearbeitung vorliegt. Der Be-
triebsratsvorsitzende eines Werkes der Hoesch- Hüt-
ten- Werke hat sich an den Petitionsausschuß mit der 
Bitte gewandt, dafür einzutreten, daß für die Eisen-
und Stahlindustrie eine besondere, der Bergmanns-
rente vergleichbare Rente wegen verminderter Ein-
satzfähigkeit eingeführt und zudem die Rentenal

-

tersgrenze für die in diesem Bereich Beschäftigten 
herabgesetzt wird. Weil nur Arbeitnehmer mit ei-
ner beruflichen Qualifikation eine Berufsunfähig-
keitsrente beanspruchen können, weist der Petent 
darauf hin, daß es hier besonders viele ungelernte 
und angelernte Kräfte gebe, die auf andere Arbeits-
plätze verwiesen werden könnten, und daß deshalb 
die Zahl der bewilligten Renten wegen Berufsunfä-
higkeit stark zurückgegangen sei. Die Herabsetzung 
der Altersgrenze könne dazu dienen, ältere Arbeit-
nehmer, die unter den schwierigen Arbeitsbedingun-
gen der Eisen- und Stahlindustrie zu leiden hätten 
und nicht mehr voll leistungsfähig seien, vorzeitig 
ausscheiden zu lassen und dadurch Arbeitsplätze für 
junge, zur Zeit arbeitslose Personen freizumachen. 

Der Ausschuß ist der Überzeugung, daß diese An-
liegen sehr sorgfältig überlegt werden sollten. Er 
weiß allerdings, daß zur Zeit aus finanziellen Grün-
den und wegen der möglichen Auswirkungen auf 
andere Bereiche noch nichts Genaues über den Zeit-
punkt einer etwaigen Neuregelung gesagt werden 
kann. Unter anderem wird auch über eine finanzielle 
Beteiligung der öffentlichen Hand zu beraten sein; 
denn diese Belastung kann die Versichertenge-
meinschaft nicht allein tragen. Dabei ist auch zu be-
rücksichtigen, daß der Deutsche Bundestag erst am 
20. Oktober des Jahres die flexible Altersgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung für Schwerbe-
hinderte herabgesetzt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Andererseits sollte das Anliegen des Petenten nach 
Meinung des Ausschusses vor allem im Hinblick auf 
die  Situation  auf dem Arbeitsmarkt wie auch wegen 
der Besonderheiten der Arbeit in der Eisen- und 
Stahlindustrie nicht ohne weiteres zu den Akten ge-
legt werden. 

(Beifall) 

Mit den vom Petenten empfohlenen Lösungen, ins-
besondere hinsichtlich der Altersgrenze für Stahlar-
beiter, ließen sich immerhin mehrere Probleme 
gleichzeitig lösen, sowohl für einige ältere Arbeit-
nehmer als auch für Arbeitslose. Der Ausschuß hat 
daher auf Vorschlag der beiden Berichterstatter, 
nämlich des Kollegen Löher und mir, die Petition der 
Bundesregierung als Material mit der Bitte überwie-
sen, sie in die Überlegungen für künftige Gesetz-
gebungsvorhaben einzubeziehen. Den entsprechen-
den Antrag werden wir im Plenum in der nächsten 
Sammelübersicht vorlegen. 

(Beifall) 

In der Sammelübersicht 35 finden Sie auf der 
ersten Seite den Antrag, der Bundesregierung eine 
Petition „zur Berücksichtigung" zu überweisen. 
Diese stärkste Form der Überweisung wählen wir, 
wenn das Anliegen des Petenten in vollem Umfange 
berechtigt und Abhilfe erforderlich erscheint. Da 
gelegentlich der Wunsch geäußert wurde und auch 
uns daran gelegen ist, diese besonders wichtigen 
Anliegen zu verdeutlichen, fügen wir künftig eine 
kurze Wiedergabe des wesentlichen Inhaltes dieser 
Petitionen hinzu. Ich denke, daß dieses neue Ver-
fahren, das wir erstmals in der Ihnen vorliegenden 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. Dezember 1978 	9693 

Meininghaus 
Sammelübersicht 35 praktizieren, auch von Ihnen 
begrüßt  wird. 

(Beifall) 

Bei der heute zur Abstimmung stehenden Petition, 
für die wir die Überweisung zur Berücksichtigung 
vorschlagen, handelt es sich um die Durchsetzung 
von Unterhaltsansprüchen in Griechenland. Die 
Petentin hatte sich beschwert, sie werde vom Aus-
wärtigen Amt zu wenig unterstützt._ Ein UN-Über-
einkommen, das in solchen Fällen den direkten 
Amtshilfeverkehr zwischen den beteiligten Behör-
den erleichtern soll, wird offenbar von Griechen-
land kaum eingehalten. Wir empfehlen, diese Pe

-

tition der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu 
überweisen, weil nach unserer Überzeugung auf die 
griechische Regierung notfalls mit diplomatischen 
Mitteln eingewirkt werden sollte, dieses Überein-
kommen künftig sorgfältiger als bisher zu beach-
ten und damit die gegenseitige Durchsetzung von 
Ansprüchen der Bürger zu erleichtern. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Der Petitionsausschuß unterhält auch Kontakte 
mit vergleichbaren Institutionen anderer Länder, 
insbesondere in Frankreich, Dänemark und Israel. 
Dies bringt nicht nur Anregungen für unsere Arbeit, 
sondern hat bereits in einer Reihe von Fällen ge-
holfen, konkrete Einzelfälle zu lösen. Auf der vier-
ten Auslandsreise des Ausschusses seit Bestehen 
des Bundestages vom 29. Oktober bis 1. November 
1978 haben Mitglieder des Petitionsausschusses Ge-
spräche mit dem Ombudsman des dänischen Parla-
ments geführt. Zumindest ein Punkt dieses Besuches 
verdient hier Erwähnung, und zwar die Fürsorge 
für geistig Behinderte. Wir waren beeindruckt da-
von, wie sich ein relativ kleines Volk mit großem 
Engagement dieser Gruppe annimmt. Geistig Be-
hinderte Mitbürger, die lange — teilweise über 
Jahrzehnte — hinter verschlossenen Toren leben 
mußten, werden in Dänemark in kleinen Gruppen 
sachkundig betreut, damit sie wieder  den Anschluß 
an die Gesellschaft finden. 

Der Petitionsausschuß hat keine aktuelle Peti-
tion zu diesem Thema — das bei uns zum Teil auch 
Ländersache ist — vorliegen. Immerhin aber haben 
wir, wie wir kürzlich berichtet haben, die Bundes-
regierung zu einer wissenschaftlichen Untersuchung 
über die Anwendung der Trockenzellentherapie bei 
mongoloiden Kindern aufgefordert. Wir wollen diese 
Gelegenheit nutzen, auf Grund des guten Beispiels 
in Dänemark alle in diesem Hohen Hause daran zu 
erinnern, daß wir die in unserem Land lebenden 
geistig behinderten Mitbürger nicht als Stiefkinder 
der Leistungsgesellschaft behandeln dürfen; 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

denn diese Bürger sind sehr oft nicht in der Lage, 
ihre Sorgen zu artikulieren. Sie haben keine Lobby. 
Deshalb ist es gerade unsere Pflicht als Politiker, 
für sie zu sprechen und ihnen zu helfen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Las-
sen Sie mich mit einer, wie ich meine, wichtigen 
Anmerkung schließen. Die Arbeit des Petitionsaus

-

schusses setzt natürlich eine eingehende und sorg-
fältige Vorbereitung durch die Verwaltung des 
Deutschen Bundestages voraus. Dies ergibt sich 
schon aus der Zahl der Eingaben, die sich, wie 
meine Kollegin Frau Matthäus-Maier vor wenigen 
Wochen geschildert hat, innerhalb von fünf Jahren 
nahezu verdoppelt hat. Dieser enormen Steigerung 
ist leider kein entsprechender Ausbau des Aus-
schußhilfsdienstes gefolgt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Zwar sind auf Grund von Vorschlägen des Bundes-
rechnungshofes aus den Jahren 1975/76 einige zu-
sätzliche Stellen bewilligt worden; die Zahl der 
Eingaben ist aber allein in diesem Jahr gegenüber 
dem Vorjahr um rund 2 000 gestiegen. Spätestens 
ab 1979 müssen wir bereits mit jährlich mehr als 
15 000 Eingaben rechnen. Dafür reicht das jetzige 
Personal des Ausschußhilfsdienstes keinesfalls aus, 
zumal immerhin 17 % der Mitarbeiter Schwerbe-
schädigte oder Behinderte sind und daher nicht 
voll zur Verfügung stehen. Leider haben wir uns im 
Ausschuß mehrfach über die daraus resultierende zu 
langsame Bearbeitung der Eingaben beklagen müs-
sen. Ich meine, es geht auf die Dauer nicht an, daß 
der Bürger, der sich vertrauensvoll mit seinen Sor-
gen an das Parlament wendet, monatelang, ja teil-
weise jahrelang auf einen Bescheid warten muß. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Ausschuß bedauert es daher sehr, daß die 
von ihm geforderten und von der Bundestagsver-
waltung und dem Ältestenrat befürworteten neuen 
Stellen nicht bewilligt werden sollen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Das ist 
unerhört!) 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und 
bitte Sie, den vorgelegten .,Sammelübersichten zu-
zustimmen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Carstens: Das Wort wird weiter nicht 
gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlungen des Ausschusses. Wer den Beschluß-
empfehlungen auf den Drucksachen 8/2346, 8/2347, 
8/2362 und 8/2379 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann sind die Be-
schlußempfehlungen des Ausschusses einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun

-

desregierung eingebrachten ' Entwurfs eines 
Gesetzes über den Reiseveranstaltungsvertrag 

— Drucksache 8/786 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses 

(6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/2343 — 
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Abgeordneter Dr. Pfennig 
Abgeordneter Dr. Schöfberger 
Abgeordneter Dr. Linde 

(Erste Beratung 47. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, interfraktionell sind 
zwei Kurzbeiträge für jede Fraktion vereinbart wor-
den. 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter als Be-
richterstatter das Wort? — Das ist nicht der Fall. 
Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Pfennig. 

Dr. Pfennig (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Tagesordnung weist die 
zweite und dritte Lesung des von der Regierung 
eingebrachten Gesetzentwurfs über den Reiseveran-
staltungsvertrag aus. Dank der zumindest in diesem 
Punkt besseren Einsicht der Mitglieder des Hauses 
schlägt Ihnen der Rechtsausschuß die Ablehnung 
dieses Regierungsentwurfs vor 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und befürwortet statt dessen mehrheitlich, das Bür-
gerliche Gesetzbuch zu ändern. 

Nach dem Werkvertrag soll im Bürgerlichen Ge-
setzbuch in einem eigenen Untertitel der Reisever-
trag geregelt werden. Damit fällt das von der Regie-
rung erfundene schon sprachlich unschöne Monstrum 
„Reiseveranstaltungsvertrag" weg. Leider war 
allerdings die Regierungskoalition nicht davon zu 
überzeugen, daß die von 23 Paragraphen jetzt noch 
verbliebenen 1.1 Paragraphen lieber hätten auch ver-
schwinden. sollen, weil sie im wesentlichen nämlich 
nur geltendes Recht wiederholen oder die beste-
hende Rechtsprechung in gesetzliche Formen gießen. 

(Dr. von Geldern . [CDU/CSU] : Wir brau

-

chen nicht mehr, sondern weniger Gesetze!) 

Für diese Art von Gesetzgebung gibt es keinen 
zwingenden Grund. Sie ist wegen Zerstückelung des 
Bürgerlichen Gesetzbuches schädlich und stellt dar-
über hinaus eine Täuschung des Verbrauchers dar, 
weil ihm nur alter Wein in neuen Schläuchen ser-
viert wird. Die CDU/CSU-Fraktion wird deshalb auch 
diesen Entwurf zum Reisevertragsgesetz ablehnen. 

Mit dem Gesetz wird sich vor allem nicht ändern, 
daß der Reisende wie bisher bei ungenügenden Rei-
seleistungen klagen und gegebenenfalls zum Richter 
gehen muß. Das Gesetz bringt weder mangelfreie 
Reiseleistungen noch für den Richter neue Entschei-
dungsgrundlagen. Es ist damit schlicht und einfach 
überflüssig. 

Bekanntlich hatte ja die Bundesregierung mit dem 
Gesetzentwurf den Verbraucherschutz im Bereich 
des Pauschaltourismus verbessern wollen. Die Bun-
desregierung hat allerdings in den Ausschußbera-
tungen zu erkennen gegeben, daß man die ange-
strebte rechtliche Regelung nicht nur unter dem Ge-
sichtspunkt des Verbraucherschutzes sehen darf, 
sondern daß der heutigen sozialen Lage durch einen 
angemessenen Interessenausgleich zwischen Rei-
senden und Reiseveranstaltern Rechnung getragen 

werden soll. Mit dieser Zielsetzung ist die CDU/CSU-
Fraktion durchaus einverstanden. Nur haben wir 
uns darüber hinaus gefragt, ob dieser Interessenaus-
gleich eine zusätzliche gesetzliche Regelung erfor-
dert. Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
allenfalls das Werkvertragsrecht im Bürgerlichen 
Gesetzbuch in wenigen Punkten hätte ergänzt wer-
den sollen. Unsere dahin gehenden Anträge hat die 
Ausschußmehrheit leider abgelehnt. 

Wir haben uns bei der Frage nach einer zusätz-
lichen gesetzlichen Regelung von der im Rechtsaus-
schuß zu Beginn dieser Legislaturperiode von allen 
akzeptierten Grundkonzeption leiten lassen, daß aus 
dem allgemeinen Grundsatz, die Gesetzesflut ein-
dämmen zu wollen, für ein konkretes Gesetzge-
bungsvorhaben folgt: Wenn nicht erwiesen ist, daß 
etwas dringend ist, dann sind wir im Zweifel dafür, 
daß es nicht dringend ist. 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Diesen Beweis hat für das vorliegende Gesetz weder 
die Regierung noch die Regierungskoalition angetre-
ten. Im Gegenteil! An vielen Stellen hat die Regie-
rung bei der Beratung sogar den Beweis dafür ge-
liefert, daß dieses Gesetz überflüssig ist. Die Vertre-
ter des Justizministeriums haben einige Mühe darauf 
verwandt, den Mitgliedern des Rechtsausschusses 
klarzumachen, in welchen „Nuancen" — ich bitte 
Sie, diese Formulierung der Regierungsvertreter zu 
beachten — sich das künftige Recht vom bestehen-
den Werkvertragsrecht unterscheiden wird. Ich 
komme darauf noch im einzelnen zurück. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einmal ganz grundsätzlich sagen: Neue gesetzliche 
Regelungen rechtfertigen sich nur dadurch, daß sie 
tatsächliche und rechtliche Auswirkungen in dem 
vom Gesetzgeber gewünschten Sinn haben und 
zwingend erforderlich sind. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Richtig!) 

Das gilt auch im Bereich des Verbraucherschutzes. 

Dem Gesetzgeber wird -- mit Recht — von der 
Wissenschaft zunehmend vorgeworfen, daß er sich 
überanstrenge, gemeint ist: daß er versagt. Er rea-
giert auf Probleme und Scheinprobleme mit immer 
neuen gesetzlichen Regelungen. Sie sind häufig 
nichts anderes als ein leeres Bündel vielfältiger, zum 
Teil sich widersprechender Zielvorstellungen. Den-
ken Sie einmal an einen Katalog wie den in § 1 des 
Bundesbaugesetzes oder den des § 2 des Jugend-
hilfegesetzentwurfs. 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU] : Da findet sich 
kein Mensch mehr durch!) 

Oder sie enthalten Generalklauseln ohne feste Wert-
grundlage, die es dem Richter im Streitfall nicht 
mehr ermöglichen, den Willen des Gesetzgebers zu 
erkennen und danach seine richterliche Entschei-
dung zu fällen. Sie zwingen ihn dazu, als Quasi-Ge-
setzgeber tätig zu werden und seine eigenen Wert-
vorstellungen aufzubauen. 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU]: So ist es!  — 
Dr.  Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Und dann 
beklagen dieselben Leute das, was sie ge

-

schaffen haben!) 
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Das ursprünglich von der Bundesregierung einge-

brachte Gesetz weist für dieses Versagen des Ge-
setzgebers einige unrühmliche Beispiele auf. Was 
soll z. B. ein Richter im Streitfall mit so fundamenta-
len Vorgaben anfangen wie: Der Reiseveranstalter 
ist verpflichtet, die Reise mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Reiseveranstalters zu organisieren? 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU] : Das ist ein 
Witz!) 

Oder: Der Reisende ist verpflichtet, das seinerseits 
Erforderliche zu tun, um die vertragsgemäße Vor-
bereitung, Durchführung und Abwicklung der Reise 
zu ermöglichen. Was soll er damit anfangen? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört! — Dr. Langner [CDU/CSU]: Er muß 

seinen Koffer packen!) , 

Das sind doch nichts weiter als Leerformeln, um 
nicht zu sagen: Das ist gesetzgeberischer Unfug, 
und der bringt natürlich kein bißchen mehr an 
Verbraucherschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. von Gel

-

dern [CDU/CSU] : Sehr gut! Grober Unfug 
ist das!) 

Zum Glück hat sich der Rechtsausschuß mit dem 
Regierungsentwurf nicht mehr allzu lange befaßt. 
Aber leider ist davon noch genügend hängengeblie-
ben. 

Die Regierungskoalition hält  im Hinblick auf ei-
n en  angemessenen Interessenausgleich zwischen 
Reisendem und Veranstalter eine gesetzliche Re-
gelung vor allen Dingen aus drei Gründen für er-
forderlich. Erster Punkt: Das geltende Werkvertrags-
recht reicht für den Reisevertrag angeblich nicht • 
mehr aus. Es muß ein neues gesetzliches Leitbild 
geschaffen werden. Zweiter Punkt: Die Geschäfts-
bedingungen der Reiseveranstalter als autonom ge-
wachsenes Recht sollen allgemeine Geltung erlan-
gen. Dritter Punkt: Die Rechtsstellung des Verbrau-
chers soll durch bessere Übersichtlichkeit verbes-
sert werden. Hinsichtlich aller drei Punkte läßt sich, 
so meine ich, die Argumentation sehr leicht wider-
legen. 

Ich darf mit dem letzten Punkt anfangen: Es ist 
eine unsinnige Hoffnung, daß der ungeschulte Bür-
ger Orientierung über seine Rechte und Pflichten 
im Bürgerlichen Gesetzbuch, in den Reisekonditio-
nen, in dem Gesetz über die Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen und in der Rechtsprechung sucht. 
Solche Orientierung werden auch neue gesetzliche 
Bestimmungen im Bürgerlichen Gesetzbuch dem 
Bürger nicht ermöglichen, weil er nicht fähig ist, die 
immer unverständlicher werdende Sprache der Ju-
risten durchzuarbeiten. Er wird sich schlicht und 
einfach an die inzwischen übersichtlich gewordenen 
Konditionen der Reiseveranstalter halten, die ihm 
nämlich seit dem Sommer 1978 wirklich auf einen 
Blick Aufschluß darüber geben, was seine Rechte 
und Pflichten sind; denn sie machen die Probleme 
in nichtjuristischer Form deutlich. 

Ich nehme an, daß dies übrigens auch der Grund 
gewesen ist, warum die Regierungskoalition auf die 

Idee gekommen ist, diesen Konditionen allgemeine 
Geltung verschaffen zu wollen. Es ist nämlich schon 
eine merkwürdige Art der Gesetzgebung, wenn man 
ausgerechnet auf die Idee kommt, eine gesetzliche 
Regelung im wesentlichen von dem autonomen 
Recht, d. h. den Konditionen der Reiseveranstalter, 
abzuschreiben, denen die gesetzliche Regelung 
nachher als Orientierung dienen soll. Das bedeutet 
doch wohl eine Umkehr dessen, was bisher gemacht 
worden ist. Oder es spricht dafür, daß das autonome 
Recht inzwischen so gut geworden ist, daß auch der 
Gesetzgeber es zur Kodifizierung benutzen konnte. 
Wenn man dieser Meinung ist 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU] : Dann brau

-

chen wir kein Gesetz!) 

ist die Kodifizierung natürlich auch überflüssig. Mit 
anderen Worten: Die gesetzliche Regelung könnte 
dann gleich unterbleiben. 

Ich komme nun auf Punkt 1 zu sprechen, den die 
Regierungskoalition für das Gesetzgebungsverfah-
ren für wesentlich hielt, nämlich die Schaffung ei-
nes gesetzlichen Leitbildes. 

Es gibt im täglichen Leben eine ganze Reihe von 
Vertragstypen, für die wir ein Leitbild im engeren 
gesetzlichen Sinne nicht haben. Ich erinnere an den 
Arztvertrag, an den Krankenhausvertrag, an den 
Hotelvertrag, an den Mietkauf. Bei all diesen Ver-
hältnissen fehlt es an ausdrücklichen gesetzlichen 
Vertragstypen. Nur kann das doch wohl nicht der 
Grund sein, im BGB mit Flickschusterei anzufangen 
und das jetzt alles hineinpacken zu wollen, mit wel-
chen unvollkommenen Regelungen auch immer. 
Dann müßten wir nämlich auch sonstige Massen-
geschäfte, für die es Konditionsverträge gibt, kodi-
fizieren, z. B. den Autokauf, den Möbelkauf usw. 

Das fehlende Leitbild im engeren Sinne kann also 
nicht eine echte Begründung dafür sein, eine neue 
gesetzliche Regelung für dringlich zu halten. Das 
gilt zumal dann, wenn eine wirklich neue gesetz-
liche Regelung gar nicht geschaffen wird, wie es 
hier in der Tat der Fall ist, sondern nur als solche 
verkauft werden soll. Über die Hälfte der Bestim-
mungen, die hier vorgeschlagen sind, wiederholen 
geltendes Werkvertragsrecht, mehr oder minder in 
der gleichen Form. Die restlichen Bestimmungen 
geben das wieder, was die Rechtsprechung zum 
Reiserecht inzwischen herausgearbeitet hat. Die 
Koalition mußte das bei einigen Punkten in den 
Beratungen zugeben. So kann man natürlich kein 
neues gesetzliches Leitbild schaffen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU)  

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluß folgendes sagen. Gemessen an dem ein-
gangs erwähnten Grundsatz, eine gesetzliche Rege-
lung nur zu schaffen, wenn Dringlichkeit bestehe 
und es zwingendes Gebot sei, gibt es keine Not-
wendigkeit für die gesetzliche Regelung, die uns 
hier präsentiert wird. Darüber kann auch nicht hin-
wegtäuschen — Herr Präsident, damit komme ich 
zum Schluß —, daß die Reiseveranstalter dem Ge-
setz zugestimmt haben. Die Reiseveranstalter haben 
zugestimmt, weil ihre Konditionen abgeschrieben 
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worden sind und sie außerdem noch eine Haftungs-
begrenzung im Bereich. tödlicher Verletzungen  be-
kommen haben, und zwar im Sinne einer einseitigen 
Begrenzung zu Lasten des Reisenden. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, Ihre An-
kündigung, zum Schluß kommen zu wollen, ersetzt 
nicht die Beendigung Ihrer Rede. 

Dr. Pfennig (CDU/CSU) : Herr Präsident, der 
letzte Satz: Diese Art von Gesetzgebung als ver-
braucherfreundlich in der Öffentlichkeit verkaufen 
zu wollen, halten wir für unredlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Dr. Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Seit 1971 versucht Herr Kollege 
de With, ein neues Reisevertragsrecht zu fördern. 
In der Zwischenzeit hat er eine Reihe von Mitstrei-
tern bekommen. 

In der 7. Legislaturperiode konnte der Gesetzent-
wurf die Hürde nicht überspringen. Aber jetzt freuen 
wir Sozialdemokraten uns, daß es soweit ist. Und 
was die Freien Demokraten betrifft, so freut sich 
Herr Kleinert jetzt jedenfalls, daß wir uns über 
diesen Erfolg freuen. 

Wir verwirklichen mit diesem Gesetz ein Verspre-
chen der Regierungserklärung zu Beginn der 8. Le-
gislaturperiode. Wir sind überzeugt, daß wir damit 
einen Meilenstein auf dem Weg zum besseren Ver-
braucherschutz setzen 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Meilen- 
stein?) 

— Meilenstein, ja, —, nach dem AGB, nach dem 
Fernunterrichtsgesetz und nach der Regelung für 
Haustürgeschäfte. So betrachtet, ist das auch ein 
Stück Kontrolle. wirtschaftlicher Macht 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Büro
-

kratismus ist das!) 

in einem zwar nicht gerade übermächtigen, aber im-
merhin sehr publikumswirksamen Sektor. Das Ge-
setz schafft auch Rechtssicherheit. — Herr Kollege, 
wenn die Klagen der Urlauber und Touristen in den 
letzten Jahrzehnten an Ihnen spurlos vorübergegan-
gen sind, so ist das Ihre Sache. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

Wir sind nämlich überzeugt, daß die bisherigen 
Rechtsregeln für den Lebenssachverhalt „Massen-
tourismus" nicht ausreichen. Wir brauchen im In-
teresse des Verbraucherschutzes und der Rechtssi-
cherheit bessere Rechtsregeln. 

Ich betone aber noch einmal: wir wollen die her-
vorragende Gesamtleistung der Reisebranche nicht 
schmälern. Wir würdigen sie ausdrücklich und wis-
sen, daß es ohne diese Gesamtleistung für viele Bür-
ger gar nicht möglich wäre, fremde Länder kennen-
zulernen, sich dort zu erholen und Urlaub zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Niemand von uns will die Reisebranche oder ein-
zelne Unternehmen strangulieren. Aber die Klagen 
der Urlauber waren für uns auch unüberhörbar. Wir 
gehen davon aus, daß Reiseveranstalter und Reisen-
der nicht nur Vertragspartner sind, sondern in einer 
typischen Risikogemeinschaft stehen. Man kann die-
se Risikobereitschaft nach dem Spruch abwickeln: 
„Freie Bahn dem Tüchtigen: Ich mache das Ge-
schäft, und Du trägst das Risiko." Mit einem solchen 
Verfahren können wir uns nicht anfreunden. Wir 
Sozialdemokraten halten es eher mit der guten alten 
Kaufmannstradition, die da lautet: „Wer das Ge-
schäft macht, trägt das Risiko mit!" 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So ist es der Sinn des neuen Gesetzes, die Risiko-
sphären zwischen dem Reiseveranstalter und dem 
Reisenden gegeneinander abzugrenzen, und zwar 
nach den Regeln der bürgerlich-rechtlichen Kunst: 
Verschuldenshaftung, Gewährleistungshaftung und 
Billigkeitshaftung. Wir wollen mit diesem Gesetz 
Art und Weise der Haftung eindeutig regeln. Das 
neue Gesetz ermöglicht es dem Reiseveranstalter 
nicht mehr, sich ganz oder teilweise hinter der Ver-
mittlerrolle zu verschanzen. Nach dem neuen Gesetz 
haftet er für alle wesentlichen Mängel, und der Rei-
sende hat die Rechte der Mängelrüge, der Abhilfe, 
der Selbstabhilfe, er kann den Reisepreis mindern, 
er kann kündigen — mit einer Entschädigungsfol-
ge —, ja er kann bei wesentlichen Leistungsstörun-
gen auch Schadensersatz verlangen, sogar für nutz-
los aufgewendete Urlaubszeit — das ist erstmalig 
und einmalig im bürgerlichen Recht; aber das wollen 
wir so. Wir wollen im Gegensatz zu Ihnen, Herr 
Kollege Pfennig, auch, daß diese Regeln zwingendes 
Recht werden. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Pfennig? 

Dr. Schöfberger (SPD) : Sehr gern, wenn sie nicht 
auf die Redezeit angerechnet wird. 

Präsident Carstens: Nein; das kann ich leider 
nicht konzedieren. 

Dr. Pfennig (CDU/CSU) : Ich fasse mich ganz kurz. 
Ist Ihnen bei dem, was Sie eben vorgetragen habern, 
bewußt, daß all das die Rechtsprechung dem Reisen-
den bisher schon zubilligt, obwohl es nicht gesetz-
lich kodifiziert ist? 

Dr. Schöfberger (SPD) : Teilweise billigt es die 
Rechtsprechung zu. Was die Vermittlerrolle betrifft, 
hat es auch die Rechtsprechung so gesehen. Mir ist 
es aber lieber, wenn das geschlossen, überschaubar 
und verständlich für alle Bürger nicht in irgendwel-
chen Entscheidungssammlungen steht, sondern im 
Bürgerlichen Gesetzbuch, 

(Beifall bei der SDP und der FDP) 

wo man es gesammelt finden und nachlesen kann, 
auch wenn es teilweise von der Rechtsprechung 
schon bewältigt worden ist, 
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Das Wichtige aber daran ist, daß wir zwingendes 

Recht schaffen wollen — nicht . nur Konditionen, 
Geschäftsbedingungen und Reisebedingungen —, 
von dem nicht zum Nachteil des Reisenden abge-
wichen werden kann. 

Wir machen das Reisevertragsrecht nicht als Spe-
zialgesetz, sondern verankert es im BGB. Das hat 
unübersehbare Vorzüge. Es beugt der Zersplitterung 
des bürgerlichen Rechts vor; es kann an bewährte 
Terminologie und Systematik anknüpfen; das Gan-
ze ist kürzer geworden — aus 23 Paragraphen sind 
11 geworden. 

Nun behaupten Sie, das Gesetz sei überflüssig wie 
ein Kropf. Sie haben sogar recht, Herr Kollege Pfen-
nig. Man kann ja auch sagen: Das Strafgesetzbuch 
ist — jedenfalls für den rechtstreuen Bürger — über-
flüssig wie ein Kropf. Für den anständigen Kauf-
mann, für den seriösen Reiseunternehmer ist das 
Reisevertragsrecht in der Tat überflüssig. Da bringt 
es nichts Neues. Er hat aber auch von dem Gesetz 
nichts zu befürchten. Deswegen hat der Deutsche 
Reisebüroverband dem Gesetz zugestimmt. Das ist 
die Vertretung der seriösen Reiseunternehmer. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie sagten auch, Sie wollen keinen eigenen Ver-
tragstyp. Wir wollen einen, weil wir überzeugt sind, 
daß das Vertragsrecht so nicht auf den Reisevertrag 
anzuwenden ist. Zwischen der Bestellung eines An-
zugs und der Bestellung und Durchführung einer 
Reise bestehen wesentliche rechtstatsächliche Unter-
schiede. Beim Anzug kann man den Stoff prüfen, an-
proben, abnehmen; wenn keine Abnahme, dann kein 
Werkvertragslohn. Man zahlt hinterher, Herr Kol-
lege Erhard; das ist das Wesentliche. Bei der Reise 
prüft man nur einen farbenfrohen Prospekt und muß 
sich darauf verlassen, daß er ehrlich ist; man zahlt 
Vorauskasse. Wenn Leistungsstörungen eintreten, 
hat man es sehr schwer, sein Geld zurückzubekom-
men. 

(Zuruf des Abg. Dr. Pfennig [CDU/CSU]) 

Das ist der tatsächliche Unterschied. Deswegen nicht 
„Werkvertragsrecht". 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Wo 
wird denn das durch Ihr Gesetz geändert?) 

Ich komme zum Schluß. Die CDU/CSU ist trotz 
wiederholter Einladung und trotz Nachgebens in der 
Sache unserem Gesetzentwurf nicht gefolgt. Nach 
meinem Dafürhalten ist Ihre Ablehnung, Herr Kol-
lege Pfennig, etwas fadenscheinig. Sie behaupten 
zwar, auch Sie seien für Verbraucherschutz, auch Sie 
seien für ein Reisevertragsrecht, auch Sie seien für 
die BGB-Regelung. Aber gerade diese Regelung wol-
len Sie nicht. 

Der Unterschied zwischen uns im Ausschuß war 
nur, daß wir einen eigenen Vertragstypus mit 11 
Paragraphen haben und sie sechs Paragraphen in 
das Werksvertragsrecht streuen wollten. Dieser 
kleine Unterschied kann doch nicht so schwerwie-
gend sein, daß Sie deswegen dem Gesetz Ihre Zu-
stimmung verweigern wollen. Wenn Sie nämlich 

wirklich Grundsätze hätten und wirklich verbrau-
cherfreundlich sein wollten, dürfte doch Ihre Zu-
stimmung nicht von diesen rechtstechnischen Geset-
zesschlossereien abhängen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte freimütig sagen, was ich von Ihrer Ab-
lehnung halte. Ihnen stehen doch offenkundig wie-
der einmal die Interessen von fünf großen Reisever-
anstaltern näher als die Interessen von Millionen 
Reisenden und Urlaubern. Das ist offenkundig, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU] : Jetzt kommt wieder die 
Verleumdung!) 

auch wenn man das juristisch verbrämt! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: . Jetzt 
kommt der Linkssozialist!) 

Fest steht, daß Sie den Belangen der jährlich sieben 
Millionen Reisenden nicht Rechnung tragen wollen. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Stark [Nür

-

tingen] [CDU/CSU] : Jetzt kommt wieder die 
Diffamierung und Verleumdung! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich darf doch hier meine Meinung sagen! Sie ha-
ben ja noch Gelegenheit, Ihre Meinung dagegenzu-
halten. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Wir 
kennen Sie!) 

Ihre Argumente sind für uns juristische Bauchauf-
schwünge, die Ihnen die betroffenen Urlauber und 
Touristen nicht abnehmen werden. 

Nun ist Ihre Strategie, Herr Kollege Pfennig, ja 
nicht unsere Sorge; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Offenbar doch!) 

Sie können vor den Millionen Reisenden mit Ihrer 
Argumentation so nackig dastehen, wie Sie wollen. 
Aber eines darf doch der interessierte Parlamenta-
rier noch fragen dürfen: woher Sie auch an diesem 
Punkte wieder den Mut nehmen, die Interessen der 
wenigen Millionäre vor die Interessen der vielen 
Millionen zu stellen 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

und das auch noch durch einen Professor der Rechts-
wissenschaft verbrämen zu lassen. 

Wir Sozialdemokraten jedenfalls — das können 
wir Ihnen schon heute garantieren — werden fol-
gendes tun. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Was Sie 
tun werden, wissen wir schon!) 

Bevor der 1. Oktober 1979 kommt — an diesem Tag 
soll das Gesetz in Kraft treten —, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Weiter 
diffamieren werden Sie!) 

werden wir die Reisesaison 1979 weidlich nutzen, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Zum 
Wahlkampf!) 
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um dieses Gesetz mit allen verfügbaren Mitteln zu 
popularisieren. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Was 
noch gar nicht gilt!) 

Ihre Zustimmung wäre im Interesse der Sache sehr 
wünschenswert gewesen, aber wir kommen auch mit 
Ihrer Ablehnung zu Rande und werden Sie in diese 
unsere Aufklärungskampagne mit einbeziehen. Und 
wir werden draußen die Frage leichter beantworten 
können, wer in diesem Haus für wen mit welchen 
Argumenten Politik macht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU] : Das war das Motiv für 
diesen Gesetzentwurf!) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Angermeyer. 

Angermeyer (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Gesetzentwurf 
liegt nun seit geraumer Zeit vor, und das Parlament 
hat sich jetzt mit ihm zu beschäftigen. In der Bera-
tungszeit sind eine ganze Reihe von Vorschlägen 
zur Verbesserung des Inhalts gemacht worden, sind 
wichtige und auch humorvolle Reden gehalten wor-
den; eine von diesen wird vielleicht noch folgen. 
Ich bin ehrlich genug, auch hier zu sagen, daß sicher 
nicht alle Vorschläge das Ei des Kolumbus beinhal-
teten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Aber allen Initiatoren gestehen wir zu, daß sie bei 
ihren Überlegungen sicher das Wohl dies Verbrau-
chers vor Augen gehabt haben. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch hervor-
heben, daß die Reiseveranstalter selbst dazu beige-
tragen haben, daß ein Reiseveranstaltergesetz als 
solches überflüssig geworden ist und wir uns auf 
eine Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuches be-
schränken können. Die Reiseveranstalter waren es 
auch, die sich selbst Bedingungen auferlegten, näm-
lich die Allgemeinen Reisebedingungen für Pau-
schalreisen, die dann auch ihren Nutzen gehabt 
haben. Viele der Touristikunternehmen haben sich 
an diese Bedingungen gehalten, und so hatte es 
zunächst auch den Anschein, daß eine Initiative des 
Gesetzgebers überflüssig werden könnte. 

Leider aber hat es auch in diesem Falle — wie 
so häufig — einige schwarze Schafe gegeben, die 
dann doch eine gesetzliche Regelung notwendig 
machten. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen sagen, 
ich selbst wäre ganz froh, wenn wir ohne diese ge-
setzliche Regelung ausgekommen wären, und ich 
freue mich in diesem Zusammenhang auch mit den 
Kollegen der SPD darüber, daß wir eine Lösung ge-
funden haben, die für uns das Weiterleben ermög-
licht und die sicher den Verbrauchern und den Reise-
veranstaltern zum Nutzen sein wird. 

Insbesondere möchte ich einige Punkte erwäh-
nen, die die Absicherung des Verbrauchers bei Ver

-

tragsverletzungen der Touristikunternehmen zum 
Inhalt haben: Die grundsätzliche Regelung des Reise-
veranstalter- und Reiserechts durch Gesetz an Stelle 
von Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Reise-
veranstalter und Rechtsprechung; die Vorausseh-
barkeit der Haftung des Reiseveranstalters; das 
Wahlrecht des Reisenden, neben Minderung oder 
Kündigung Schadensersätz wegen Nichterfüllung zu 
erhalten, und zwar bei Mängeln, die der Veranstal-
ter zu vertreten hat; der Anspruch des Reisenden 
auf die Hälfte der Kosten für die Rückbeförderung, 
falls die Reise infolge höherer Gewalt durch den 
Reiseveranstalter oder den Reisenden gekündigt 
wird. 

Sicherlich wird es nun einige Verbraucherverbän-
de und andere geben, denen diese gesetzliche Re-
gelung nicht weit genug geht. Wir sollen aber auch 
dabei nicht vergessen, daß wir auch den Reisever-
anstalter in seiner Tätigkeit nicht so weit einschrän-
ken dürfen, daß seine Vermittlerarbeit oder die 
Durchführung einer Reise unmöglich werden. 

Ich glaube, daß mit dieser Ergänzung des Bürger-
lichen Gesetzbuches eine Regelung gefunden wurde, 
die allen Beteiligten gerecht wird. Wir stimmen 
diesem zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Helmrich. 

Helmrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich kann nur sagen, daß wir hier 
eine außerordentlich bedauerliche Debatte führen. 
Ich sage das in allem Ernst und werde das gleich 
noch näher begründen. 

Bei meinen Vorrednern ist schon deutlich gewor-
den, worin wir uns bei dieser Gesetzesvorlage 
unterscheiden. Die Regierungsparteien stilisieren 
dieses, wie wir gesagt haben, überflüssige Gesetz zu 
einem Erfolg, ja zu einem Meilenstein für den Ver-
braucherschutz hoch. 

(Zuruf von der SPD: Es ist einer!) 

Wir sind der Auffassung, daß dieses Gesetz über-
flüssig und schädlich ist. Es nützt dem Reisenden 
nichts; 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Nein?) 

denn die Rechte, die Sie jetzt festschreiben, bestan-
den auf Grund der Rechtsprechung ohnehin. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das ist ja 
gut!) 

Darüber hinaus aber täuscht es für den Reisenden 
neue Rechte vor. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Anfechtung wegen 
Irrtums!) 

Lassen Sie mich an zwei Punkten verdeutlichen, 
was Sie ins Gesetz hineinschreiben. Ich darf mit 
Genehmigung des Präsidenten den Eingangspara-
graphen zitieren: 

Durch den Reisevertrag wird der Reiseveran

-

stalter verpflichtet, dem Reisenden eine Ge- 
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samtheit von Reiseleistungen zu erbringen .. . 
Der Reisende ist verpflichtet, dem Reiseveran-
stalter den vereinbarten Reisepreis zu zahlen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das ist 
ganz neu! Ein Jahrhundertwerk! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist eine innere Re-
form! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Im Klartext: Das Reiseunternehmen muß eine Reise 
liefern, und der Reisende muß bezahlen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Was ha- 
ben die bisher getan?) 

Wer so etwas im Jahre 1978 in ein Gesetz schreibt, 
wo seit Jahrzehnten Reisen veranstaltet und betrie-
ben werden, dem muß Schamröte in den Kopf stei-
gen; wenn er glaubt, draußen eine solche Selbstver-
ständlichkeit noch als Verbraucherschutz verkaufen 
zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU] : Wie ist es, wenn 

er schon schamrot ist?) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schöfberger? 

Helmrich (CDU/CSU) : Ja. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Ist Ihnen geläufig, daß das 
Bürgerliche Gesetzbuch bei jedem Vertragstyp, sei 
es am Anfang, sei es nach einigen Einleitungsbe-
stimmungen, eine sogenannte Anspruchsgrundlage 
formuliert und daß wir, wenn wir einen eigenen 
Vertragstypus für den Reisevertrag regeln wollen, 
wohl auch eine solche Anspruchsgrundlage vor-
sehen müssen? 

Helmrich (CDU/CSU) : Sie wollen etwas regeln, 
Herr Schöfberger, was als Vertragstyp in unserem 
Werkvertrag bereits geregelt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie Herr Kollege Dr. Pfennig schon sagte, können 
Sie selbstverständlich einen Möbelkaufvertrag, 
einen Anzugkaufvertrag, einen Hemdenkaufvertrag 
aufstellen. Oben schreiben Sie hinein: Wer ein 
Hemd kauft, muß es bezahlen, wer einen Anzug 
kauft, muß ihn bezahlen. Nichts anderes tun Sie. Im 
Werkvertragsrecht steht eindeutig: 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Nichts vom 
Hemd!) 

Wer ein Werk bestellt, muß es bezahlen. Sie 
schreiben: Wer eine Reise kauft, muß sie bezahlen. 
Das können Sie endlos fortsetzen. Ich komme aber 
darauf noch zurück. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie sagten dann, zur Klarstellung sollte man so 
etwas tun, und man sollte das ruhig ins Gesetz 
hineinschreiben. Hier gibt es überhaupt nichts klar-
zustellen. Die Pauschalreise ist als Gesamtleistung 
im Sinne des Werkvertragsrechts in der Bundes-
republik längst Allgemeingut. 

Es gibt ein berüchtigtes Beispiel in Frankreich. 
Dort beginnt eine Verordnung über die Feuerwehr 
mit folgenden Worten: „Feuerwehrleute löschen 
Brände". Meine Damen und Herren, wer Derarti-
ges in ein Gesetz schreibt — und das in gleicher 
Weise für diesen Vertrag —, der gehört zu den 
vielgeschmähten Schreibtischtätern, und ich sage: 
Schreibtischuntätern. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wie origi

-

nell! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Das sind nämlich gesetzestechnische Untaten, die 
hier verübt werden, und zwar aus folgendem Grun-
de: Das erste Stichwort hierzu heißt Gesetzesflut. 
Selbstverständliches gehört nicht ins Gesetz. Es 
bläht nur auf; aber nicht nur das, es verunsichert 
auch. Was passiert, wenn dieses Gesetz auf die 
Schreibtische von Richtern, Anwälten, Reiseveran-
staltern oder Reiseführern flattert? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie sind 
beschäftigt!) 

— Sie sind erst eimal beschäftigt. Die Effizienz 
wird verringert. Sie werden es lesen, sie werden 
vielleicht sogar die Begründung lesen. Jemand 
wird einen Kommentar dazu schreiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Schöfberger!) 

Es werden Verständnisfragen aufkommen. Man 
wird einen Auslegungsstreit entfachen. Kluge Köpfe 
werden kommen und werden sagen: Das Problem 
des Schadensersatzes war in der Rechtsprechung 
schon gelöst; wenn der Gesetzgeber das aber noch 
einmal extra ins Gesetz schreibt, muß er sich etwas 
dabei gedacht haben. So geht es weiter. Dieses Ge-
setz wird ein Eigenleben entfalten. Das passiert 
allen Detailregelungen. So gelangen wir durch 
mehr Gesetzesperfektionismus zu weniger Effekti-
vität. 

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
parteien, exakte, generelle und zugleich verständ-
liche Regelungen sind allemal einer perfektionisti-
schen Detailregelung vorzuziehen. Noch keine De-
tailregelung, die überdies noch aus der Recht-
sprechung abgeschrieben worden ist, hat bisher 
eine weitere Rechtsprechung, weitere Kommentare 
überflüssig gemacht. Kommentare zu ausführlichen 
Regelungen sind nicht weniger umfangreich als sol-
che zu kurzen und allgemein gehaltenen Regelun-
gen. Das sollte meines Erachtens zu denken geben. 

(Kleinert [FDP] : Was besagt das?) 

— Das besagt, daß die Detailregelungen, wenn wir 
das in Allgemeinregelungen wie im Werksvertrags

-

recht schon haben und die Rechtsprechung damit 
fertig geworden ist — es ist ja keine Lücke ent-
standen, die die Rechtsprechung übriggelassen hät-
te und die ausgefüllt werden müßte —, überflüssig 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch einen Punkt nennen, wo es 
besonders deutlich wird. Nehmen Sie Ihren neuen 
§ 651 j. Sie lesen als Reisender erfreut: 

Wird die Reise infolge bei Vertragsabschluß 
nicht voraussehbarer höherer Gewalt erheblich 
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erschwert, gefährdet oder beeinträchtigt, so 
können sowohl der Reiseveranstalter als auch 
der Reisende den Vertrag kündigen. 

Das kann er heute auch schon. Es dürfte ja deut-
lich geworden sein, daß es nichts Neues bringt. 
Was aber machen Sie? Sie beginnen, § 242, in dem 
steht, daß Leistungen nach Treu und Glauben zu 
erbringen seien, im Detail zu kodifizieren. Ich kann 
Ihnen nur viel Spaß wünschen, wenn Sie aus dem 
Staudinger, dem Kommentar zu § 242, der jetzt 
schon einen beträchtlichen Umfang hat, in der Kodi-
fizierung ein neues Gesetz machen wollen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Dann braucht man nicht soviel zu denken, 

man kann abschreiben!) 

Nicht anders ist es mit den anderen Vorschriften. 

Meine Damen und Herren, insgesamt ist das ein 
sehr unseliges und ärgerliches Gesetz. Es bringt 
nichts Neues. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] 
[SPD]) 

— Herr Kollege Dr. Schäfer, ich kann nur folgendes 
sagen: Die Diskussion um Gesetzesperfektionismus 
und die Diskussion um Gesetzesflut und die Frage, 
wer was alles in seinem Bescheid nicht lesen kann, 
gehört nicht draußen in die Versammlungen. Viel-
mehr gehört das, was wir hier an mehr Gesetzen 
betreiben, an unnützer Gesetzesflut, an dieses Pult. 
Darum müssen wir uns unterhalten. Wir dürfen 
nicht, wie der Herr Kollege Dr. Schöfberger sagt 

(Lambinus [SPD] : Alle vier Jahre einmal 
die Hand heben!) 

— Ich habe sie schon viel öfter gehoben; vielleicht 
waren Sie nicht so oft im Plenum. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn Sie, Herr Kollege Schöfberger, hier von 
einem „Meilenstein auf dem Wege zum Verbrau-
cherschutz" sprechen, darf ich, um zum Abschluß 
zu kommen, Ihnen nur sagen: Wir werden hier an 
diesem Pult, an dieser Stelle darauf aufmerksam 
machen, wo Sie nur Augenwischerei betreiben und 
den Leuten einreden, ihnen mehr Rechte zu geben, 
die sie gar nicht bekommen. Wir werden nicht müde 
werden, dem von dieser Stelle aus immer wieder 
entgegenzutreten. Was Sie hier machen, ist ein 
typisches Beispiel dafür, einen Meilenstein auf dem 
Wege überflüssiger, perfektionistischer Gesetze zu 
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Linde. 

Dr. Linde (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Helmrich, das war 
ja nun eigentlich dem Reiseveranstaltergesetz nicht 
ganz angemessen. Wir reden über die schönsten Wo-
chen der Urlauber im Jahr, und Sie betreiben hier 
mit einem so bitterbösen Gesicht Erbsenzählerei. 
Wir werden diesem Gesetz doch nicht gerecht, wenn 
wir nur versuchen, dies juristisch-technisch hier 

auszuklamüsern. Wir brauchen — ich möchte hier 
noch einmal versuchen, das klarzustellen eine Ge-
samtregelung, die der Verbraucher an einer Stelle 
finden kann und die die Veranstalter dann auch in 
ihren Katalogen nachdrucken können. Bei den be-
schränkten Zuladungsmöglichkeiten unserer Luft

-

Carrier — Beschränkung auf 20 kg Reisegepäck — 
können die Leute eben leider nicht den „Palandt", 
einen anderen Kommentar oder die Deutsche Reise-
büro- Zeitung mitnehmen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die kaufen jetzt 
das BGB!) 

wo an verstreuten Stellen dann eben diese Rechts-
ordnung steht, die Sie gerne so lassen wollten. Wir 
brauchen eine Gesamtregelung. Wir wollen eine Ge-
samtregelung. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist ein Gebot der Rechtssicherheit und der 
Rechtsklarheit. Ich meine auch, daß das der Markt 
erfordert und der Verbraucher wünscht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für das Presse- 
amt wird es auch leichter!) 

— Das Presseamt wird dabei helfen, hoffe ich jeden-
falls. 

Das Reisevertragsrecht, meine sehr verehrten Da-
men und Herren — nun lassen Sie mich ein bißchen 
von diesem juristischen Fieselkram herunterkom-
men —, hat drei Seiten: eine juristische, eine politi-
sche und eine wirtschaftliche. 

Die juristische Seite ist mit mehr oder weniger 
Einverständnis zutreffend gelöst. Da beißt doch 
keine Maus den Faden ab. Wir müssen uns doch 
einmal klarmachen, daß wir ein einheitliches Recht 
schaffen wollen: nicht nur eine Regelung; die 90 % 
irgendwelcher Vorschriften betrifft, sondern eine 
für 100 % dieses Marktes. 

Die zweite Seite ist eine politische Seite. Reisen 
waren doch früher vor allem den reichen Gesell-
schaftsschichten vorbehalten. Zum Reisen benötigte 
man Zeit und Geld — mehr Zeit und Geld, als da-
mals die Masse der Bürger, die Masse der Ver-
braucher hatte. Bessere wirtschaftliche Verhältnisse 
nach dem Zweiten Weltkrieg, insbesondere nach 
1955, und die Reiseveranstalter haben es doch ge-
schafft, daß aus dem Exklusivurlaub von wenigen 
allmählich das beliebteste Konsumgut für alle ent-
stand. Die Zahlen muß man sich einmal auf der 
Zunge zergehen lassen: 33,4 Millionen Urlaubsrei

-

sen — einmal oder mehrfach — im Jahr und 24,4 
Milliarden DM, die ausgegeben werden. Dahinter 
sitzt auch wirtschaftliche Potenz. Ich will nicht zu 
ausführlich vom Fremdenverkehrsmarkt reden, aber 
man muß sich doch klarmachen, wovon wir reden: 
In der Freizeitindustrie der Bundesrepublik sind 
direkt oder indirekt mehr Menschen als in der deut-
schen Automobilindustrie beschäftigt. Jeder zweite 
Bundesbürger verreist. Das betrifft die Bürger. 

Urlaub ist nun einmal Massenveranstaltung ge-
worden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/ 
CSU]) 
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— Urlaub, verehrter Herr Dr. Lenz, ist eine Massen-
veranstaltung. Das meine ich nicht negativ. Bloß 
können solche Massenveranstaltungen nicht mehr 
unorganisiert verlaufen, wie früher eben die Indivi-
dualreise für wenige einzelne. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen ein paar Takte über den Markt sagen. 
Wir Sozialdemokraten plädieren natürlich für Frei-
heit bei der Urlaubsgestaltung und bei der Urlaubs-
entscheidung. Wir sind aber für feste Rahmenbedin-
gungen, denn wer nun einmal ein Jahr auf seinen 
Urlaub spart, hat auch Anspruch darauf, daß er 
ohne Probleme abläuft. 

(Beifall bei der SPD — Erhard [Bad Schwal

-

bach] [CDU/CSU] : Dem stimmen wir un- 
eingeschränkt zu!) 

Die Anbieter von Fremdenverkehrsleistungen — 
damit komme ich auf die Reiseveranstalter zu spre-
chen — sind überall in der Welt verstreut. Im we-
sentlichen sind es, um in unseren deutschen Katego-
rien zu sprechen, Klein- oder Mittelbetriebe. Es ist 
nicht einfach, die Millionennachfrage nach Urlaub 
gerade auf diese verstreuten Angebote zu lenken — 
und dann auch noch in den heißen Juliwochen. Reise-
veranstalter haben hier Märkte erschlossen. Sie ha-
ben Märkte bedient, sie haben Angebote und Nach-
fragen zusammengebracht, und sie haben aus vielen 
einzelnen Angeboten zum erstenmal marktfähige 
Produkte gestaltet. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Und 
das alles wegen unseres Gesetzes!) 	 

Für diese marktfähigen Produkte gelten nun die 
Regeln des Reisevertragsrechts. 

Lassen Sie mich aber noch ein wenig darüber 
hinausgehen. Wirtschaftlich bleiben natürlich trotz 
dieser Leistungsbündelung einige Fragen offen. 
Diese wirtschaftliche Seite muß man sehen. Zum 
einen ist hier die Frage der Konzentration auch bei 
den Reiseveranstaltern anzusprechen. Zwei Reise-
veranstalter wickeln drei Millionen Reisen ab, fünf 
weitere die nächste Million. Der Rest läuft über 
kleinere und mittlere Veranstalter. 

Wer heute noch für möglichst wenig Regeln und 
unorganisiertes Nebeneinander der vielen Träger 
von Fremdenverkehrsleistungen plädiert, hat Vor-
stellungen aus der Zeit, als das Reisen erst anfing 
und als nur wenige Privilegierte die Urlaubsziele für 
sich besetzten. Wer sich gegen Rahmenbedingungen 
im Fremdenverkehr sowohl beim Vertrag als auch 
sonst im Urlaub wendet, spricht sich für unorgani-
siertes Reisen aus. Hier kann man eben nicht nach 
dem Motto verfahren: Freiheit für wenige, statt 
Tourismus für alle. Wir wollen Regeln und Rah-
menbedingungen für den Tourismus für alle. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sozialismus für 
alle!) 

Die Konzentrationen bringen aber nicht nur Ge-
fahren für die Verbraucher, sondern auch für die 
übrigen Leistungspartner. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Aber 
das ändern Sie doch mit dem Gesetz nicht!) 

— Aber ja. Wir schaffen damit einen ersten Ein-
stieg. Die Bürger müssen sich darauf verlassen kön-
nen, daß ein Veranstalter auch auf Dauer sorgfältig 
am Markt arbeitet. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Kann 
man denn durch Gesetz Verantwortlichkeit 

schaffen?) 

Wir müssen auch die Leistungen selbst zu bündeln 
versuchen. Wir müssen zu erreichen versuchen, daß 
auch die übrigen Rahmenbedingungen im Fremden-
verkehr stimmen. 

Präsident Carstens: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Erhard? 

Dr. Linde (SPD) : Aber  ja.  

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege, ich möchte Sie fragen: Wird durch den Text 
dieses Gesetzes über den Reiseveranstaltungsvertrag 
irgendwo eine Garantie für Zuverlässigkeit der ei-
nen oder der anderen Seite geschaffen? 

Dr. Linde (SPD): Ich hoffe, ja. Dies ist ein Beginn, 
weil wir hier versuchen, den Reiseveranstalter in 
seiner Leistung und auch in den Obliegenheiten, 
diese Leistung insgesamt gut zu erbringen, mit den 
übrigen Partnern dieser Leistung — Nebenleistun-
gen, Flug etc. — zu koppeln. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer weiteren Zwischen

-

frage) 

— Nein, ich möchte keine Zwischenfrage mehr zu-
lassen: 

Das ist das, was ich sagen möchte: Wir müssen 
versuchen, im Fremdenverkehr politisch Rahmenbe-
dingungen herbeizuführen, die bewirken, daß das 
gesamte Leistungsbündel den Erfolg bringt, den wir 
brauchen. Mit der Entwicklung des Fremdenverkehrs 
kommen wir nämlich wirklich nur voran, Herr Kol-
lege Erhard, wenn die Partner beim Reisevertrag 
nicht nur partnerschaftlich ihre Verträge abwickeln, 
sondern sich auch insgesamt für den Erfolg der Reise 
verantwortlich fühlen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Das 
halte ich für sehr wichtig!) 

Unter Erfolg der Reise ist zunächst das Wohlbe-
finden des Urlaubsgastes zu verstehen. Darüber hin-
aus kommt es darauf an, daß die einzelnen Partner 
beim Reisevertrag sich für Infrastruktur, für Marke-
ting, für Werbung, also insgesamt für die fremden-
verkehrspolitischen Vorbedingungen dieses Markt-
bereiches verantwortlich fühlen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Das 
alles wird erst durch das Gesetz geschaffen!) 

— Sie werden mir aber nicht versagen können, daß 
ich Ihnen anläßlich der Beratung dieses Gesetzes 
einmal klarzumachen versuche, wo die Bedeutung 
dieses Gesetzes liegt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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Das Reisevertragsgesetz ist das erste Gesetzge-

bungsvorhaben auf dem Gebiete des Tourismus. Sei-
ne Erarbeitung hat lange gedauert und es ist, wie ich 
meine, auch gut gelungen. Wenn die Freizeit für den 
Bürger zunimmt — dafür arbeiten wir ja schließ-
lich —, muß die Politik auch dem Fremdenverkehr — 
über  dieses Gesetz hinausgehend — mehr Aufmerk-
samkeit schenken. Fremdenverkehrspolitik ist ein 
Leistungsbündel. Genauso wie früher die einzel-
nen Leistungen im Fremdenverkehr nicht im Reise-
vertrag zusammengefaßt waren, so sind sie es auch 
in der Politik nicht. Im Fremdenverkehr gibt es noch 
viel zuviel Nebeneinander von Bund, Ländern und 
Gemeinden, Verbänden und den einzelnen Wirt-
schaftsbetrieben. Hierauf die Aufmerksamkeit zu len-
ken, hat die Bundesregierung z. B. im tourismuspoli-
tischen Programm versucht. 

Die Bundesrepublik Deutschland steht hinsichtlich 
der Reiseintensität erst an sechster Stelle in der 
Welt. Wir haben immer gedacht, wir wären Welt-
meister im Reisen. Wir sind es nur bei den Reise-
ausgaben — mit allem Glanz und allen Problemen, 
die das international und national hat. 

Schon heute betrifft die Fremdenverkehrspolitik 
und damit unser Gesetz jeden zweiten Bürger in un-
serem Staat. Diese Bürger werden sich darüber 
freuen, daß wir ein neues Reiserecht geschaffen ha-
ben, und sie werden sich über weitere Erfolge auf 
dem Gebiet der Tourismus-Politik genauso freuen. 

Deswegen bitten wir um Ihre Zustimmung zu die-
sem Gesetz. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Zu dieser Schaumschlägerei niemals!) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! In der Geschichte die-
ses Gesetzentwurfs habe ich nie gesagt, daß wir es 
machen wollen; 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

ich habe allerdings auch nie gesagt, daß wir es nicht 
machen wollen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Es ist mir kunstvoll gelungen — ich habe die Unter-
lagen noch einmal vollständig durchgesehen —, dies 
zu vermeiden. Und so bin ich in der glücklichen La-
ge, 

(Dr. Pfennig [CDU/CSU] : Frei sprechen zu 
können!) 

heute sagen zu können, daß wir uns freuen, daß es 
in der jetzigen, sehr bescheidenen Form vorliegt und 
uns nicht als ein besonderes Ungetüm, als ein be-
sonderes Vertragsgesetz mit — die Zahlen differie-
ren hier bei den Vorrednern — soundso viel Para-
graphen heute in der dritten Lesung beschäftigt. Die-
ser Entwurf ist bedeutend bescheidener, und das, was 
ins BGB eingehen soll, liegt schon fast in der Nähe 
des Notwendigen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ebenso 
unnütz wie unschädlich!) 

Ich sage das so, wie ich es meine. Er wäre ganz ver-
kehrt, nun auf einmal etwas anderes zu sagen. 

Mir hätten z. B. die Vorschläge von Herrn Pfennig 
besser gefallen, die vorsahen, diese Regelungen 
durch gewisse Anpassungen an das Werkvertrags-
recht dort einzufügen. Gleichwohl hat aber die An-
sicht, die die Sozialdemokraten in dieser Frage ver-
treten haben, nämlich dem hier millionenfach ange-
sprochenen Verbraucher die Sache dadurch plasti-
scher zu machen, daß man die in Frage kommenden 
Bestimmungen zusammenfaßt und als einen wichti-
gen Vertragstyp besonders ausweist, auch einiges 
für sich. Es gibt Fälle, wo Sie schon viel spektakulä-
rer, z. B. nur wegen der Überschrift, Gesetze vorge-
schlagen haben, als in diesem Fall, über den wir ge-
rade zu reden haben. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Stark. 

Kleinert (FDP) : Ja. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Kleinert, habe ich Ihre Auffassung zu diesem Ge-
setz richtig so verstanden, daß Sie es für ebenso 
unnütz wie unschädlich halten? 

Kleinert (FDP) : Ich werde das jetzt noch im ein-
zelnen zu beantworten haben. Das ist eine der typi-
schen Fragen, die man nun einmal — wie Graf 
Lambsdorff zutreffend ausgeführt hat — nicht mit 
Ja oder Nein beantworten kann. 

(Dr. Pfennig [CDU/CSU] : Das ist eine 
Koalitionsfrage!) 

Es gibt die Ausführungen von Herrn Dr. Graß (CDU/ 
CSU) in der ersten Lesung in der 7. Wahlperiode, 
in denen er ganz ausdrücklich erklärt hat, dies be-
dürfe einer gesetzlichen Regelung. Heute gibt es 
Ihre Ausführungen, wonach es einer gesetzlichen 
Regelung nicht bedürfe. Der einzige, der sich zu die-
sem Punkt niemals erklärt hat, bin ich gewesen. 

(Heiterkeit) 

Darum steht es mir auch am besten an, jetzt einiger-
maßen abgewogen zu urteilen; 

(Erneute Heiterkeit) 

denn alles, was ich von Ihrer Seite, meine Damen 
und Herren von der CDU/CSU, über Gesetzesflut 
und dergleichen hier gehört habe, 

(Zuruf des Abg. Dr. Hennig [CDU/CSU]) 

das ist doch am besten mit dem niederteutschen 
Wort zu bezeichnen:  

Dat ick en Dösbüdel bin, dat argert mi nich, dat 
en Dösbüdel mi dat seggt, dat argert mi. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der SPD) 

Wir haben doch kürzlich von Ihnen eine hervor-
ragende UWG-Novelle bekommen, in bezug auf die 
jeder Ihrer Fraktionskollegen — jedenfalls sofern 
er sich mit Juristerei befaßt — bereit ist, hinter 
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vorgehaltener Hand .  zu sagen, was darin alles über-
flüssig ist.. Fast jeder Gesetzentwurf der Bundes-
regierung wird von Ihnen auf dem Wege — ich 
habe das hier schon einmal ausgeführt — über die 
Länder abgeschrieben und rechtzeitig vor dem Re-
gierungsentwurf eingebracht. Dann paßt es doch 
nicht, daß Sie ausgerechnet hier — im übrigen nach 
Begrüßung der Initiative zu Beginn des Gesetzge-
bungsverfahrens — über die Gesetzesflut angesichts 
eines Gesetzes jammern, das im Laufe der Beratun-
gen doch durchaus ansehnlich geworden ist und das 
man jetzt guten Gewissens vertreten kann. 

Herr Pfennig, wenn Sie einerseits sagen, das Ge-
setz sei überflüssig, es müsse erst bewiesen werden, 
daß eine solche Regelung notwendig sei, wäre ich 
ja noch bereit, das zu unterstützen. Aber wenn Sie 
dann andererseits sagen, das Werkvertragsrecht 
wäre zu ergänzen gewesen — wie Sie es selbst ver-
nünftigerweise vorgeschlagen haben —, ist das ein 
Widerspruch in sich. Im Laufe dieser Debatte ist 
mir die große Freude zuteil geworden, daß meine 
Zweifel daran, was an diesem Gesetz alles gut oder 
schlecht sein könnte, durch die Ausführungen Ihrer 
beiden Herren Redner etwas mehr beseitigt worden 
sind, so daß ich die Notwendigkeit dieses Gesetzes 
etwas besser erkannt habe; denn alles, was uns Herr 
Helmrich über Kommentare gesagt hat, ist doch in 
sich nicht schlüssig. Darum habe ich Sie vorhin ge-
fragt, wie Sie das meinen. 

Die Kommentare werden über Richterrecht natur-
gemäß dicker als über Gesetzesrecht. Es läßt sich 
nun einmal über das, was im Gesetz geschrieben 
steht, in  Kommentaren nicht so trefflich philoso-
phieren  

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Von denen, die sie geschrieben haben!) 

wie über unterschiedlichste Urteile verschiedener 
Gerichte zu der gleichen Frage. Darum ist es gut, 
daß einige Dinge konkret geregelt sind, die in der 
Rechtsprechung bisher nur so angesprochen waren 
und sich dort jeden Tag genauso ändern können, 
wie sich im übrigen auch die Musterbedingungen 
des Verbandes der Reiseveranstalter jeden Tag än-
dern können, wenn wir es nur dabei belassen hät-
ten. Ich verspreche mir von der gesetzlichen Rege-
lung jedenfalls, daß die Kommentare in diesem Be-
reich nicht ganz so umfangreich werden. 

Wenn Sie dann noch darauf hingewiesen haben, 
Herr Helmrich, daß § 242 BGB von der Koalition — 
um  es einmal so wiederzugeben — nun nach und 
nach in konkretes Recht umgesetzt werden soll, 
kann ich nur sagen: Das würde mich davon über-
zeugen, wirklich in dieser Richtung tätig zu werden; 
denn § 242 BGB ist doch die windigste von allen 
Auffangklauseln überhaupt. Da, wo man etwas kon-
kreter regeln kann, statt es Richterrecht zu über-
lassen, sollte man es dann allerdings auch tun, be-
vor man auf diese völlig schwammige Rechtsgrund-
lage verweist. Ich habe jedenfalls einmal bürger-
liches Recht bei einem Herrn gehört, der gesagt hat: 
Meine Damen und Herren, begeben Sie sich niemals 
in das Schlammbad von Treu und Glauben! Wenn 
wir mit dem heute vorliegenden Gesetzentwurf et- 

was dazu beigetragen haben, daß das „Schlamm-
bad" in diesem Punkt nicht genommen werden 
muß, dann haben wir doch etwas recht Vernünftiges 
getan. 

Ferner stehen in dem Text ganz klipp und klar 
einige Bestimmungen über Haftungsbegrenzungen, 
die sonst auf Jahre hinaus richterlichem Recht mit 
ständig wechselnden Grenzen vorbehalten geblieben 
wären. Außerdem ist eine sehr wesentliche Begren-
zung im Bereich des quasi-immateriellen Schadens-
ersatzes erkannt worden, nämlich für den entgan-
genen Gewinn an Urlaubsfreude. Da haben wir 
deutlich gesagt, daß eine obere Begrenzung ein-
gehalten werden muß, daß das nicht so weit gehen 
kann wie materieller Schadensersatz. 

Ich muß Ihnen sagen: Wenn der Bundestag in der 
Lage gewesen wäre, das sogenannte Herrenreiter

-

urteil des Bundesgerichtshofs, das ich heute noch 
für einen Fall von Rechtsbeugung halte, durch eine 
rechtzeitige Gesetzgebung auf dem Gebiet der Pres-
sedelikte zu verhindern — in den Urteilsgründen 
ist nämlich nachzulesen, daß sich der BGH darauf 
beruft, das Parlament habe sich geweigert, die Pres-
sedelikte anständig zu regeln und deshalb müsse er 
dieses Urteil so fällen —, wäre uns einiges erspart 
geblieben. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, ich nehme 
an, daß Sie den Vorwurf der Rechtsbeugung nur in 
objektiver und nicht in subjektiver Absicht erheben 
wollen. 

Kleinert (FDP): In absolut objektiver Sicht, Herr 
Präsident. 

(Heiterkeit) 

Absolut objektiv. Ich bin Ihnen für den Hinweis 
sehr dankbar. Ich habe aber auch schon an ande-
rer Stelle gelesen, daß dieses Urteil contra legem 
ergangen sei. — Diesen Begriff kann man ja wegen 
seiner weitgehenden Unverständlichkeit getrost ver-
wenden. 

(Heiterkeit) 

Dieses Urteil, meine Damen und Herren, betrifft 
doch eine Frage, die zur Heiterkeit leider gar keinen 
Anlaß mehr gibt, zeigt es doch, daß wir hier an dem 
Punkt sind, wo das Parlament Überlegungen anstel-
len muß über die Grenze zwischen Gesetzesrecht und 
Richterrecht. Wenn wir in dem Entwurf — zugege-
ben: nur in einigen wenigen Punkten; ich halte eini-
ge nach wie vor für überflüssig, das habe ich vorher 
schon gesagt, und dabei bleibe ich — an einigen 
Stellen die Richter nicht in diese Verantwortung ge-
zwungen haben, Richterrecht zu setzen, weil wir dort 
Gesetzesrecht geschaffen haben, dann ist das etwas 
Verdienstvolles; denn diese Grenze sollte, so meine 
ich, so klar wie möglich beachtet werden. 

Der Brauch des Hauses, wenn man sich nicht eini-
gen kann, eine möglichst schwammige Kompromiß-
klausel zu erfinden und den Richtern die Verant-
wortung zuzuschieben, ist sicherlich nicht der rich-
tige Brauch. 

(Zuruf des Abg. Erhard [Bad Schwalbach] 
[CDU/CSU]) 



9704 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 124. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. Dezember 1978 

Kleinert  
Ich denke da an Vereinbarungen, Herr Erhard, die 
interfraktionell getroffen, worden sind. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, wollen 
Sie bitte zum Schluß kommen! 

Kleinert (FDP) : Ich komme zum Schluß. — Wenn 
uns das Eherecht, das wir gemeinsam verabschiedet 
haben — das ist in der Öffentlichkeit weitgehend 
unbekannt —, nicht in allen Teilen so ganz geglückt 
ist, dann liegt das daran, daß wir in der Schlußphase 
des seinerzeitigen Gesetzgebungsvorgangs einige 
Kompromisse geschlossen haben, bei denen jeder 
die frohe Hoffnung hatte, dadurch recht zu behalten, 
daß wir. die Entscheidung den Richtern überlassen 
haben. So etwas sollten wir auch nicht tun. 

Wenn wir über all dieses bei dieser Gelegenheit 
wieder ein wenig nachgedacht haben, dann war die 
Debatte nicht ganz so unnütz, wie Herr Helmrich 
es vorhin behauptet hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Kleinert, 
darf ich Sie bitten, das herzerfrischende plattdeutsche 
Sprichwort, das Sie verwendet haben, dem Steno-
graphischen Dienst schriftlich zur Verfügung zu stel-
len, damit es in Ihrer Schreibweise in das Protokoll 
hineinkommt. 

(Heiterkeit) 

Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz, Herr Dr. de With. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! 1841 hat der damals 33 
Jahre alte Thomas Cook in England für die Mit-
glieder des „Mäßigkeitsvereines" die ersten billigen, 
wie es seinerzeit hieß „Eisenbahn- Vergnügungs-
Fahrten" organisiert. Er ahnte damals wohl noch 
nicht, daß er damit zwar einerseits den Grundstock 
zu seinem späteren Reichtum als Chef des bekann-
ten Cookschen Reisebüros gelegt, andererseits aber 
auch die Zeit für einen völlig neuen Wirtschafts-
zweig eingeläutet hatte, nämlich die modernen Mas-
sentouristikunternehmen. 

Er war dabei mit einiger Sicherheit der Erfinder 
des Reisevertrags, denn wir können in „Meyers 
Konversationslexikon" aus dem Jahre 1905 nach-
lesen, daß er dabei zuerst das Prinzip der, wie es 
dort heißt, „zusammenstellbaren Fahrkarten" er-
probt hat. 

Jedermann, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist die Bedeutung dieser Branche in der Bun-
desrepublik Deutschland bewußt. 1978 werden die 
Deutschen mehr als 24 Milliarden DM als Urlauber 
ausgegeben haben. Sie sind damit, wenigstens dem 
Gelde nach, Urlauber Nummer eins auf der Welt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im Tourismusgeschäft entfällt ein bedeutender An-
teil auf die sogenannte Pauschalreise, die vom Reise-
veranstalter vorfabrizierte Gesamtheit von Leistun-
gen; in der Regel Hin- und Rückfahrt mit Unterbrin-
gung, und zwar gegen Vorkasse. Jährlich werden 

inzwischen mehr als 7 Millionen solcher Pauschal-
reiseverträge abgeschlossen. 1910 waren es nur 
4 Millionen. Wir sehen, daß dieser Reisezweig be-
sonders stark expandiert. 

Der Pauschalreise kommt nun nicht nur — wor-
auf Herr Kollege Linde mit Recht hingewiesen 
hat — große wirtschaftliche, sondern auch ganz 
erhebliche soziale und gesellschaftliche Bedeutung 
zu. Reisen, auch in ferne Länder, ist nicht mehr das 
Vorrecht der Wohlhabenden. Es kann wohl auch 
kaum bestritten werden, daß sich der Massentouris-
mus auf das allgemeine Bewußtsein auswirken muß. 
Auch der Durchschnittsbürger kann jetzt — wie es 
so schön heißt — von „weither" kommen. Aus die-
sen Gründen — ich betone 'das — verdienen die 
Reiseveranstalter Respekt, Anerkennung und Un-
terstützung. 

Nun ist der Pauschalreisende häufig mehr Objekt 
als Subjekt eines von anderen vorgefertigten Reise-
programms. Er entrichtet üblicherweise den Reise-
preis im voraus. Er ist außerdem besonderen tat-
sächlichen und rechtlichen Risiken ausgesetzt. Die 
einzelnen Reiseleistungen werden großenteils im 
Ausland und durch ausländische Leistungsträger er-
bracht. Die Erkenntnis, daß der Pauschalreisende 
deshalb eines besonderen Schutzes bedarf, daß die 
Rechtsordnungen der meisten Staaten keine geeig-
neten Vorschriften für diesen neuen Vertragstypus 
vorsehen und daß eine international einheitliche 
Regelung wünschenswert wäre, führte zuerst auf 
internationaler Ebene zur Ausarbeitung des soge-
nannten Brüsseler Übereinkommens im Jahre 1970. 

Dieser Versuch, die Pflichten des Reiseveranstal-
ters festzulegen und gegenüber dem Verantwor-
tungsbereich der einzelnen Leistungsträger abzu-
grenzen, hat leider zu keinem befriedigenden Er-
gebnis geführt. Die großen Reiseländer haben das 
Brüsseler Übereinkommen wegen schwerwiegender 
Bedenken — wie wir alle wissen nicht gezeich-
net. Auch für die Bundesrepublik Deutschland ist 
das Übereinkommen wegen Unzulänglichkeiten in 
der wichtigen Frage der Gewährleistungs- und 
Schadensersatzhaftung des Reiseveranstalters nicht 
akzeptabel. 

Angesichts dieser Aussichtslosigkeit einer inter-
national einheitlichen Regelung, der stürmischen 
Aufwärtsentwicklung des Pauschaltourismus, des 
Fehlens geeigneter Rechtsvorschriften für den Rei-
severtrag und der Tatsache, daß das Kleingedruck-
te im Katalog eher zuungunsten des Reisenden ab-
gefaßt war, hatte die Bundesregierung bereits in der 
7. Legislaturperiode den Entwurf eines Gesetzes 
über den Reiseveranstaltungsvertrag in das Gesetz-
gebungsverfahren eingebracht. Zur Verabschiedung 
ist es damals wegen des Ablaufs der Legislatur-
periode nicht mehr gekommen; die Notwendigkeit 
einer gesetzlichen Regelung ist jedoch bis heute 
bestehen geblieben. 

Es soll nicht verkannt werden — auch das darf 
ich betonen —, daß sich in der Zeit seit Aufnahme 
der ersten Vorarbeiten für eine gesetzliche Rege-
lung bis heute in rechtlicher Hinsicht vieles zu-
gunsten des Reisenden gebessert hat. Der Deutsche 
Reisebüroverband hat — allerdings nicht zuletzt 
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unter dem Eindruck der Bemühungen der Bundes-
regierung um eine gesetzliche Regelung — in Form 
einer Konditionenempfehlung Musterbedingungen 
aufgestellt, die eine beachtliche Verbesserung- der 
rechtlichen Stellung des Reisenden vorsehen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das mag 
sein!) 

— Trotzdem, Herr Kollege Stark, ist das Vorhaben 
einer gesetzlichen Regelung des Rechts des Reise-
vertrages keineswegs überholt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Un- 
nötig!) 

Nachdem jahrelange legislatorische Vorhaben hin-
ter uns liegen, die Rechtsprechung zur Einstands-
pflicht des Reiseveranstalters für die von ihm ange-
botenen Leistungen zu einem gewissen.  Abschluß 
gelangt und auch die Touristikbranche hinreichend 
auf eine gesetzliche Regelung vorbereitet ist, haben 
wir, meine ich, einen Punkt erreicht, an dem unser 
geschriebenes Recht in der durch die Entwicklung 
gebotenen Weise ergänzt werden sollte. Dabei bil-
det die Tatsache, daß die rechtlich unverbindlichen 
Musterbedingungen des DRV —  darauf hat insbe-
sondere Herr Kleinert hingewiesen — den Inter-
essen der Kunden nicht vollauf gerecht, von einigen 
Reiseveranstaltern überhaupt nicht und von einer 
größeren Anzahl nicht genau befolgt werden, für 
die Bundesregierung nur die eine Komponente, die 
für eine gesetzliche Regelung dieser Materie spricht. 

Den anderen, nicht minder wichtigen Aspekt für 
eine Kodifizierung des Reisevertragsrechts sehe ich 
darin, daß wir, weil die Zeit dafür reif ist, auch ein-
mal daran gehen müssen, unser noch aus der Zeit 
der Jahrhundertwende stammendes Schuldrecht des 
Bürgerlichen Gesetzbuches den veränderten wirt-
schaftlichen und sozialen Verhältnissen anzupassen. 
In anderen Teilen unserer Rechtsordnung, wie z. B. 
im Straf- und Familienrecht, haben solche Anpas-
sungen längst stattgefunden. 

Meine Damen und Herren, der Ihnen zur An-
nahme empfohlene Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen unterscheidet sich vom Regierungsent-
wurf im wesentlichen in drei Punkten. Er ist nicht 
als Sondergesetz, sondern als Ergänzung des Sie-
benten Titels des BGB- Schuldrechtsteils konzipiert. 
Er hat nur etwa halb so viele Paragraphen wie der Re-
gierungsentwurf. Und er ist auch rechtssystematisch 
soweit wie möglich an das BGB-Schuldrecht ange-
paßt. Damit haben die Koalitionsfraktionen der Kri-
tik Rechnung getragen, die in rechtssystematischer 
Hinsicht am Regierungsentwurf geübt worden ist. 
Die Bundesregierung hat schon bei der ersten Le-
sung in diesem Haus zu erkennen gegeben, daß der 
Entwurf an rechtssystematischen Bedenken nicht 
scheitern werde. Sie hält den von den Koalitions-
fraktionen nunmehr vorgelegten Entwurf für einen 
geeigneten Weg zur Erreichung des gesteckten 
Ziels einer gesetzlichen Regelung dieser Materie. 

Ich bin allerdings der Auffassung, daß der Ent-
wurf in der Ihnen jetzt vorliegenden Fassung das 
notwendige Minimum einer gesetzlichen Regelung 
des neuen Vertragstyps Reisevertrag darstellt und 
daß weitere Kürzungen, wie sie von der Opposition 

verlangt werden, auf Kosten der Verständlichkeit 
der Regelungen gehen müßten. Der Hinweis der 
Opposition, daß einige Vorschriften des Entwurfs 
Vorschriften des BGB-Werkvertrages nachgebildet 
seien, rechtfertigt nicht die Streichung dieser Vor-
schriften. Sie bilden — zusammen mit den übrigen 
Bestimmungen des Entwurfs — eine zusammenge-
hörige, durchaus eigenständige Regelung, die zum 
Schutz des Reisenden zwingend ausgestaltet ist und 
die in der von der Opposition befürworteten Zer-
stückelung nicht mehr sinnvoll und vor allem für den 
Normalbürger und den Normal-Reisenden kaum ver-
ständlich wäre. 

Der Entwurf verwirklicht die Einlösung eines Ver-
sprechens, das der Bundeskanzler in seiner Regie-
rungserklärung vom 16. Dezember 1976 abgegeben 
hat. 

(Helmrich [CDU/CSU] : Das ist der einzige 
Grund!) 

Verbesserung des Verbraucherschutzes. Er bildet 
darüber hinaus einen ersten Schritt zur Anpassung 
unseres BGB-Schuldrechts an veränderte wirtschaft-
liche und soziale Verhältnisse, dem — das darf 
ich hier ankündigen — weitere Schritte folgen müs-
sen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Was 
gibt das für ein BGB!) 

Ich darf deshalb um Ihre Zustimmung bitten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Pfennig für eine Rededauer von höch-
stens acht Minuten. 

Dr. Pfennig (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich werde mich bemühen, mich 
kürzer zu fassen. Einige Worte allerdings sind hier, 
glaube ich, doch noch erforderlich, insbesondere zu 
dem letzten Beitrag. 

Herr de With als Vertreter der Regierung hat zum 
Schluß in gewisser Weise die Katze aus dem Sack 
gelassen: Weil das als Vorhaben einmal angekün-
digt worden ist, muß es auch durchgeführt werden. 

(Helmrich [CDU/CSU] : So ist es!) 

Meine Damen und Herren, so können wir Gesetze 
natürlich nicht machen. Vielmehr müssen wir prüfen, 
ob wir im Laufe der Zeit nicht klüger geworden sind. 

Herr de With hat selbst gesagt: Vieles hat sich 
zugunsten des Reisenden verbessert. Meine Damen 
und Herren von den Koalitionsparteien, was hat sich 
verbessert? Verbessert hat sich durch die Verbesse-
rung der Konditionen der Reiseveranstalter die 
Gleichgewichtigkeit der rechtlichen Kräfte. Sie da-
gegen versuchen hier in Ihrer Argumentation den 
Eindruck zu erwecken, als werde durch das Gesetz 
die Reiseleistung verbessert. Das ist natürlich Unfug. 
Es wird doch auch in Zukunft so sein, daß man auf 
Mallorca ankommt und kein Hotelbett vorfindet, 
daß man woanders hinkommt und am Strand die 
Abwasserrohre geplatzt sind und ähnliches. Das 
bleibt doch alles! Das bringt doch Ihr Gesetzentwurf 
nicht weg! Die Folge davon wird immer sein, daß 
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der Betreffende anschließend klagen muß. Da kommt 
es dann darauf an, ob die Gleichgewichtigkeit der 
Kräfte vorhanden ist oder nicht. Genau die haben 
die Reiseveranstalter hergestellt. Deswegen sind wir 
der Meinung, daß eine gesetzliche Regelung über-
flüssig ist. 

Weiter haben Sie hier als Argument vorgebracht, 
der Reisende müsse das doch besser lesen können. 
Wenn man sich einmal Ihre eigene Berichterstattung 
anschaut — ich glaube, der Herr Kollege Linde hat 
das dort eingefügt —, so stellt man fest, daß auch 
in Zukunft neben der gesetzlichen Regelung die All-
gemeinen Geschäftsbedingungen Bedeutung behal-
ten werden. Ich frage mich: Wie verträgt sich das 
mit der Aussage, daß in Zukunft alles für alle Rei-
sen hundertprozentig aus dem Gesetz ersichtlich 
sein soll? 

(Kleinert [FDP] Wer hat das denn gesagt? 
— Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 

Das kannn ja gar nicht sein!) 

Genau das Gegenteil wird der Fall sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nächster Punkt: Es wurde darauf hingewiesen, 
daß 90 °/o aller Pauschalreisen von den Großen ab-
gewickelt würden und diese Konzentration angeb-
lich den Verbraucherschutz mindere. Das hat der 
Herr Kollege Linde hier darzustellen versucht. Der 
Kollege Schöfberger dagegen hat genau das Gegen-
teil gesagt. Er hat gesagt: Die Reiseveranstalter ha-
ben alle zugestimmt, interessanterweise übrigens 
Ihrem Gesetzentwurf. Die haben schon gewußt, 
warum; weil sie nämlich in bestimmten Punkten aus 
der Haftung entlassen werden. Wenn Sie davon 
ausgehen, daß überwiegend die Großen die Reisen 
veranstalten, so hat der Kollege Schöfberger ganz 
zu Recht darauf hingewiesen, daß sich die Großen 
an die Konditionen halten, die sie selber heraus-
gebracht haben; sie sind die Braven. Und dann se-
hen Sie mal, wie gering die Bedeutung der neuen 
gesetzlichen Regelung ist, die Sie hier machen 
wollen! 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Linde? 

Dr. Linde (SPD) : Herr Dr. Pfennig, sollte Ihnen 
entgangen sein, daß ich davon gesprochen habe, 
daß 90 %aller Reisen irgendwelchen Regeln unter-
liegen und nicht einem einheitlichen Recht? Ihnen 
wird auch entgangen sein, daß ich von einer Kon-
zentration, nämlich davon gesprochen habe, daß 
von sechs Millionen Verträgen drei Millionen in 
zwei Händen liegen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
100 % unterliegen den Regeln!) 

Dr. Pfennig (CDU/CSU) : Soweit ich weiß, unter-
liegen 100 % aller Reisen den Regeln, nämlich zur 
Zeit dem Werkvertragsrecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber das haben Sie vielleicht nicht mitgekriegt. 
Deswegen wollen Sie ein neues Gesetz machen. 

Der letzte Punkt. Jetzt muß ich auf das „Gram-
mophon" — so muß ich schon sagen — von Herrn 
Schöfberger eingehen. Herr Schöfberger versuchte 
hier zu suggerieren, daß die Koalition besseren Ver-
braucherschutz verwirklichen wolle als die Oppo-
sition. Ich kann dazu nur sagen: Wir wollen Ver-
braucherschutz nicht nur auf die Fahne irgendeines 
Gesetzentwurfs schreiben, sondern wir wollen wirk-
lichen Schutz für den Reisenden. Den wirklichen 
Schutz bekommen Sie nicht dadurch, daß Sie das 
wiederholen, was die Rechtsprechung seit langem 
sagt. Den wirklichen Schutz bekommen sie beispiels-
weise nicht dadurch — das ist die letzte Vorschrift, 
auf die ich eingehen will —, daß Sie eine Bestim-
mung einfügen wie den § 651 a Abs. 2, in dem steht: 
Der Reiseveranstalter kann sich nicht darauf beru-
fen, daß er eine Reise nur vermittelt habe, wenn es 
nach dem äußeren Anschein so aussieht, als ob er 
diese Reise selber veranstalten wollte. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kleinert? 

Kleinert (FDP) : Herr Kollege Pfennig, sind Sie be-
reit, in. Zukunft mit der gleichen Intensität, mit der 
Sie sich den Einzelheiten dieses Gesetzes zuwenden, 
jeden Anflug überflüssiger Gesetzesanträge Ihrer 
Fraktion zu bekämpfen? 

Dr. Pfennig (CDU/CSU) : Herr Kollege Kleinert, 
mit Ihnen zusammen gern. Nur machen Sie bei sol-
chen Sachen aus Koalitionsgründen meistens einen 
Rückzieher. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um auf den letzten Paragraphen zu kommen: Es 
wird dort, suggeriert, als wenn es in Zukunft kein 
Berufen eines Reiseveranstalters mehr auf Vermitt-
lung gäbe. Natürlich gibt es das. Es gibt eine ganze 
Reihe von Reisen, wo ausdrücklich nur vermittelt 
wird. Das schließen Sie nicht aus und können Sie 
auch nicht ausschließen. Was ist die Folge dieser ge-
setzlichen Regelung? Wenn irgendwann Streit ent-
steht, muß der Reisende beweisen, daß nicht nur 
vermittelt worden ist, und er muß den Reiseveran-
stalter verklagen und gegebenenfalls Schadensersatz 
verlangen. Da ist der Reisende genau an der glei-
chen Stelle, an der er heute auch ist. So etwas kann 
man doch nicht ernsthaft als verbesserten Verbrau-
cherschutz verkaufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und zur Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe Art. 1 bis 3 so-
wie Einleitung und Überschrift in der Ausschußfas-
sung auf. 

Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Das erste war die Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist 
in zweiter Beratung angenommen. 
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Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen damit zur Abstimmung in dritter Be-
ratung. Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist mit Mehrheit angenommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/2343 
unter Nr. 2, die zu diesem Gesetzentwurf eingegan-
genen Petitionen für erledigt zu erklären. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Ich sehe und höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Abkommen über die Entwicklung und Vertie-
fung der langfristigen Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken auf dem 
Gebiet der Wirtschaft und Industrie 

in Verbindung mit dem 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD 
und FDP 

zur Beratung des von der Bundesregierung 
zur Unterrichtung vorgelegten Abkommens 
über die Entwickung und Vertiefung der 
langfristigen Zusammenarbeit der Bundesre-
publik Deutschland und -der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken auf dem Gebiet 
der Wirtschaft und Industrie 

— Drucksachen 8/2143, 8/2158, 8/2301 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Amrehn 
Abgeordneter Dr. Corterier 

Wünscht einer der Berichterstatter als Berichter-
statter das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Corterier. 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zur Beratung des langfristigen deutsch-
sowjetischen Wirtschaftsabkommens vom.  6. Mai 
1978 haben die SPD und die FDP einen Entschlie-
ßungsantrag vorgelegt, in dem es heißt — ich zi-
tiere — : 

Der Deutsche Bundestag mißt dem Abkommen, 
dessen Laufzeit sich bis ins nächste Jahrhundert 
erstreckt, hohe politische Bedeutung bei. 

Wir wollen mit dieser Bewertung zum Ausdruck 
bringen, daß die langfristige Ost-West-Zusammen- 

arbeit nicht nur der Stabilisierung der deutschso-
wjetischen Beziehungen dient, sondern auch ein 
Stück Friedenspolitik für ganz Europa bedeutet. Wir 
sind der Auffassung, daß wir auf diesem Weg auch 
einen praktischen Beitrag zur Sicherung der Lebens-
fähigkeit Berlins geleistet haben. Denn Berlin ist 
in vollem Umfang in dieses Abkommen einbezogen. 
Wer nicht in der Lage ist, diese Ergebnisse richtig 
zu würdigen, und zwar politisch zu würdigen, ver-
kennt die Interessenlage Deutschlands in der Mitte 
Europas und beschneidet unsere Möglichkeiten, 
Berlin durch eine Politik praktischer Zusammen-
arbeit in den Entspannungsprozeß einzubeziehen. 

Das langfristige deutsch-sowjetische Wirtschafts-
abkommen steht nicht in der Kontinuität von Han-
delsabkommen, die in den 50er Jahren von früheren 
Bundesregierungen geschlossen worden sind — 
diese Grundlage wäre für ein so weitreichendes 
Abkommen zu schwach gewesen —, sondern es ist 
eine Folge des Vertrags vom 12. August 1970 und 
vor allem eine Folge der Politik, die die soziallibe-
rale Koalition seit 1969 im Interesse Berlins und des 
Zusammenlebens der Deutschen geführt hat. Daraus 
sind Verträge entstanden, die durch so viel Zusam-
menarbeit wie möglich Instrumente der Friedens-
sicherung in Europa geschaffen haben. In dieser 
Kontinuität steht das Abkommen, und die unge-
wöhnlich lange Geltungsdauer ist Ausdruck des 
Vertrauens in die Kontinuität der Politik beider 
Partner, der Sowjetunion und der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang an die Ent-
stehungsgeschichte des Abkommens erinnern. Sol-
che Dinge geraten ja allzu oft und allzu schnell in 
Vergessenheit. Dieses Abkommen ist anläßlich des 
Besuchs des Generalsekretärs des ZK der KPdSU 
und Vorsitzenden des Präsidiums des Obersten So-
wjets der UdSSR, Leonid Breschnew, unterzeichnet 
worden. Die Entspannungspolitik hat gerade zum 
Zeitpunkt dieses Besuchs eine schwierige Phase 
durchlaufen. Deshalb war es um so wichtiger, von 
Europa aus ein Zeichen der Kontinuität und der Sta-
bilität zu setzen. Dies ist in der gemeinsamen 
deutsch-sowjetischen Erklärung vom 6. Mai 1978 
sehr deutlich geworden, in der es heißt — ich zi-
tiere — : 

Beide Seiten sind fest entschlossen, die Quali-
tät und das Niveau ihrer Beziehungen auf allen 
Gebieten weiter zu erhöhen und danach zu 
streben, daß gute Nachbarschaft und wachsen-
de Zusammenarbeit zum gesicherten Gut auch 
kommender Generationen werden können. 

Ich halte es für wichtig, daß in einer Zeit wachsen-
der Unsicherheit über den Fortgang der Ost-West-
Beziehungen ein so deutliches Wort des Vertrauens 
auch in die kommenden Generationen auf beiden 
Seiten zum Ausdruck gekommen ist. Denn ohne 
dieses Vertrauen kann man kein solches Abkom-
men schließen. 

Wir stehen heute vor wichtigen Entscheidungen 
im Bereich der Rüstungskontrolle, bei den Verhand-
lungen in Wien ebenso wie bei den amerikanisch

-

sowjetischen SALT-Verhandlungen. Nur durch ein 
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Festhalten an der Politik der Entspannung und der 
Zusammenarbeit durch Kontinuität auf dem einge-
schlagenen Weg sind Ergebnisse möglich. Präsident 
Carter hat gestern seine Zuversicht über den bal-
digen Abschluß der SALT-Verhandlungen ausge-
drückt. Dies zeigt: Genau wie wir durchgehalten 
und trotz der Rückschläge und Schwierigkeiten, die 
es in den Ost-West-Beziehungen in diesem Jahr ge-
geben hat, dieses Abkommen zustande gebracht 
haben, genauso hat der amerikanische Präsident an 
seinem Ziel, den Rüstungswettlauf unter Kontrolle 
zu bringen, festgehalten und es in zähen und 
schwierigen Verhandlungen weiter verfolgt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie wir hören, liegt ein Besuch des sowjetischen 
Staats- und Parteichefs bei Präsident Carter Anfang 
1979 inzwischen im Bereich des Möglichen. 

Ein SALT -II- Abkommen wird auch für uns von 
erheblicher Bedeutung sein, genauso wie umgekehrt 
die gemeinsame deutschsowjetische Erklärung vom 
6. Mai 1978 nicht ganz unbedeutend für die Konti-
nuität der Entspannungspolitik insgesamt war. Beide 
Seiten haben dort einen ganz entscheidenen Grund-
satz anerkannt, der vor allem für Europa von zen-
traler Bedeutung ist, weil hier in manchen Berei-
chen Disparitäten bestehen, nämlich den Grundsatz, 
„daß annähernde Gleichheit und Parität zur Gewähr-
leistung der Verteidigung ausreichen". Ich erwähne 
dies, weil man Wirtschaft und Politik nicht scharf 
voneinander trennen und sich nicht auf den Stand-
punkt stellen kann: wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ja, politische Kooperation nein. 

Wenn man sich einmal die Entwicklung des 
Handelsaustauschs zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sowjetunion von 1958 bis 1978 
ansieht, wird unmittelbar klar, daß hier ein Zusam-
menhang besteht. Ich möchte nur folgende Zahlen 
nennen. Das Volumen des Handelsaustauschs lag 
1958 bei 500 Millionen DM; 1978 waren es 11 Mil-
liarden DM. Dies ist, gemessen am Umfang des 
Austauschs mit unseren westlichen Partnern, noch 
immer recht wenig, aber es gibt hier beträchtliche 
Steigerungsmöglichkeiten, zu denen das langfristige 
Abkommen beitragen soll und auch kann. Ziel des 
Abkommens ist es, den Warenaustausch von 1976 
bis 1980 gegenüber dem vorausgegangenen Jahrfünft 
zu verdoppeln, und dies bedeutet eben auch ent-
sprechend mehr Arbeitsplätze bei uns. 

Die Opposition hat sich in ihren Stellungnahmen 
zu dem Abkommen nicht zu einem wirklichen Ja 
durchringen können, sondern es als nützliche Rah-
menvereinbarung bezeichnet. Dies ist der Sache 
nicht angemessen, zumal auch diese Bezeichnung 
mit einer Begleitmusik versehen worden ist, die sie 
nicht gerade glaubwürdig macht. Ich habe insbe-
sondere bedauert, daß der Kollege Narjes in der 
Aussprache vom 5. Oktober im Zusammenhang mit 
dem Abkommen und der von den Koalitionsparteien 
dazu vorgelegten Resolution das schlimme Wort 
vom „faulen Kompromiß" gebraucht hat. Dazu ist zu 
sagen: Wer zum Kompromiß nicht fähig ist, der ist 
auch zum Frieden nicht tauglich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In der Sowjetunion haben die drei höchsten Füh-
rungsgremien, das Politbüro des Zentralkomitees 
der KPdSU, das Präsidium des Obersten Sowjet und 
der Ministerrat, nicht nur das langfristige Wirt-
schaftsabkommen so, wie es uns heute vorliegt, 
sondern auch die Ergebnisse des Besuchs von Ge-
neralsekretär Breschnew in einer, wie ich meine, 
beachtlichen Erklärung gebilligt, in der darauf hin-
gewiesen wird, daß die zuständigen Organe und 
Behörden alles tun, um diesem für beide Seiten vor-
teilhaften Abkommen konkreten Inhalt zu verlei-
hen und — so heißt es dort weiter — in passender 
Zeit und mit gebührender Initiative die übernom-
menen Verpflichtungen wirksam durchzuführen und 
nach einer beachtlichen Ausweitung des Handels-
austauschs und nach Durchführung der gemeinsa-
men Großprojekte zu streben. 

Ich weiß, daß die Durchführung bei uns nicht Sache 
der Regierung ist, aber ich bin davon überzeugt, daß 
unsere Unternehmen von den Möglichkeiten, die 
dieses Abkommen ihnen bietet, im eigenen Interesse 
Gebrauch machen werden, und dies ist auch gut so. 
Die Sowjetunion ist ein bedeutender Wirtschafts-
partner der Bundesrepublik. Der sowjetische Markt 
darf, auch wenn der Anteil am deutschen Außen-
handel mit etwas mehr als 2 % nicht gerade hoch 
erscheint, schon wegen der großen Chancen im Roh-
stoff- und Energiebereich nicht unterschätzt werden. 
Das Abkommen kann deshalb auch dazu beitragen, 
die Energieversorgung der Bundesrepublik langfri-
stig zu sichern und zu diversifizieren. 

Die Möglichkeiten, die das Abkommen bietet, 
dürfen deshalb nicht durch ungerechtfertigte Vorbe-
halte und Einwände der Opposition verschüttet wer-
den. Diese Einwände haben in den Ausschußbera-
tungen ja noch einmal eine Rolle gespielt, aber ich 
glaube, sie waren alle miteinander nicht überzeu-
gend. Ich möchte nur zwei davon noch einmal er-
wähnen. 

Das eine war das Thema der Kompensationsge-
schäfte. Hierzu heißt es ganz klar in Art. 4 — ich 
zitiere —: 

Bei großen und langfristigen Projekten kann im 
Falle beiderseitigen Interesses die Zusammen-
arbeit mit der Lieferung von Erzeugnissen ver-
bunden werden, die aus dieser Zusammenarbeit 
hervorgehen. 

Ich glaube, das ist eine Regelung, die eindeutig 
im beiderseitigen Interesse ist. Sie gibt keinerlei 
Anlaß zur Kritik, schon gar nicht unter dem Ge-
sichtspunkt des Schutzes der mittleren und kleineren 
Unternehmen. Denn wenn hier davon die Rede ist, 
daß nur bei großen Projekten im beiderseitigen In-
teresse die Lieferung von Erzeugnissen aus dieser 
Zusammenarbeit möglich ist, dann heißt das eindeu-
tig, daß es bei kleineren und mittleren Unternehmen 
nicht der ,Fall sein soll, die bekanntlich keine Groß-
projekte durchführen, für die also gerade mit dieser 
Klausel ein gewisser Schutz geschaffen wird. Sie 
können sich in Zukunft gegenüber ihren sowjetischen 
Partne rn  auf diese Klausel berufen. Ich glaube, inso-
fern ist gerade für diese Unternehmen durch das Ab-
kommen ein Fortschritt bewirkt worden. Es ist des- 
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halb auch von Gewerkschaften und Industrie aus-
drücklich begrüßt worden. 

Es ist auch unrichtig - um noch einen weiteren 
Punkt herauszugreifen —, wenn die Opposition ent-
gegen allen Tatsachen immer wieder von einer an-
geblichen Privilegierung der Kreditbeziehungen zwi-
schen uns und der Sowjetunion spricht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Wir 
warnen davor!) 

— Wenn es eine Warnung ist, Herr Mertes, dann 
ist sie jedenfalls überflüssig und unbegründet; denn 
eine Warnung ist weder durch den Text des Ab-
kommens noch durch die übrige Praxis der Bundes-
regierung bei der Kreditvergabe gerechtfertigt. Eine 
eigene Kreditvergabe oder Zinssubventionierung 
der Bundesregierung sind nicht vorgesehen, und 
unsere sowjetischen Partner gehen auch nicht von 
einer anderen Grundlage aus. Herr Mertes, Sie soll-
ten sich einmal ansehen, was einige unserer europäi-
schen Partner auf diesem Gebiet tun. Dann müßten 
Sie Ihre Warnungen und Mahnungen an diese Re-
gierungen und nicht an die deutsche Bundesregie-
rung adressieren. 

Die Opposition hat insbesondere durch Herrn 
Narjes auch Zweifel an der Vereinbarkeit des Ab-
kommens mit den Vorschriften des EWG-Vertrages 
zum Ausdruck gebracht, und sie hat durch Herrn 
Narjes sogar das böse Wort von der Schaukelpolitik 
in die Diskussion gebracht. Ich muß diese Unterstel-
lung erneut und mit allem Nachdruck und mit aller 
Entschiedenheit zurückweisen 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Denn wir schaukeln weder gegenüber der Sowjet-
union noch gegenüber unseren Partnern in der Euro-
päischen Gemeinschaft und in der NATO. Aber ich 
bin sicher, daß die außenpolitischen Vorstellungen 
der Union weder im Osten noch im Westen auf 
Partner stoßen, die man allerdings braucht, wenn 
man deutsche Interessen erfolgreich wahrnehmen 
will. 

(Beifall bei der SDP und der FDP) 

Partner braucht man vor allem auch für die Sicherung 
Berlins, und die werden fehlen, wenn die Opposition 
bei ihrer außenpolitischen Verneinungsstrategie 
bleibt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol

-

stein] [CDU/CSU] : Das ist völlig neu!) 

Das deutschsowjetische Wirtschaftsabkommen 
ist in aller Form mit unseren Partnern in der Euro-
päischen Gemeinschaft konsultiert worden, und die 
EG-Partner haben diesem Abkommen • ohne jeden 
Vorbehalt zugestimmt. Weder die Europäische Ge-
meinschaft noch die Atlantische Allianz wollen sich 
in das Fahrwasser der Konfrontation drängen las-
sen. Sie können dies an allen Erklärungen der EG 
wie auch der NATO zum Ost-West-Verhältnis ab-
lesen. 

Wir werden uns aber auch innenpolitisch nicht auf 
einen für die Wahrnehmung unserer Interessen 
schädlichen Kurs bringen lassen. Deshalb bitte ich 
um Zustimmung zu diesem Abkommen und zu der 
Entschließung, die wir dazu eingebracht haben; denn  

wir wollen die wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht 
von der Politik trennen lassen, die dieses Abkom-
men erst möglich gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Eine Zeitlang sah es so aus, als ob sich die Oppo-
sition doch noch bereitfinden würde, eine gemein-
same Entschließung zum deutsch-sowjetischen Wirt-
schaftsabkommen in diesem Hause mitzutragen. 
Noch am 6. Oktober 1978, also einen Tag nach un-
serer ersten Debatte über dieses Abkommen, hieß 
es im Bonner „General- Anzeiger" — ich zitiere mit 
Erlaubnis des Präsidenten —: 

Nachdem die sozialdemokratische Führung von 
ihrem früheren Vorhaben abgerückt ist, ein 
formales Ratifizierungsgesetz vorzulegen,' mel-
den sich in der CDU/CSU nun starke Kräfte zu 
Wort, die auch einer Entschließung widerspre-
chen wollen, obwohl das Abkommen alle Be-
dingungen der Opposition erfüllt. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Mertes und andere Unionspolitiker sind dem-
gegenüber der Meinung, daß dadurch die Mög-
lichkeit einer positiven Geste der Unionspar-
teien gegenüber der Sowjetunion und der Dar-
stellung einer gemeinsamen Position aller Par-
teien in einer wichtigen außenpolitischen Frage 
vertan würde, obwohl diese Übereinstimmung 
vorhanden sei. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, dieses Zitat 
spricht für sich. 

Das Verhalten der CDU/CSU seither hat gezeigt, 
daß ihr nach wie vor die innenpolitische Konfron-
tation wichtiger ist als ein Mindestmaß von Ge-
meinsamkeit in der Außenpolitik, als ein Zusam-
menwirken da, wo es im Interesse unseres Landes 
und seiner Bürger möglich ist. Damals im Mai, als 
Franz Josef Strauß mit Generalsekretär Breschnew 
gesprochen hatte, konnte man eine kurze Zeit lang 
den Eindruck haben, daß die Opposition bereit sei, 
ihr Verhältnis zur Sowjetunion auf eine realisti-
schere Grundlage zu stellen und aus ihrer Konflikt-
strategie herauszufinden. Ihr• Verhalten diesem Ab-
kommen gegenüber und Ihre Ablehnung einer ge-
meinsamen Entschließung zeigen leider, daß Sie 
nichts dazugelernt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Die Beziehungen zur Sowjetunion sind für die Bun-
desrepublik Deutschland so wichtig, daß sie von 
allen Parteien getragen werden sollten. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
hat der Herr Bahr vergessen!) 

Sie sind dazu offenbar nach wie vor nicht bereit. Wir 
werden diese Beziehungen daher auch in Zukunft 
ohne Ihre Unterstützung gestalten müssen. 

Ich habe für Ihre ablehnende Haltung gegenüber 
einer Entschließung des Deutschen Bundestages zum 
deutsch-sowjetischen Wirtschaftsabkommen auch 
deswegen kein Verständnis, weil selbst einer der-
jenigen, der häufig in Vertragsangelegenheiten für 
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die Opposition streitet und dazu noch Berater der 
Bayerischen Staatsregierung in völker- und staats-
rechtlichen Fragen ist, Professor Blumenwitz, der 
Auffassung ist, daß die Opposition das Augenmaß 
verliert, wenn sie einer Parlamentsentschließung zum 
Wirtschaftsabkommen mit der These entgegentritt, 
dies sei eine politische Überhöhung. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Es hat, seit es den Deutschen Bundestag gibt, 
schon eine ganze Reihe von Entschließungen zu au-
ßenpolitischen Texten gegeben. Dieser Weg ist gu-
tes parlamentarisches Recht, guter parlamentarischer 
Brauch und im vorliegenden Fall die angemessene 
Form der politischen Würdigung dieses Abkommens 
durch den Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Namens der CDU/ 
CSU-Fraktion habe ich in der Sitzung des federfüh-
renden Auswärtigen Ausschusses vom 15. Novem-
ber 1978 eine förmliche Erklärung zum deutsch-
sowjetischen Regierungsabkommen über die Ent-
wicklung und Vertiefung der langfristigen Zusam-
menarbeit der Bundesrepublik Deutschland und der 
UdSSR auf dem Gebiet der Wirtschaft und Industrie 
vom 6. Mai 1978 zu Protokoll gegeben, die ich auch 
hier in öffentlicher Plenarberatung des Deutschen 
Bundestages noch einmal vortrage; denn diese Er-
klärung faßt unsere positive Haltung zu diesem Ab-
kommen und zu den deutsch-sowjetischen Wirt-
schaftsbeziehungen überhaupt so klar und konstruk-
tiv zusammen, daß sich jede Unterstellung gegen-
über den Zielen und Maßstäben der Politik der 
CDU auf diesem Gebiete von selbst verbietet. Und 
damit Sie es wissen, Herr Kollege Corterier: Diese 
Erklärung ist auch die positive Geste meiner Frak-
tion zu diesem Abkommen, die ich als notwendig er-
achte. Unsere Erklärung lautet: 

Die CDU/CSU tritt seit Bestehen der Bundesre-
publik Deutschland für einen freien, auf Meist-
begünstigung und konvertiblen Währungen be-
ruhenden Welthandel mit allen Staaten ein. Da-
bei hat sie ihre Politik soweit wie möglich auch 
besonderen Marktbedingungen angepaßt. So hat 
sie auch die wirtschaftlichen Beziehungen zu 
den Staatshandelsländern des Ostens seit 1952 
kontinuierlich auf der Grundlage des gegen-
seitigen Nutzens gefördert und aufgebaut. 

Nach Aufnahme der diplomatischen Beziehun-
gen mit der UdSSR im Jahre 1955 hat Konrad 
Adenauer mit dem deutsch-sowjetischen Ab-
kommen über allgemeine Fragen des Handels 
und der Seeschiffahrt vom 25. April 1958 den 
Grundstein für die deutsch-sowjetischen Wirt-
schaftsbeziehungen gelegt. 

In der Kontinuität dieser Politik würdigt die 
CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages 
das deutschsowjetische Wirtschaftsabkommen 
vom 6. Mai 1978 als eine nützliche Rahmenver

-

einbarung zur Förderung der wirtschaftlichen 
und 

— Herr Kollege Corterier, hören Sie bitte zu! — 

zwischenstaatlichen Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR. 

Entscheidend für die wirtschaftliche Bedeu-
tung dieses Abkommens wird es sein, wie es in 
der Praxis verwirklicht wird. 

In diesem Zusammenhang weist die CDU/CSU-
Fraktion auf folgendes hin: 

Die deutsch-sowjetischen Wirtschaftsbeziehun-
gen können sich um so stärker entfalten, je 
mehr die Sowjetunion ihre bisher sehr begrenz-
te Fähigkeit zum Angebot wettbewerbsfähiger 
Waren auf den westlichen Märkten steigert. 

Sollen die Wirtschaftsbeziehungen zu einem 
höchstmöglichen Umfang und gegenseitigem 
Nutzen führen, ohne die marktwirtschaftlichen 
Strukturen zu stören, dürfen Kompensations-
geschäfte nur die Ausnahme sein, besonders 
auch deshalb, weil sie die mittelständische 
Wirtschaft gefährden. 

Die große Bedeutung der Meistbegünstigungs-
verpflichtung für die wirtschaftlichen Bezie-
hungen der Bundesrepublik Deutschland mit 
dritten Staaten, auch mit den anderen Staaten 
Osteuropas, gestattet keine Privilegierung der 
Kreditbeziehungen zur Sowjetunion. 

Die gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen kön-
nen ferner dadurch gefördert werden, daß die 
Sowjetunion die in Korb II der KSZE- Schluß-
akte niedergelegten Absichtserklärungen zu-
gunsten ungehinderter und unmittelbarer  Wirt-
schaftsbeziehungen erfüllt. Dazu gehören u. a. 
Erleichterungen des Niederlassungsrechts und 
der Aufbau reibungsloser Geschäftsbeziehun-
gen. 

Im Bereich der Dienstleistungen und der Ver-
kehrswirtschaft würde es einen großen Fort-
schritt bedeuten, wenn die Sowjetunion die 
bisher faktisch verweigerte Gegenseitigkeit 
einräumte. 

Die CDU/CSU-Fraktion weist darauf hin, daß 
die Erfüllung des vorliegenden Abkommens 
nur im Einklang mit den Zielen und Verpflich-
tungen erfolgen darf, die die Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Europäischen Ge-
meinschaft eingegangen ist. Die besondere Qua-
lität und der Vorrang unserer Verpflichtungen 
zu den Partnern der Europäischen Gemein-
schaft müssen gewahrt bleiben. 

Der Erfolg des Abkommens wird in dem Maße 
wachsen, wie sich die politischen Beziehungen 
unter voller Berücksichtigung der Interessen 
Berlins verbessern lassen. 

Soweit unsere Erklärung. 

Nun noch ein Wort vorab, Herr Kollege Cor-
terier, zu dem Begriff des Kompromisses. Wer in 
diesem Hause weiß nicht, daß für Friedensgestal-
tung im Innern wie im Äußeren der Kompromiß 
eine Notwendigkeit ist? Die Frage ist aber immer, 
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ob es sich um einen guten oder um einen schlechten 
Kompromiß handelt, 

(Zurufe von der SPD) 

ob es sich um einen Kompromiß in der Sache oder 
um einen rein verbalen Kompromiß handelt, der 
die bestehenden Gegensätze verdeckt und damit 
das Institut des notwendigen Kompromisses in Miß-
kredit bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die konstruktive Haltung zum deutsch-sowjeti-
schen Wirtschaftsabkommen vom 6. Mai 1978, aller-
dings verbunden mit einer Warnung vor seiner un-
angebrachten und bei unseren übrigen Partnern 
mißverständlichen politischen Überhöhung, haben 
für die Opposition deren Fraktionsvorsitzender Dr. 
Helmut Kohl und der Kollege Dr. Franz Josef 
Strauß bereits am 11. Mai 1978 dargelegt, als der 
Deutsche Bundestag die Ergebnisse des kurz zuvor 
abgeschlossenen Besuches des sowjetischen Staats-
und Parteichefs Leonid Breschnew in der Bundes-
republik Deutschland erörterte. Wenn uns gesagt 
wird, die sowjetische Seite sei befremdet, daß es 
bis zum Inkrafttreten des Abkommens so lange 
dauere, so können wir dazu nur sagen: Dieser 
Vorwurf kann sich nur an die Adresse der Bundes-
regierung richten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Denn sie hatte es in der Hand, das Abkommen so-
fort nach Unterzeichnung in Kraft zu setzen, und 
zwar so, wie sie es in Ausübung ihrer verfassungs-
gemäßen Rechte ausgehandelt und ohne jeden Hin-
weis auf eine Beteiligung der gesetzgebenden Kör-
perschaften unterzeichnet hatte. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Hier ist übrigens auch einmal ein parlamenta-
risches Wort der Anerkennung für diejenigen Ver-
treter der Bundesrepublik Deutschland am Platz, die 
in Moskau dieses Abkommen sachkundig und ver-
antwortungsbewußt ausgehandelt haben, und zwar 
unter Beachtung einer Vielzahl von Gesichtspunk-
ten, die teilweise schwer zu harmonisieren waren. 

Noch in der Sitzung des Auswärtigen Ausschus-
ses vom 15. November 1978 haben wir angeregt, der 
Ausschuß möge die Bundesregierung ersuchen, das 
Abkommen endlich in Kraft zu setzen; ein solcher 
Beschluß bedürfe keiner Bestätigung. Es bedürfe 
keiner zweiten Lesung. Die Befolgung eines sol-
chen Beschlusses würde den Charakter des Wirt-
schaftsabkommens so wahren, wie die Bundesrepu-
blik Deutschland andere Wirtschafts- und Koopera-
tionsabkommen behandelt hat. Herr Kollege Cor-
terier, es wäre sehr aufschlußreich, wenn Sie uns 
einmal sagten; bei welchen Wirtschafts- und Koope-
rationsabkommen der Bundesrepublik Deutschland 
mit anderen Staaten eine solche Entschließung vor-
gelegt worden ist. 

Lassen Sie mich kurz noch einmal daran erinnern, 
daß die Bundesregierung — das hat sie uns aus-
drücklich mitgeteilt — noch monatelang nach der 
Unterzeichnung die Absicht hatte, das deutsch-
sowjetische Abkommen den gesetzgebenden Kör-
perschaften in der Form eines zustimmungsbedürf

-

tigen Vertrages vorzulegen, weil dies der politischen 
Bedeutung des Abkommens entspreche. Dies er-
gebe sich aus seiner Geltungsdauer und der Be-
deutung des Vertragspartners. Hinzu komme die 
herausragende Bedeutung dieses Abkommens im 
Kontext der Ost-West-Beziehungen und der Ent-
spannungspolitik. 

Die Bundesregierung war gut beraten, diesen 
Plan — es heißt, er habe vor allem dem SPD-Frak-
tionsvorsitzenden Wehner am Herzen gelegen — 
fallenzulassen, denn schwere verfassungsrechtliche 
und außenpolitische Bedenken sprachen gegen ihn. 
Nach dem Grundgesetz bedürfen Verträge, welche 
die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be-
ziehen, der Zustimmung in der Form eines Bundes-
gesetzes. Der Wortlaut des Regierungsabkommens 
aber ist eindeutig. Er bezieht sich nicht auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung, und er regelt vor 
allem auch nicht die politischen Beziehungen des 
Bundes, obwohl der Bundeskanzler am 11. Mai 1978 
und mit ihm namhafte Stimmen der Koalition den 
gegenteiligen Eindruck zu erwecken versuchten. Der 
uns vorliegende Entschließungsentwurf der Frak-
tionen der SPD und der FDP ist für uns auch des-
halb unannehmbar, weil er in seinem ersten Satz 
genau denselben Text enthält, der auch der Wort-
laut eines Ratifizierungsgesetzes gewesen wäre. 

Die Entschließung enthält im übrigen eine Reihe 
von Aussagen, die uns unangemessen erscheinen, 
weil sie durch den Wortlaut des Abkommens nicht 
gedeckt sind oder weil sie einer unangebrachten 
Ovation des Bundestages gleichkommen, die man 
einer parlamentarischen Opposition nicht einmal 
dann zumuten sollte, wenn es mehr Anlaß dazu 
gäbe. Diese Gründe sind es, die es uns unmöglich 
machen, der Beschlußempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses zuzustimmen. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Corterier? 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Kollege Mertes, darf ich 
Sie im Anschluß an die Ausführungen, die Sie eben 
gemacht haben fragen, wie Sie folgende Äußerung 
von Professor Blumenwitz beurteilen — ich zi-
tiere —: 

Die Opposition schießt ein Eigentor, wenn sie 
einer Parlamentsentschließung zum Wirtschafts-
abkommen durch ihre prinzipielle These  „Schon 
die Tatsache einer Entschließung zum deutsch- 
sowjetischen Abkommen — mit welchem Inhalt 
auch immer — ist eine politische Überhöhung." 
entgegentritt. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Corterier, wenn Sie den Wortlaut meiner Ausführun-
gen im Protokoll nachlesen, haben Sie die Antwort. 

Lassen Sie mich nur noch auf einige wenige Sach-
verhalte hinweisen, die eine positive, aber nüch-
terne wirtschaftliche Würdigung dieses Abkommens, 
wie wir sie aussprechen, von einer futuristischen 
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Huldigung unterscheiden, wie die Koalitionsfrak-
tionen sie wünschen. Die Entschließung begründet 
im Sinne der Propaganda der Regierung die angeb-
lich ganz besondere, hohe politische Bedeutung des 
Abkommens damit, daß sich dessen Laufzeit — so 
wörtlich; Herr Corterier hat das sogar hervorgeho-
ben „bis ins nächste Jahrhundert erstreckt". Wie 
aber sieht die Wirklichkeit aus? Eine Rückfrage bei 
der Bundesregierung führte zu der folgenden klaren 
Auskunft: 

Die Wahl des Verbums „angelegt" hat keine 
rechtliche Verbindlichkeit hinsichtlich einer 
25jährigen Laufzeit zur Folge. 

Der Begriff „angelegt" bringe lediglich die politi-
sche Absicht der Vertragsparteien zum Ausdruck, 
die Vereinbarte Regelung für die Dauer von 25 Jah-
ren beizubehalten, jedoch — dies betont die Antwort 
— unbeschadet der Beschränkung auf eine verbind-
liche anfängliche Geltungsdauer von nur zehn Jah-
ren. Die Worte des Abkommens „durch Vereinba-
rung der Vertragsparteien" werden dann wie folgt 
erläutert: 

Dies bedeutet, daß die Vertragsparteien einver-
nehmlich die Weitergeltung um fünf Jahre be-
schließen können, aber rechtlich dazu nicht ver-
pflichtet sind. Allerdings haben die Vertrags-
parteien die Verlängerungsmöglichkeit wohl-
wollend zu prüfen. 

Es ist also eine falsche Tatsachendarstellung, wenn 
in der Entschließung der Koalitionsfraktionen ge-
sagt wird, das Abkommen erstrecke sich bis ins 
nächste Jahrhundert. Eine angemessene und korrek-
te Sprache hätten lauten müssen: Das Abkommen 
erstreckt sich auf zehn Jahre. Es besteht die politi-
sche Absicht, es danach durch erneute Vereinba-
rung dreimal um jeweils weitere fünf Jahre zu 
verlängern, so daß es zu einer Laufzeit von 25 Jah-
ren kommen kann. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch dem Ein-
druck entgegentreten, als ob der Gedanke einer 
langfristigen Zusammenarbeit zwischen uns und der 
Sowjetunion bei diesem Abkommen erstmals zum 
Tragen käme. Die Geschichte der deutsch-sowjeti-
schen Wirtschaftsbeziehungen beweist das Gegen-
teil. 

Aus gutem Grunde knüpft das deutsch-sowjetische 
Regierungsabkommen vom 6. Mai 1978 — das wider-
spricht Ihren Ausführungen, Herr Corterier — aus-
drücklich an das Abkommen über allgemeine Fragen 
des Handels und der Seeschiffahrt vom 25. April 
1958 an. Am gleichen Tage war 1958 aber auch ein 
ausdrücklich so bezeichnetes langfristiges deutsch-
sowjetisches Abkommen über den Waren- und Zoll-
verkehr abgeschlossen worden. 

Wie umfassend und wie politisch damals gedacht 
wurde, ergibt sich daraus, daß 1958 im Hinblick auf 
die langfristige Entwicklung der beginnenden 
deutsch -sowjetischen Wirtschaftsbeziehungen die 
sowjetische Handelsvertretung gegründet wurde, 
ein Konsularvertrag abgeschlossen wurde und — in 
offenkundigem politisch- sachlichem Zusammenhang 
mit den wirtschaftlichen Vereinbarungen — ein 
deutsch- sowjetisches Protokoll die Grundlage für die 

Rückführung Deutscher aus der Sowjetunion nach 
Deutschland legte, ein Protokoll, auf das sich die 
Bundesregierung auch heute noch berufen kann. 

Die dritte langfristige deutsch- sowjetische Wirt-
schaftsvereinbarung von Staat zu Staat war das Ab-
kommen über den Waren- und Zahlungsverkehr 
vom 31. Dezember 1960. Es folgten nach dem Mos-
kauer Gewaltverzichtsvertrag, den die Sowjetunion 
im Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland 
rechtswidrig als einen Grenzanerkennungsvertrag 
auslegt, weitere deutsch-sowjetische Wirtschaftsver-
einbarungen: das langfristige Abkommen über den 
Handel und die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
vom 5. Juli 1972, das — korrekterweise — nach 
Unterzeichnung sofort in Kraft gesetzt wurde. Dann 
das Abkommen über die Entwicklung der wirtschaft-
lichen, industriellen und technischen Zusammen-
arbeit vom 19. Mai 1973. Wie das Abkommen vom 
6. Mai 1978 wurde es für die Dauer von zehn Jahren 
abgeschlossen. Es kann spätestens sechs Monate vor 
Ablauf der zehn Jahre verlängert werden. Ferner 
sind zu nennen: die formell so bezeichneten „lang-
fristigen Perspektiven" vom Januar 1974 und das 
Abkommen vom 30. Oktober 1974. Der Begriff „lang-
fristige Zusammenarbeit" ist so alt wie die deutsch-
sowjetischen Wirtschaftsbeziehungen überhaupt. 

Nun noch einige Bemerkungen zum Zauberwort 
„Entspannung", das auch dem nüchternsten wirt-
schaftspolitischen Text den Glanz politischer Hoff-
nung, wenn nicht politischer Gläubigkeit verleihen 
soll. Die politische Bedeutung des Abkommens liegt 
offensichtlich nach Auffassung der Bundesregierung, 
wie gesagt, nicht in dem, was der Wortlaut des Ab-
kommens hergibt, sondern darin, was an allgemei-
nen Erwartungen damit verbunden ist. Dies be-
schreibt ein Satz der Entschließung so: 

Der Vertrag 

— übrigens, Herr Kollege Corterier, das ist eine un-
korrekte Ausdrucksweise; es handelt sich nicht um 
einen „Vertrag", sondern um ein „Abkommen" — 

trägt ... dazu bei, den Prozeß der Entspannung 
zwischen Ost und West zu festigen. 

Dieses Bekenntnis zum Entspannungswert des Ab-
kommens läßt sich die Koalition bestätigen durch die 
Erklärung der sowjetischen Führung, das von Gene-
ralsekretär Breschnew unterzeichnete langfristige 
Wirtschaftsabkommen sei ein großer Schritt bei der 
Förderung der Sache der Entspannung. 

Gerade unser Kollege Dr. Peter Corterier hat 
kürzlich in seinem lesenswerten politischen Bericht 
für die Jahrestagung der Nordatlantischen Ver-
sammlung in Lissabon, der dort allgemeine Zustim-
mung fand, Ausführungen zum Thema Entspannung 
gemacht, die genau hierher passen und von denen 
ich mir gewünscht hätte, er hätte sie auch hier ein-
mal gemacht. 

Er erinnerte in Lissabon zunächst einmal daran, 
daß sich Ost und West niemals darüber verständigt 
haben, was „Entspannung" impliziert. Es habe sich 
in den letzten Jahren herausgestellt, daß der Begriff 
der Entspannung mit Zweideutigkeit erfüllt sei und 
— so Corterier — daß er mit einer Menge ausge- 
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sprochener und unausgesprochener Erwartungen be-
frachtet wurde. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wörtlich schreibt der Kollege Corterier dann: 

Entspannung besteht in einer allgemeinen Ab-
sichtserklärung zur Zusammenarbeit, wobei die 
Möglichkeiten und Risiken eines Konflikts 
durch den Abschluß von Abkommen in be- 

. stimmten Gebieten verringert werden, das heißt, 
die Parteien einigen sich darauf, zusammenzu-
arbeiten und den Wettbewerb untereinander zu 
begrenzen, wenn dies in ihrem beiderseitigen 
Interesse liegt. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Corterier? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Kollege Mertes; würden 
Sie dem Hohen Hause bitte mitteilen, daß meine 
Ausführungen, die Sie soeben zitiert haben, in einem 
Kapitel meines Berichts enthalten sind, das die 
Überschrift trägt „Die Aktivitäten der Sowjetunion 
in Afrika", und daß sich das, was ich hier über die 
Entspannungspolitik sage, eindeutig nicht auf die 
Lage in Europa bezieht? 

Würden Sie bitte weiter zur Kenntnis nehmen, 
daß ich der Meinung bin, daß es für die weltweite 
Entspannungspolitik sehr gut wäre, wenn ähnliche 
Abmachungen, wie sie zwischen Ost und West in 
Europa getroffen worden sind, auch für andere Kon-
tinente, wie z. B. Afrika, gefunden werden könn-
ten? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Corterier, Sie haben mit Recht diesen Hinweis ge-
geben. Ich darf aber ergänzend auch daran erinnern, 
daß wir im politischen Ausschuß in Lissabon darüber 
gesprochen haben, daß der mehrdeutige Begriff 
„Entspannung" auch in anderen Bereichen geklärt 
werden müsse, etwa bezüglich Nahost und Europa. 
Sie, Herr Kollege Corterier und meine Herren von 
der SPD, haben Ihre Zustimmung zum Ausdruck 
gebracht, als der Kollege Erik Blumenfeld gerade 
auf diesen unlöslichen Zusammenhang in den Lissa-
boner Ausschußberatungen drängte. Aber nochmals: 
Ihr Hinweis auf die Fundstelle meiner Zitate in 
Ihrem Bericht war berechtigt. 

Ich darf Sie weiter zitieren. Sie schreiben in dem 
Bericht: 

Man ging von einem viel größeren Bereich ge-
genseitiger Interessen aus, als es den Tatsachen 
entsprach. Die Schwierigkeiten des vergangenen 
Jahres haben den Westen gelehrt, was die So-
wjetunion nicht unter Entspannung versteht, 
und die dringende Notwendigkeit einer weite-
ren Klärung des Begriffes der Entspannung ge-
zeigt. 

Und an einer anderen Stelle heißt es in Ihrem Be-
richt — Herr Kollege Corterier, das bezieht sich 
offensichtlich nicht auf Afrika —: 

Wenn der Westen gegenwärtig die Entspan-
nung neu bewertet, so gilt für die Sowjetunion 
dasselbe. Ihre Hoffnungen in Hinblick auf die 
Entspannung sind ebenfalls enttäuscht worden. 
Die Debatten, die zur sowjetischen Entspan-
nungspolitik führten, nährten die Hoffnung auf 
eine starke Zunahme der Handels- und Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen Ost und West im 
allgemeinen. 

Sie haben mit diesen Worten Ihre eigene Frage von 
soeben beantwortet, Herr Kollege Corterier. Sie 
sagen dann weiter: 

Der Umfang der Handelsbeziehungen zwischen 
den beiden Blöcken hat zwar stark zugenom-
men, die hohen Erwartungen im Hinblick auf 
die Wirtschaftsbeziehungen erfüllten sich je-
doch zum Teil deswegen nicht, weil die Rezes-
sion im Westen anhält und das Handelsvolumen 
jetzt immer mehr zurückgeht. Die sowjetische 
Hoffnung, einige interne Wirtschaftsprobleme 
durch den Zustrom von Waren, Kapital und 
Technologie aus dem Westen überwinden zu 
können, erfüllte sich ebenfalls nicht. 

Der Kollege Corterier hätte hier auch noch dieje-
nigen Gründe für die nicht erfüllten Hoffnungen im 
wirtschaftlichen Bereich nennen können, die wir in 
unserer eingangs vorgetragenen Erklärung darge-
legt haben und deren Minderung wir ja ausdrück-
lich wünschen. 

Alles, was der Kollege Corterier über Entspan-
nung in dieser Weise — ob auf Afrika oder Europa 
oder Nahost anzuwenden — gesagt hat, findet un-
sere volle Zustimmung. Ich möchte hinzufügen: Ich 
hatte in Lissabon den Eindruck: Da gibt es endlich 
einen Abgeordneten der SPD-Fraktion, der unsere 
Argumentation in dieser Frage versteht! Ist es doch 
die Mehrdeutigkeit des Begriffes „Entspannung", auf 
die wir in unseren Auseinandersetzungen mit der 
Bundesregierung und den Koalitionsparteien immer 
wieder hingewiesen haben, eine Mehrdeutigkeit, 
die völlig gegensätzliche, sich geradezu ausschlie-
ßende Zielvorstellungen enthält, ob es sich nun um 
die Frage der Menschenrechte, der nationalen 
Selbstbestimmung in Europa, der Machtverhältnisse 
in Afrika oder andere weltpolitische Kernfragen 
handelt. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Corterier? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Kollege Mertes, ist es 
richtig, daß ich nach der Tradition der Nordatlan-
tischen Versammlung in einem solchen Bericht nicht 
nur meine persönliche Auffassung zum Ausdruck 
bringen kann, vielmehr nur so argumentieren kann, 
daß dem Bericht eine Vielzahl von Kollegen aus 
vielen Ländern und auch verschiedener politischer 
Richtungen zustimmen kann, und darf ich Sie weiter 
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Dr. Corterier 
bitten, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich die Ent-
spannungspolitik der CDU/CSU zwar verstehe, daß 
ich sie aber grundsätzlich für falsch und den deut-
schen Interessen für abträglich halte? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Ich bedaure, 
Herr Kollege, daß Sie von Ihren eigenen guten 
Ausführungen in Lissabon in dieser Form im Deut- 
schen Bundestag abrücken. 

Nach unserer Auffassung ist es schlechterdings 
unredlich und irreführend, nach den Erfahrungen 
der letzten Jahre von d e r Entspannung zu spre-
chen, so als ob . es sich nicht um einen äußerst 
dissensbelasteten Begriff handelt. 

Wir alle kennen die Bedeutung der Sowjetunion 
für die Gestaltung der internationalen Beziehungen. 
Sie ist eine der beiden Kernwaffensupermächte, sie 
ist ständiges Mitglied des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen, sie ist eine der Vier Mächte, die 
bis zum Friedensvertrag mit Deutschland für 
Deutschland als Ganzes und Berlin Rechte und Ver-
antwortlichkeiten innehaben. Aber Redlichkeit und 
Nüchternheit gebieten es auch festzustellen, daß 
die Verbesserung unserer Beziehungen zur Sowjet-
union — und welcher verantwortungsbewußte deut-
sche Politiker will sie nicht; wir haben hier doch 
immer nur um die Voraussetzungen einer solchen 
Verbesserung gerungen — ihre Grenze findet an 
drei bisher in voller Härte bestehengebliebenen Tat-
sachen: 

Erstens. Die Sowjetunion ist die Weltmacht, deren 
politische Ziele und militärische Machtmittel — 
und zwar nicht nur oder in erster Linie in Afrika — 
das westliche Bündnis überhaupt notwendig ma-
chen. 

Zweitens. Die Sowjetunion ist die Weltmacht, die 
das deutsche Volk und damit Europa rechts-, ge-
schichts- und naturwidrig bis zur Stunde mit Ge-
walt teilt. 

Drittens. Die Sowjetunion ist diejenige der Vier 
Mächte, die Berlin — und mit ihm auf die Dauer 
die Bundesrepublik Deutschland — langsam, aber 
sicher aus der Bindung an den Westen lösen will. 

Wir wissen, daß die sowjetische Regierung die 
Teilung Deutschlands und Europas aufrechterhalten 
will, ja daß sie den Moskauer Vertrag von 1970 
und die Schlußakte von Helsinki — ganz im Gegen-
satz zu uns, dem Parlament und der Bundesregie-
rung — als eine westliche Legitimierung dieser Tei-
lung auszulegen versucht. Wir wissen aber auch, 
meine Damen und Herren, daß der Freiheitswille 
der Europäer ostwärts des Eisernen Vorhangs un-
gebrochen ist und daß sich im sowjetischen Macht-
bereich Veränderungen vollziehen, die von großer 
Bedeutung für die freie Welt und einen Frieden in 
Gerechtigkeit sein werden. Niemand kann mit 
Sicherheit voraussagen, w ann solche Veränderun-
gen eintreten und wie sie aussehen werden. 

Was wir brauchen, ist eine zielstrebige Politik 
zäher Geduld, die — so wie die sowjetische Poli-
tik — in langen Zeiträumen denkt und einen lan-
gen Atem besitzt. Echte Entspannungspolitik, wie 

wir sie wollen, bedeutet dabei gegenseitige Ver-
handlungs- und Verständigungsbereitschaft mit dem 
Ziel, die wirklichen Spannungsursachen schrittwei-
se zu beseitigen. 
Für die Sowjetunion beruht demgegenüber Ent-

spannung auf dem Prinzip der friedlichen Koexi-
stenz, wie sie es versteht. Nach sowjetischer Auf-
fassung handelt es sich dabei zwar um das fried-
liche Verhältnis zwischen den Staaten; aber diese 
friedliche Koexistenz gilt als eine spezifische Form 
des „Klassenkampfes zwischen Sozialismus und Ka-
pitalismus". Durch verstärkten ideologischen Kampf, 
durch soziale und nationale Befreiungskriege — das 
kann man doch nicht voneinander trennen, Herr 
Kollege Corterier, wenn unser Bündnisgegner all 
dies als Einheit betrachtet — und deren, auch ge-
waltsame, Unterstützung durch die Sowjetunion in 
aller Welt will die Sowjetführung den Status quo 
langsam, aber sicher zu ihren Gunsten verändern. 

Während sich die sowjetische Führung also mit 
dem Anspruch auf Förderung eines „unausweich-
lichen Geschichtsprozesses" ohne Skrupel in die in-
neren Angelegenheiten anderer Länder und Völker 
einmischt, verlangt sie von der nichtkommunisti-
schen Welt einseitig die „strikte Einhaltung des 
Prinzips der Nichteinmischung", d. h. den Verzicht 
auf ideologische Auseinandersetzung. 

Ungeachtet der Unvereinbarkeit der beiden Ent

-

spannungsbegriffe verhalten sich viele bei uns so, 
als ob West und Ost im Grunde das gleiche wollten. 

Für die nachhaltige Entwicklung der wirtschaft-
lichen Beziehungen — ich komme zum Schluß — 
würde sich ein Wandel der sowjetischen Politik in 
Richtung auf gegenseitigen Respekt und gegensei-
tige Nichteinmischung einerseits und auf eine Be-
reitschaft zu einer wirksam kontrollierten und 
sicherheitspolitisch ausgewogenen Abrüstung und 
Rüstungskontrolle andererseits besonders günstig 
auswirken. Solange die Sowjetunion ihr Drohpoten-
tial durch eine forcierte Aufrüstung weit über ihre 
Verteidigungsbedürfnisse hinaus verstärkt, werden 
die Möglichkeiten wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
beeinträchtigt. Dies gilt vor allem dann, wenn der 
Sowjetunion einseitig wirtschaftliche oder finan-
zielle Unterstützung gewährt oder technisches Wis-
sen vermittelt werden soll, weil beides ihrem gegen 
uns gerichteten Potential zugute käme. 

Es wird also weitgehend von der Sowjetunion 
abhängen, ob die günstige Entwicklung der Wirt-
schaftsbeziehungen der letzten Jahre, die auch von 
den Unionsparteien begrüßt wird, anhalten und sich 
noch verstärken wird. 

Wir wollen, meine Kollegen, eine beiderseits vor-
teilhafte Weiterentwicklung der deutsch-sowjeti-
schen Wirtschaftsbeziehungen, aber unter Voraus-
setzungen, die unseren elementaren politischen und 
wirtschaftlichen Interessen gebührend Rechnung 
tragen. An diesem Maßstab werden wir in Zukunft 
den konkreten Nutzen und die tatsächliche Bedeu-
tung des Abkommens vom 6. Mai 1978 messen, 
dessen Charakter als nützliche Rahmenvereinbarung 
wir von Anfang an positiv gewürdigt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
wird das Parlament der zum deutsch-sowjetischen 
Wirtschaftsabkommen vorliegenden Entschließung 
zustimmen. Damit wird, wie mir scheint, ein nicht 
nur für die bilateralen Beziehungen bedeutsamer 
Verhandlungserfolg in angemessener Weise gewür-
digt. 

Auf dem Gebiet der Ost- und Deutschlandpolitik 
kann das parlamentarische Ja mit einem vollen 
Akkord ausklingen, denn niemand wird den Zu-
sammenhang zwischen diesem Verhandlungsergeb-
nis im bilateralen Bereich der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen und den jetzt zum Abschluß gekom-
menen deutsch-deutschen Verhandlungen übersehen 
wollen. Der Generalsekretär Breschnew mit seinem 
Besuch in Bonn in der Mitte des Jahres war der 
Schlüssel zu beiden. 

Die Bedeutung des langfristigen Wirtschaftsab-
kommens mit der Sowjetunion ist von mir in der 
Aussprache des Deutschen Bundestages am 5. Ok-
tober eingehend dargelegt worden; ich will mich 
hier heute nicht wiederholen. Im übrigen wird der 
Vorgang auch in der vorliegenden Entschließung der 
Koalitionsfraktionen zutreffend beschrieben. Inhalt, 
Beweggründe und Absichten dieses wichtigen Teils 
unserer auf Zusammenarbeit gerichteten Politik wer-
den in der Willensäußerung der Koalition dokumen-
tiert, nicht ratifiziert. Deshalb hätte auch die Oppo-
sition dieser Entschließung ihre Zustimmung geben 
können. 

Meine Damen und Herren, für die Freie Demokra-
tische Partei stellt das Wirtschaftsabkommen einen 
wichtigen Abschnitt in der Entwicklung der deutsch-
sowjetischen Beziehungen dar. Es wird nicht nur un-
serer Zusammenarbeit auf einem eng gesehenen 
wirtschaftlichen Gebiet neue Impulse geben, son-
dern diese Zusammenarbeit wird auch die Menschen 
in den beiden Ländern näherbringen. Die wirt-
schaftspolitische Zusammenarbeit wird damit gewiß 
zu einem stabilisierenden Element der Entspan-
nungspolitik. 

Anders als bei dem 1958 von der CDU/CSU-Re-
gierung in Moskau abgeschlossenen Handelsabkom-
men ist Berlin in diesen Vorgang voll einbezogen. 
Der jetzt begünstigte Prozeß der wirtschaftlichen Ko-
operation mit der Sowjetunion wird nicht an Berlin 
vorbeilaufen. Die Stadt bleibt vielmehr voll in die 
Entspannungspolitik integriert. 

Dennoch wird eine rein wirtschaftliche Betrach-
tungsweise diesem Vertrag nicht gerecht. Er ist ein 
Ergebnis unserer zu Beginn dieses Jahrzehnts einge-
leiteten Politik der Entspannung, einer Politik, zu 
der die Opposition bis heute nicht viel beigetragen 
hat. So haben sich ja auch die jüngst vom Kollegen 
Abelein gemachten Vorschläge mehr durch Skurrili-
tät ausgezeichnet. Ich glaube, ich kann sie in der 
heutigen Diskussion vernachlässigen, denn jedem 
Einsichtigen dürfte klar sein, daß wir weder unsere 
Beziehungen zum anderen deutschen Teilstaat noch 

die zur Sowjetunion auf dem Umweg über China 
pflegen können. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Die Verbesserung der politischen und der Ausbau 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit waren und sind 
untrennbar miteinander verknüpft. Solange die Op-
position nur ja sagt zum gedeihlichen Handel, aber 
nicht auch zum politischen Wandel, wird dies ein 
halbherziges Ja bleiben. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Es 
kommt darauf an, auf welchen Wandel!) 

Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
sollten aber vor allen Dingen davon ablassen, einen 
Gegensatz zwischen einer der Entspannung dienen-
den Ostpolitik und einer auf Friedenssicherung ge-
richteten Bündnispolitik auf der Grundlage unserer 
Westintegration immer neu herbeireden zu wollen. 
Es mutete doch gewaltsam gequält an, wenn im Zu-
sammenhang mit dem Wirtschaftsabkommen die Un-
terstellung immer wieder genährt wurde, wir seien 
drauf und dran, unsere Bindungen zur NATO und 
zur Europäischen Gemeinschaft zu lockern. Die De-
batte vom 5. Oktober war durch diese Mißtrauen 
säende Argumentation jedenfalls belastet. Ich bin 
sehr froh — und man muß ja auch dafür schon dank-
bar sein —, daß sich das hier heute nicht wiederholt 
hat. Die politische Entwicklung hat inzwischen ja 
wohl auch die kleinmütigen und manchmal sogar 
böswilligen Einwände längst durch eindrucksvolle 
Gegenbeweise vom Tisch gebracht. Das Ja zum Eu-
ropäischen Währungssystem ist nun wahrhaftig ein 
Bekenntnis zu Europa, bei dem auch die Opposition 
mittun will und an dem sie nicht herumdeuteln kann. 
Niemand hat die Risiken geleugnet, vor denen wir 
hier stehen. Dennoch hat die Bundesregierung die-
sen Schritt nach vorn gewagt. Der Bundeskanzler hat 
daran seine ganz persönlichen Verdienste. Erfreulich 
im übrigen, daß die neuen Impulse für Europa zu 
zünden scheinen und daß die deutsch- französische 
Initiative positive Reaktionen hervorzurufen in der 
Lage ist. 

Aber, meine Damen und Herren, auch im Atlanti-
schen Bündnis ist der Beitrag der Bundesregierung 
zur Stärkung der Verteidigungskraft eindeutig und 
unbestritten. Dem inzwischen auch parlamentarisch 
sanktionierten Vorgang einer Beteiligung am Früh-
warnsystem kommt gerade unter diesem Aspekt be-
sondere Bedeutung zu. Denn nach meiner Überzeu-
gung liegt der Wert der Zustimmung mehr in der 
Festigung der politischen Zusammenarbeit der Al-
lianz als in der militärischen Bedeutung für die Bun-
desrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber das alles wird wohl nicht zu einer Ände-
rung der Strategie der Opposition führen. Die vor-
gelegte Entschließung bleibt offenbar ein Hindernis, 
vor dem sie auch jetzt wieder zurückscheut. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : War- 
um, das wissen Sie ja!) 

Und dabei wird dieses seltsam störrische Verhalten 
doch immer unverständlicher. Denn schließlich hat 
die CDU/CSU-Fraktion am 15. November 1978 eine 
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Erklärung mit einem sehr eindeutigen Votum ver-
faßt, eine Erklärung, die der Kollege Mertes in sei-
nem Beitrag hier heute noch einmal in vollem Wort-
laut vorgetragen hat. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Mit 
Zustimmung der gesamten Fraktion!) 

Dabei war die Opposition bei der Beschreibung der 
deutsch-sowjetischen Beziehungen, wie man ja hö

-

ren konnte, ganz besonders auf Kontinuität bedacht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
ist ja auch gut!) 

Sie hat das deutsch-sowjetische Wirtschaftsabkom-
men mit diesem Hinweis als eine nützliche Rahmen-
vereinbarung zur Förderung der wirtschaftlichen und 
zwischenstaatlichen Beziehungen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der UdSSR beschrieben 
und gewürdigt. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Sie 
haben es bemerkt, gut!) 

Und, meine Damen und Herren von der Opposition: 
Selbst Ihrer Feststellung, daß für die Bedeutung des 
Abkommens entscheidend sein werde, wie es in der 
Praxis verwirklicht werde, ist nicht zu widerspre-
chen. Für die dazu zu leistende Arbeit und für den 
deutschen Anteil an •der Ausfüllung des Abkom-
mens wäre es allerdings gut gewesen, wenn sich die 
Bundesregierung auf ein geschlossenes Votum des 
Deutschen Bundestages hätte stützen können. Dazu 
fehlt der Opposition aber offenbar die Kraft. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Wir 
sind keine Ovationsopposition!) 

So bleibt die Erklärung vom 15. November wohl 
mehr für den außenpolitischen Gebrauch bestimmt; 
für den Hausgebrauch dagegen wird das Nein zur 
Entspannungspolitik in den Vordergrund gerückt. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Zu 
welcher Entspannungspolitik?)  

Meine Damen und Herren, die Freien Demokra-
ten werden der vorliegenden Entschließung ihre Zu-
stimmung geben. Sie fordern die Bundesregierung 
auf, ihre, auf die Solidarität der Mitglieder in der 
Europäischen Gemeinschaft und im Atlantischen 
Bündnis gegründete Politik beharrlich und entschie-
den fortzusetzen, eine Politik, die auf die Normali-
sierung und Verbesserung der Beziehungen — auch 
zu den Staaten des Ostblocks — gerichtet bleiben 
muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe daher die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses. Wer dem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der SPD und der FDP 
in der Ausschußfassung auf Drucksache 8/2301 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das erste war die Mehrheit. Die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses ist angenommen. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der SPD und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Änderung des 
Ehenamens (Ehenamensänderungsgesetz 

—EheNÄndG) 

— Drucksache 8/2134 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/2352 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Emmerlich 
Abgeordneter Dr. Pinger 

(Erste Beratung 109. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. In-
terfraktionell ist ein Kurzbeitrag für jede Fraktion 
vereinbart worden. Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wie Sie gewiß in Er-
innerung haben, war es das Ziel der Eherechts-
reform der letzten Legislaturperiode, u. a. solche 
Normen aus dem Ehe- und Familienrecht zu besei-
tigen, die der Gleichberechtigung entgegenstehen. 
Dazu gehörte es, die Privilegierung des Mannesna-
mens bei der Wahl des Ehe- und Familiennamens 
aufzuheben. Das ist dadurch geschehen, daß Ver-
lobte bei der Eheschließung die Wahl zwischen dem 
Namen des Mannes und dem der Frau haben. Dar-
über hinaus wollten die Bundesregierung und die 
Koalition erreichen, daß auch im Zeitpunkt der Ver-
abschiedung der Eherechtsreform und ihres Inkraft-
tretens bereits Verheiratete diese Wahlmöglichkeit 
erhalten sollten. Das ist auch mit der Mehrheit des 
Deutschen Bundestages gegen die Stimmen der Op-
position beschlossen worden, die eine derartige 
Rückwirkung des neuen Namensrechts nicht für 
richtig hielt. Da die Reform des Namensrechts zu-
stimmungsbedürftig war, hat die Opposition ihre 
Auffassung über den Bundesrat und den Vermitt-
lungsausschuß durchsetzen können. 

Das Bundesverfassungsgericht hat nunmehr in 
einer Entscheidung festgestellt, daß das alte Na-
mensrecht gegen den Gleichberechtigungsgrundsatz 
— Art. 3 des Grundgesetzes — verstieß und daher 
verfassungswidrig war und daß das gleiche für die 
entsprechende Regelung für Altehen nach dem Ehe-
rechtsreformgesetz gilt. 

Ich führe das hier keineswegs an, um gegen irgend 
jemand den Finger anklagend zu erheben, mich gar 
zu der Behauptung zu versteigen, die CDU/CSU sei 
vom Bundesverfassungsgericht wegen eines Verfas-
sungsverstoßes verurteilt worden, die CDU/CSU 
habe vor der Verfassung nicht den nötigen Respekt 
oder habe sich in dieser Frage gar verfassungswidrig 
verhalten. Das wäre eine völlige unangemessene In-
terpretation und Bewertung der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts. 
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Richtig ist vielmehr, daß das Bundesverfassungs-

gericht Ihrer Verfassungsauslegung nicht gefolgt 
ist. Das ist möglich, da ja ein Auslegungsspielraum 
auch in bezug auf die Verfassung gegeben ist. Das 
läßt überhaupt keinen Rückschluß darauf zu, daß 
bei Ihnen der nötige Respekt vor der Verfassung 
nicht bestünde und Sie bereit wären, sich leichtfer-
tig über die Verfassung hinwegzusetzen. Mir lag 
daran, das hier bei dieser Gelegenheit auszuführen. 

Mit dem Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf ha-
ben die Koalitionsfraktionen die gesetzgeberischen 
Konsequenzen aus der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts gezogen. Die sehen so aus, daß 
alle Eheleute, die schon vor Inkrafttreten des neuen 
Namensrechts geheiratet haben, innerhalb eines 
Jahres die Chance erhalten, statt des Geburts-
namens des Mannes den der Frau als Ehe- und 
Familiennamen zu wählen. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Renger) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat im Rechts-
ausschuß. eine zeitliche Begrenzung dieser Rück-
wirkung bis zum 1. April 1953 empfohlen. Sie hat 
es also für richtig gehalten, die' Rückwirkung auf 
das verfassungsrechtlich unbedingt Notwendige zu 
begrenzen. Sie hat dafür ordnungspolitische Gründe 
angeführt und darauf hingewiesen, daß zusätzliche 
Unklarheiten durch eine weitere Rückwirkung im 
Namensrecht zu besorgen seien und auch ein zu-
sätzlicher Verwaltungsaufwand bei den damit be-
faßten Behörden. 

Wir halten diese Argumentation der Opposition 
nicht für durchgreifend. Dazu drei Gesichtspunkte. 

Erstens: Diese zusätzliche Rückwirkung würde 
Eheleute erfassen, die vor mehr als 25 Jahren die 
Ehe geschlossen haben. Es liegt auf der Hand, daß 
von ihnen nur äußerst wenige von einer. solchen 
Möglichkeit Gebrauch machen würden. Der zu-
sätzliche Verwaltungsaufwand und die zusätzliche 
möglicherweise vorhandene Unklarheit im Namens -
recht würden gegenüber dem, was wir ohnehin 
tun müssen, nämlich Rückwirkung bis zum 1. April 
1953, nicht ins Gewicht fallen. 

Zweitens. Ich glaube nicht, daß wir den Men-
schen in diesem Land klarmachen können, daß 
jemand, der im März 1953 geheiratet hat, diese 
Chance zur Änderung des Ehe- und Familiennamens 
nicht erhalten soll, aber jemand, der im April 1953 
geheiratet hat, von dieser Chance Gebrauch machen 
kann. Vom Einzelfall her gesehen ist diese zeit-
liche Begrenzung rein willkürlich. Man kann den 
Betroffenen einfach nicht deutlich machen, daß hier 
kein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrund-
satz vorliegt. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Das 
ist bei allen Fristen so!) 

— Das ist bei allen Fristen der Fall, wie Sie zu 
Recht sagen. Die Frage ist nur, ob man dann, wenn 
man von Fristen, die solche Ungerechtigkeiten und 
Ungleichheiten in der Behandlung zur Folge haben, 
herunterkommen kann, das nicht auch aus politi-
sche Gründen tun soll. Dies ist unsere Position. Sie 
sind leider Gottes anderer Meinung. 

Mein dritter Gedanke, den ich zum Antrag der 
Opposition vortragen möchte, ist der: Ich finde, daß 
Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, hier wie nicht 
selten auch sonst einem überspitzten Ordnungsden-
ken huldigen. Demgegenüber halte ich es für die 
vornehmste Aufgabe des Deutschen Bundestages, 
dafür zu sorgen, daß die von der Verfassung ge-
währleisteten Grundrechte der Bürger auf möglichst 
breiter Front durchgesetzt werden. 

Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zu dem 
Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf und bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Pinger. 

Dr. Pinger (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Hier geht es 
darum, durch diese gesetzliche Regelung die Kon-
sequenzen aus dem Beschluß des Bundesverfas-
sungsgerichts zu ziehen. Der Herr Kollege Emmer-
lich hat darauf hingewiesen. 

Was die Verfassungslage angeht, war es in der 
Tat sehr schwierig, zu beurteilen, inwieweit die 
Rückwirkung erforderlich ist. Ich möchte darauf 
hinweisen, daß immerhin die Mehrheit der Ge-
richte die Regelung, die zunächst beschlossen wor-
den ist, für verfassungsmäßig gehalten hat. 

Die Änderung des Ehenamens hat eine große Be-
deutung nicht nur für die Eheleute selbst und die 
Kinder. Sie hat Auswirkungen auf den allgemeinen 
Rechtsverkehr, auf den Umgang mit den Behör-
den, auf das Führen von Registern und Urkunden, 
auf die Bezeichnung in Verträgen und im privaten 
Schriftwechsel. Auf jeden Fall ist eine Ehenamens-
änderung mit einer erheblichen Rechtsunsicherheit 
verbunden. Unklarheiten und Fehlerquellen erge-
ben sich fast zwangsläufig. Mißverständnisse und 
sogar Rechtsnachteile sind in der Praxis kaum zu 
vermeiden. Gläubiger können in Schwierigkeiten 
geraten, ihre Schuldner zu finden. Die automatische 
Auszahlung öffentlicher Mittel, vor allem soweit 
diese Hilfe von Computeranlagen und maschinell 
erfolgt, kann erschwert werden oder ganz ins Stok-
ken geraten. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Diese Gefahren für die Rechtssicherheit müssen 
nach unserer Ansicht bei der erforderlichen Neu-
regelung des Ehenamensrechts beachtet werden. 
Wir halten das nicht für ein, wie der Kollege 
Emmerlich sagte, überspitztes Ordnungsdenken. Die 
Rechtssicherheit ist ein wichtiger Grundsatz un-
serer Rechtsstaatlichkeit und damit ein Grundsatz 
von Verfassungsrang. Neben dem Gleichberechti-
gungsgrundsatz muß die Rechtssicherheit in einer 
Abwägung beider Verfassungsgrundsätze eine an-
gemessene Berücksichtigung finden. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 
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Dies bedeutet für uns, die CDU/CSU-Fraktion, 

daß wir die Möglichkeit einer Änderung des Ehe-
namens für die sogenannten Altehen auf die Zeit 
rückwirkend bis zum 1. April 1953 beschränken 
wollen, d. h. auf die Zeit, für die das Bundesver-
fassungsgericht in seinem Beschluß die Rückwir-
kung vorgeschrieben hat. Ausdrücklich hat ja das 
Bundesverfassungsgericht es für verfassungsmäßig 
erklärt, die Änderung des Ehenamens auf die Zeit 
bis zum 1. April 1953 zu beschränken, immerhin 
eine Zeit, die so weit zurückliegt, daß. die Eheleute 
inzwischen Silberhochzeit gefeiert haben. Der Zeit-
punkt 1. April 1953 ist vom Bundesverfassungs-
gericht keineswegs willkürlich gewählt. Da ist auf 
Art. 117 des Grundgesetzes Bezug zu nehmen, der 
die Verwirklichung des Gleichberechtigungsgrund-
satzes gerade auf diesen Zeitpunkt beschränkt. 

Wenn wir für die Zeit davor den Grundsatz der 
Rechtssicherheit als vorrangig ansehen, so ist das 
weder eine mangelnde Beachtung des Gleichberech-
tigungsgrundsatzes noch der allgemeinen politi-
schen Forderung nach Verwirklichung der Gleich-
berechtigung von Mann und Frau. Die CDU/CSU-
Fraktion bedauert es, daß die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau auch 25 Jahre seit dem Inkraft-
treten des zwingenden Verfassungsgebots in vielen 
Bereichen der Verfassungswirklichkeit immer noch 
nicht durchgesetzt ist. 

(Wehner [SPD] : Wenn sie von vornherein 
beschränkt ist!) 

Wir werden weiterhin alle' Anstrengungen unter-
nehmen, um die noch bestehenden rechtlichen und 
gesellschaftlichen Benachteiligungen der Frau zu 
beseitigen. 

Daß neben dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
bei dieser gesetzlichen Neuregelung auch der Grund-
satz der Rechtssicherheit Beachtung finden muß, 
zeigt auch die Vorlage der SPD/FDP- Koalition inso-
fern, als sie .die rückwirkende Veränderung des Na-
mens auf eine Frist von einem Jahr beschränkt. 
Nach dieser Frist soll die Rechtssicherheit wieder 
voll eintreten. Darin, daß dieser Grundsatz der 
Rechtssicherheit für die Zeit vor dem 1. April 1953 
nicht genügend berücksichtigt ist, sehen wir einen 
schweren Mangel des Gesetzentwurfes und lehnen 
ihn aus diesem Grunde ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wir haben gehört, die heutige 
Beratung wäre überflüssig, wenn sich die Union 
rechtzeitig auf das verfassungsrechtlich Notwendige 
eingestellt hätte. Wir haben erlebt, welche ver-
schlungenen Wege das Namensrecht gegangen ist. 
Das läßt sich im einzelnen kaum noch nachzeichnen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Daran 
sind wir aber unschuldig!) 

Nachdem sich der Gesetzgeber zunächst einmal vor- 
bei an dem, was ihm durch Art. 117 des Grundge

-

setzes aufgegeben war, 20 Jahre Zeit gelassen hatte, 

hat er sich jetzt seit 1973 auch mit dem Namensrecht 
beschäftigt. Ich erinnere in dem Zusammenhang, da 
wir gerade bei der verfassungsrechtlichen Situation 
sind, an die Debatte vom 31. Januar 1975, in der wir 
uns damals mit dem vom Ersten Eherechtsreform-
gesetz abgetrennten Namensrecht zu beschäftigen 
hatten. Das Kennzeichen der damaligen Debatte war 
— einige werden sich erinnern —, daß fast über 
alles, aber fast nichts über das Namensrecht gespro-
chen wurde, sondern große Vorgriffe auf dann als-
bald kommende Eherechtsschlachten gemacht wur-
den. Das Wenige, das damals von seiten der Union 
zum Namensrecht gesagt wurde, war der Frau Kol-
legin Will-Feld aufgegeben, die damals für die 
Union erklärte: 

Wir halten die derzeitige Bestimmung des 
§ 1355 BGB nicht für verfassungswidrig. Die 
höchstrichterliche Rechtsprechung hat unseren 
Rechtsstandpunkt bestätigt. 

Daß das schon damals als unrichtig zu erkennen 
war, war in etwa absehbar; denn es konnte nicht 
verborgen bleiben, mit welcher Aufmerksamkeit das 
Bundesverfassungsgericht beobachtet hatte, was sich 
im Parlament bei der Eherechtsberatung tat, weil 
schon damals mehrere Verfassungsbeschwerden zum 
Namensrecht dem Gericht vorlagen. Trotzdem hat 
es dann die Mehrheit des Bundesrates den Eheleu-
ten, die vor dem 1. Juli 1976 ihre Ehe geschlossen 
hatten, verweigert, von dem Wahlrecht zwischen 
dem Geburtsnamen des Mannes und dem Geburts-
namen der Frau Gebrauch machen zu können. Die 
Antwort des höchsten Gerichts haben wir jetzt in 
Gestalt des Beschlusses vom 31. Mai 1978, wo uns 
gesagt wird — dies gleichfalls, wie auch bei Herrn 
Dr. Emmerlich, nicht im Ton des scharfen Angriffs, 
sondern einfach als Feststellung —, daß der Gesetz-
geber einen verfassungswidrigen Zustand mit den 
seinerzeit verabschiedeten Bestimmungen aufrecht-
erhalten habe und damit das jetzt geltende Namens-
recht insoweit verfassungsrechtlich nicht haltbar sei. 

Wir sind jetzt bei der neuen Beschlußfassung 
unseren ursprünglichen Beschlüssen entsprechend 
einen Schritt weitergegangen. Wir wollen für alle 
Ehen, die vor dem 1. Juli 1976 geschlossen worden 
sind, den Eheleuten befristet die Möglichkeit geben, 
auch den Geburtsnamen der Frau zum Ehenamen zu 
wählen. Die Union hat demgegenüber gesagt, dies 
sei alles so schwierig, und es bestünde dazu ja auch 
gar keine Veranlassung, weil überhaupt keine er-
hebliche Anzahl von Eheleuten vorhanden sei, die 
von einem solchen Angebot Gebrauch machen wür-
den. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Sehr wahr!) 

Das ist natürlich eine sehr stark quantitative Be-
trachtungsweise, der wir uns nicht anschließen wol-
len. Wir wissen natürlich: Es werden nur sehr 
wenige sein; denn auch derjenige — ich beschränke 
dies einmal auf die Männer —, der sehr kurz vor 
dem 1. April 1953 geheiratet hat, ist natürlich nicht 
mehr der Jüngste. Diese Eheleute haben ihre Sil-
berne Hochzeit bereits hinter sich, und da nimmt das 
Bedürfnis ständig ab, seinen Namen noch zu ändern. 
Dies ändert aber nichts daran, daß eine sehr kleine, 
sehr beschränkte Zahl von Eheleuten im Einzelfall 
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aus guten und vernünftigen Gründen den Wunsch 
haben wird, auch heute noch von diesem Wahlrecht, 
das wir heute hier beschließen werden, Gebrauch zu 
machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
in der zweiten Beratung. Es ist Einzelabstimmung 
nach Paragraphen beantragt worden. 

Wer Art. 1 § 1 in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — § 1 ist in der Aus-
schußfassung angenommen. 

Ich rufe § 2 auf. Wer diesem in der Ausschußfas-
sung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Bei einigen Stim

-

men Mehrheit angenommen!) 

— Sie sind nicht in größerer Zahl da. Ich habe die 
Sachlage korrekt wiedergegeben. 

Ich rufe § 3 in der Ausschußfassung auf. Wer dem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ist in 
der Ausschußfassung angenommen. 

Ich rufe § 4 in der Ausschußfassung auf. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe Art. 2 und 3 auf. — Wer Art. 2 und 3 
in der Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Art. 2 und 3 sind in der Ausschuß-
fassung angenommen. 

Wir müssen noch abstimmen über Einleitung und 
Überschrift. Wer Einleitung und Überschrift zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ist so 
beschlossen. 

Damit ist das Gesetz in zweiter Beratung ange-
nommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein, — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem 
Gesetz in dritter Beratung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist in dritter Beratung 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Meine Damen und Herren, der Ausschuß emp-
fiehlt weiter auf Drucksache 8/2352 unter Nr. 2, die 
zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. — Ich sehe keinen Wider-
spruch. — Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Klein (Göttingen), Erhard (Bad Schwal

-

bach), Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Möller, Dr. 

Pinger, Dr. Stercken und der Fraktion der (I 
 CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines . 

Strafrechtsänderungsgesetzes 

— Drucksache 8/2282 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Bitte schön, zur Begründung, Herr Dr. Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der von 
meiner Fraktion eingebrachte Gesetzentwurf, der 
Ihnen heute zur ersten Beratung vorliegt, zielt auf 
die Streichung einiger Bestimmungen des § 353 c des 
Strafgesetzbuches über die Verletzung von Geheim-
haltungsvorschriften. Diese Bestimmungen; nach 
denen mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ver-
folgt wird, wer unbefugt Nachrichten, die als ge-
heimhaltungsbedürftig gekennzeichnet sind, weiter-
gibt oder veröffentlicht, wobei die Strafverfolgung 
nur mit Ermächtigung der Bundesregierung möglich 
ist, sind in den letzten Jahren zunehmend und immer 
wieder in das Kreuzfeuer der Kritik geraten. Wir 
haben, wie Sie sich vielleicht erinnern, einen inhalts-
gleichen Gesetzentwurf bereits in der letzten Legis-
laturperiode eingebracht. Die Koalitionsparteien 
und vor allem auch die Bundesregierung wollten da-
mals dieses Thema nicht abschließend behandeln. 
Die parlamentarische Beratung wurde bis zum Ende 
der Legislaturperiode verzögert, nachdem der Ent-
wurf an den damaligen Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform überwiesen worden war. 

Der strafrechtliche Schutz von Staatsgeheimnissen 
und sonstigen geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen 
ist seither Gegenstand lebhafter Diskussionen gewe-
sen. Das fängt schon mit der Frage an, was mit dem 
Stempel „Geheim" versehen wird. Wir alle wissen, 
daß jede amtliche Stelle in Bonn oder sonstwo in der 
Lage ist, einem Aktenstück diesen Stempel aufzu-
drücken und damit das Informationsrecht der Bürger 
mit Hilfe einer so relativ einfachen Maßnahme ein-
zuschränken. Feste Kriterien, ob entsprechendes Ma-
terial den Stempel „Geheim" erhält oder nicht, gibt 
es bis heute nicht. 

Meine Damen und Herren, die heutige Fassung 
des § 353 c stellt die Entscheidung, ob ein Journalist 
mit einem Strafverfahren überzogen werden kann, 
in das Ermessen der Bundesregierung und eröffnet 
damit mancher Manipulation Tür und Tor. Das ist 
gerade bei einer Strafnorm unerträglich. Um es klar-
zumachen, ich spreche hier von den Absätzen 1, 3 
und 4 des § 353 c. Abs. 2, der den Geheimnisverrat 
durch besonders verpflichtete Personen zum Gegen-
stand hat und der also Journalisten nicht betrifft, 
bleibt nach unserem Vorschlag bestehen. 

Es liegt mir auch fern, einer Regierung generell 
das Recht zu bestreiten, bestimmte Fakten, Nach-
richten, Informationen, Akten, Schriftstücke, Urkun-
den oder andere Materialien für geheim zu erklä-
ren. In gewissen Fällen ist natürlich Geheimhaltung 
erforderlich. Aber: Die gegenwärtige Regierung 
zeichnet sich unter anderem auch dadurch aus, daß 
sie mit dem Geheimstempel besonders großzügig 
umgeht und auf diese Weise einerseits das Institut 
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des Staatsgeheimnisses allgemein diskreditiert, an-
dererseits sowohl der Öffentlichkeit als auch dem 
Parlament wichtige Informationen vorenthält. Ich 
habe darauf kürzlich am Beispiel der Auskünfte hin-
gewiesen, die uns auf die Frage nach den Aktivitä-
ten des jugoslawischen Geheimdienstes auf deut-
schem Boden gegeben bzw. nicht gegeben worden 
sind, obgleich ein objektives Interesse an' der Ge-
heimhaltung von Tatsachen, hinsichtlich derer allem 
Anschein nach auch die Bundesregierung nur über 
vage Erkenntnisse verfügt, schlechterdings nicht 
ersichtlich war und ist. Vielmehr gibt es umgekehrt 
ein elementares Interesse der Öffentlichkeit an der 
öffentlichen Erörterung dieser Umstände, dem sich 
die Bundesregierung auf diese Weise willkürlich 
entzieht. Der Journalist, der sich nun über eine sol-
chermaßen manipulierte Informationspolitik hinweg-
setzt, soll, so meinen wir, nicht bestraft werden 
können. Es ist schlimm, aber wahr, daß das Parla-
ment es oft nur der Hilfe findiger Journalisten ver-
dankt, daß es seiner Aufgabe, die Regierung zu 
kontrollieren, gerecht werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kritik, meine Damen und Herren, an diesen 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches reicht weit 
zurück. Sie ist bereits im Jahre 1951 durch ein vom 
Deutschen Journalistenverband und dem Vorstand 
der Bundespressekonferenz gemeinsam vorgelegtes 
Gutachten mit nach wie vor aktueller Begründung 
geübt worden. Das Anordnungsrecht der Regierung, 
hieß es damals, lasse autoritäre Vorstellungen von 
Führung erkennen, es habe im Rechtssystem der 
übrigen Kulturstaaten keine Parallele, es verstoße 
gegen die Pressefreiheit und das Recht der freien 
Meinungsäußerung sowie gegen das Recht des ein-
zelnen Bürgers auf Informationsfreiheit; kurz: § 353 c 
StGB sei ein Maulkorbparagraph. 

In Zusammenhang mit einigen Ereignissen der 
jüngsten Vergangenheit und den Strafandrohungen 
gegen einige Journalisten im Rahmen der glück-
licherweise entkräfteten Vorwürfe unter anderem 
gegen einen Kollegen dieses Hauses, im Hinblick 
aber auch auf das inzwischen eingestellte Verfah-
ren gegen den Journalisten Hans Georg Faust sah 
sich der Deutsche Presserat veranlaßt, am 4. Okto-
ber dieses Jahres erneut eine scharfe Erklärung 
gegen jene Bestimmungen abzugeben. Bedenken 
und Kritik des Presserats sind bekannt und mehr-
fach, zuletzt im April 1975, bekräftigt worden, wo-
bei mindestens eine Neufassung, wenn nicht eben 
die von uns nun vorgeschlagene Streichung der 
Vorschriften gefordert wurde. 

Damals, 1975, ließ der Vorsitzende des Bundes-
tagsausschusses für die Strafrechtsreform den 
Presserat nach Abgabe von dessen Stellungnahme 
wissen, der Ausschuß werde zu gegebener Zeit prü-
fen, welche zusätzlichen Entscheidungsgrundlagen 
er benötige und wie sie zu beschaffen seien. Nur 
ist diese „gegebene. Zeit" dann nicht mehr eingetre-
ten. Die Behandlung, die unser damals eingebrachter 
Gesetzentwurf anschließend erfuhr, erweist, daß es 
sich dabei um ein Manöver mit dem Zweck han

-

delte, die Angelegenheit durch Nichtbehandlung zu 
erledigen. 

(Dr. Penner [SPD] : Das trifft nicht zu! Das 
war übereinstimmende Meinung im Straf

-

rechtssonderausschuß!) 

— Also, verehrter Herr Kollege Penner — — 

(Dr.  Penner [SPD]: Sie waren ja damals gar 
nicht dabei!) 

— Ich war im Sonderausschuß nicht dabei, aber 
ich habe natürlich auch als damaliger Initiator 
dieses Gesetzentwurfs das Geschehen mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgt. Wir wissen, wer in den 
einzelnen Ausschüssen auch damals über die Mehr-
heiten verfügt hat und damit die Möglichkeit be-
sessen hätte, diesen Gesetzentwurf durchzusetzen, 
wenn ihm daran gelegen gewesen wäre. Aber viel-
leicht sind Sie ja in dieser Legislaturperiode klüger 
geworden. 

(Dr. Penner [SPD] : Wir haben damals keine 
Zeit gehabt!) 

Mir liegt daran, noch darauf hinzuweisen, daß es 
ja doch bemerkenswert ist und auch für den Histori-
ker interessant bleiben wird, daß ausgerechnet seit 
dem Beginn der SPD/FDP- Koalition, seit dem Tag, 
da der damalige Bundeskanzler Brandt dem Deut-
schen Bundestag mitteilte, nun werde es mit der 
Demokratie erst richtig anfangen, bei den Regieren-
den die Neigung sichtbar gewachsen ist, alle inter-
nen Vorgänge mit Staatsgeheimnissen gleichzuset-
zen. Kein Wunder, daß es immer wieder Fragen aus 
dem Parlament, insbesondere natürlich aus den Rei-
hen der-Opposition, gegeben hat, warum dieses oder 
jenes zur Verschlußsache erklärt worden sei, da 
doch von einer Gefährdung unserer Staatsinteressen 
keinesfalls die Rede sei. Im übrigen lehrt ja die Er-
fahrung gerade auch dieses Hauses, daß nicht selten 
die Publizierung von Tatsachen, die von der Regie-
rung als geheimhaltungsbedürftig gekennzeichnet 
worden waren, dem Staat eher nützlich als schädlich 
war. Hätte — um nur ein Beispiel zu nennen — die 
Zeitung „Die Welt" — und mit ihr andere — nicht 
die umstrittenen Bahr-Gromyko-Papiere seinerzeit 
veröffentlicht, gäbe es wohl kaum die bekannte ge-
meinsame Entschließung aller im Bundestag vertre-
tenen Parteien zu den Ostverträgen, deren Bedeu-
tung jedermann hier im Hause kennt. Das gilt für 
eine ganze Reihe weiterer Vorkommnisse dieser 
Art. 

Ein weiterer Anlaß für meine Fraktion, durch eine 
Gesetzesvorlage die Beseitigung des § 353 c zu for-
dern, ist die Tatsache, daß es im Laufe der letzten 
Jahre zu einer merkwürdigen Ungleichbehandlung 
von Journalisten gekommen ist, die angebliche Re-
gierungsgeheimnisse verbreiteten. Der Eindruck, daß 
das politische Interesse der Bundesregierung und der 
sie tragenden Parteien bei der Erteilung der Ermäch-
tigung zur Strafverfolgung von Fall zu Fall eine 
Rolle gespielt hat, ist nicht zufällig. 

In der Tatsache, daß § 353 c jedes formelle Ge-
heimnis einbezieht und den Täterkreis nicht be-
schränkt, wird nach unserer Auffassung die Gefahr 
deutlich, daß die Informationsfreiheit der Bürger 
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durch unberechtigte Strafverfolgung erheblich beein-
trächtigt werden kann. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Ein Blick auf die geltende Gesetzesformulierung 
macht das deutlich. In der geltenden Fassung heißt 
es: 

Wer, abgesehen von dem Fall des § 353 b, unbe-
befugt Gegenstände, namentlich Schriften ..., 
die von einem Gesetzgebungsorgan des Bundes 
oder eines Landes oder einem seiner Ausschüsse 
oder von einer anderen amtlichen Stelle oder 
auf deren Veranlassung als geheimhaltungsbe-
dürftig gekennzeichnet sind, ... mitteilt ..., wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

Diese Formulierung ist Ergebnis des Achten Straf-
rechtsänderungsgesetzes vom 25. Juni 1968. Unsere 
Fraktion meint demgegenüber, daß durch die Strei-
chung der Absätze 1, 3 und 4 die Kollision zwischen 
dem Grundrecht der Presse- und Informationsfrei-
heit einerseits und dem in bestimmtem, freilich ge-
genüber der gegenwärtigen Praxis erheblich zu be-
schränkendem Umfang berechtigten Interesse des 
Staates auf Geheimhaltung bestimmter Vorgänge 
andererseits dort vermieden wird, wo sie vermeid-
bar ist. Wir schlagen deshalb vor, § 353 c auf seinen 
Abs. 2 zu reduzieren, und sind der Auffassung, daß 
eine Streichung der übrigen Absätze im Interesse 
der Presse- und Informationsfreiheit zwingend ge-
boten ist. 

Wie in den letzten Wochen zu vernehmen war, 
hat insbesondere Frau Kollegin Matthäus sich sehr 
entschieden für eine Streichung des § 353 c ausge-
sprochen. Auf dem FDP-Parteitag in Mainz wurde 
kürzlich darüber hinaus eine entsprechende Ent-
schließung verabschiedet, übrigens eines der weni-
gen erfreulichen Ereignisse, die von dort zu vermel-
den waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kleinert 
[FDP] : Unsere Sache!) 

So hegen wir die Hoffnung, daß zumindest die Frei-
en Demokraten unser Anliegen in dieser Legislatur-
periode nachdrücklich unterstützen werden, so daß 
wir in der nächsten Legislaturperiode nicht noch ein-
mal erklären müssen, Herr Kollege Penner, wir hät-
ten dafür keine Zeit gefunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Cop-
pik. 

Coppik (SPD) : Frau Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die kritische Auseinan-
dersetzung um den § 353 c des Strafgesetzbuches ist 
nicht neu. Die Vorschrift wurde 1936 geschaffen und 
ist eigentlich seit der Gründung der Bundesrepublik 
umstritten. Daran hat auch die Neufassung 1968 
nichts Entscheidendes geändert. 

Die bisherige Auseinandersetzung war allerdings 
dadurch gekennzeichnet, daß die jeweilige Opposi-
tion im Namen vor allem der Pressefreiheit für die 

Abschaffung der betreffenden Teile des § 353 c des 
Strafgesetzbuches eintrat und die jeweilige Regie-
rungsmehrheit im Namen einer ordnungsgemäßen 
Verwaltung und der Geheimhaltungserfordernisse 
sich dieser Forderung entgegenstellte. 

Nur zur Verdeutlichung möchte ich daran erin-
nern, daß es der seinerzeitige CSU-Bundesjustizmini-
ster Jaeger war, der die Auffassung vertrat, daß ein 
Fehlen des § 353 c des Strafgesetzbuches oder auch 
nur des Teils, der für Journalisten relevant ist, eine 
empfindliche Lücke in den strafrechtlichen Schutz 
staatlicher Geheimnisse reißen würde. 

Bei dieser Rollenverteilung zwischen Regierung 
und Opposition und bei den jeweiligen Mehrheits-
verhältnissen konnte man sich immer genau aus-
rechnen, wie das Ergebnis der Abwägung dieser 
beiden zweifellos wichtigen Gesichtspunkte für und 
wider diese Vorschrift ausgehen würde. Diese bei-
derseitige Festlegung war bisher für eine sachge-
rechte Lösung des Problems nicht förderlich. Im In-
teresse der Sache sollten wir uns alle darum bemü-
hen, daß es bei der weiteren Beratung nicht wieder 
zu einer solchen Polarisierung in dieser Frage 
kommt. 

(Beifall des Abg. Kleinert [FDP]) 

Wir sind bereit, unseren Beitrag dazu zu leisten. 

Nun muß ich allerdings sagen, Herr Kollege Klein, 
daß ich manche Teile Ihrer Ausführungen nicht für 
sehr hilfreich gehalten habe. Ich denke da an die 
Polemik mit der „manipulierten Informationspolitik", 
mit der „großzügigen Handhabung des Stempels 
Geheim'", Unterstellungen, für die Sie einen Be-
weis schuldig geblieben sind. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Haben 
wir vorige Woche erst beraten!) 

Das war eine Polemik, die ich zurückweisen möchte. 
Das war nicht hilfreich für eine gemeinsame Bemü-
hung. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Lenz? 

Coppik (SPD) : Bitte. 
 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Kollege Cop-
pik, erinnere ich mich richtig, daß wir letzte Woche 
in diesem Hause über den Verteidigungsausschuß 
als Untersuchungsausschuß und seinen Bericht dis-
kutiert haben, wo eben jene großzügige Verwendung 
des „Geheim"- Stempels nachdrücklich von allen Sei-
ten des Hauses kritisiert wurde? 

Coppik (SPD) : Sie können sicherlich in einzelnen 
Fällen so etwas feststellen. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU] : Was 
heißt „in einzelnen Fällen" ?) 

Ich verwahre mich allerdings dagegen, daß man das 
generell für die gesamte Verwaltungspraxis der 
Bundesregierung oder der Bundesverwaltung einfach 
so unterstellt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Jedenfalls halte ich es für zweifelhaft, inwieweit 
ernsthafte Motive hinter einer solchen Initiative ste-
hen, wie Sie sie hier vortragen. Geht es Ihnen 
darum, daß wir gemeinsam diese Vorschrift ändern, 
oder geht es Ihnen darum, nun hier ein parteipoliti-
sches Schaustück darzubieten?  

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Ich würde es im Hinblick auf die Sache sehr be-
dauern, wenn das Letzte der Fall wäre. Auch im 
Interesse der Sache möchte ich deswegen auf diese 
Teile Ihres Beitrags nicht weiter eingehen. 

Die SPD-Fraktion ist der Auffassung, daß der 
§ 353 c des Strafgesetzbuches reformiert werden 
sollte. Wir alle wissen um die Bedeutung der Presse-
freiheit für ein demokratisches Staatswesen. Es ist 
sicherlich nicht so, daß die Pressefreiheit in der 
Bundesrepublik mit dem § 353 c des Strafgesetzbu-
ches steht und fällt. Zu einer effektiven Gewährlei-
stung der Pressefreiheit gehört aber auch das Be-
mühen, die journalistische Tätigkeit, soweit es ver-
tretbar ist, von strafrechtlichen Risiken freizuhalten. 
Das darf natürlich kein Freibrief für jede verant-
wortungslose Berichterstattung sein, aber wir sind 
der Meinung, daß dieses Problem unter den Bedin-
gungen einer freien Presse letztlich mit den Mitteln 
des Strafrechts nicht lösbar ist. 

Dieses  Problem  stellt sich auch nicht nur bei der 
Frage der Verletzung von Geheimnissen, die keine 
Staatsgeheimnisse sind, also nicht nur für den Be-
reich, in dem die Vorschrift des § 353 c des Straf-
gesetzbuches relevant ist. 

Wir haben aufmerksam beobachtet — und erken-
nen an —, daß sich die autonomen Einrichtungen 
der bundesdeutschen Presse, wie der Deutsche 
Presserat, um eine faire und anständige Berichter-
stattung bemühen. Ich glaube, daß die Unterstüt-
zung dieser Bemühungen wichtiger und wirkungs-
voller ist als die Aufrechterhaltung zweifelhafter 
Strafvorschriften. Insoweit kann die Beseitigung 
einer Strafvorschrift sogar das Selbstverantwor-
tungsbewußtsein der Presse stärken und ihre auto-
nome Abwägung der öffentlichen Interessen für 
und wider die Veröffentlichung einer Nachricht er

-

leichtern. 
(Beifall bei der SPD und der FDP) 

§ 353 c ist in den letzten Jahren und Monaten im 
Zusammenhang mit einigen spektakulären Ereignis-
sen wieder stärker in den Blickpunkt der Öffent-
lichkeit gerückt. Der Gesetzgeber wäre aber schlecht 
beraten, wenn er seine Entscheidungen und Geset-
zesänderungen im Hinblick auf den oder unter dem 
Eindruck von dem einen oder anderen spektakulä-
ren Fall vornähme, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr richtig!) 

obgleich die jüngsten Erfahrungen auch nicht ge-
rade für eine Unverzichtbarkeit der Vorschrift spre-
chen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Da gibt 
es eine vorzügliche Anfrage Ihrer Fraktion, 

in der alle Fälle aufgelistet sind!) 

Sicherlich ist dabei die Frage der Regierungs

-

ermächtigung zur Strafverfolgung auch ein Pro

-

blem. Nur, wenn ich mir die letzten Fälle anschaue, 
besteht gerade aus Ihrer Sicht, Herr Kollege Klein, 
wohl kaum ein Anlaß zur Kritik. 

Wenn ich von dem vorliegenden Gesetzentwurf 
ausgehe, besteht Übereinstimmung darüber, daß 
§ 353 c nur insoweit beseitigt werden soll, als er 
sich nicht auf Personen bezieht, die zu einer be-
sonderen Geheimhaltung verpflichtet sind. Es wäre 
in der Tat nicht erträglich, wenn Beamte oder ihnen 
gleichgestellte Personen die von ihrer Dienststelle 
als geheim betrachteten Internas völlig sanktions-
los im wahrsten Sinne des Wortes auf dem freien 
Markt anbieten könnten. Erfährt aber ein Journa-
list, ohne dabei selbst eine strafbare Handlung zu 
begehen, von einem Vorkommnis, dessen Veröffent-
lichung er für angebracht hält, so kann er eben 
nach unserer Meinung nicht dem zur Geheimhal-
tung verpflichteten Beamten gleichgestellt werden. 
Die Presse kann und darf nicht ein verlängerter 
Arm der Verwaltung sein, kann auch nicht als sol-
cher strafrechtlich behandelt werden. Schließlich 
kann die Strafverfolgung von Journalisten auch 
kein Korrektiv sein, um Mängel in der Verwal-
tung auszugleichen, sei es im Hinblick auf die Vor-
gänge, die dort passieren, sei es im Hinblick auf 
unzulängliche Verschwiegenheit und undichte Stel-
len, die sich dort finden. 

Wir sollten die weiteren Beratungen dieses Ge-
genstandes nicht mit einem Streit um das Erst-
geburtsrecht für die vorliegenden Vorschläge be-
lasten. Ich habe vorher die Position des damaligen 
CSU-Justizministers Jaeger erwähnt. Sie könnten 
mir die eine oder andere Stellungnahme von Sozial-
demokraten entgegenhalten. Ich könnte replizieren 
und Ihnen etwa aus der ganz eindeutigen Rede des 
SPD-Bundestagsabgeordneten Wagner zitieren, der 
schon 1952 sagte, -wir müßten uns mit Entschieden-
heit gegen eine Staatsentwicklung stellen, deren 
Hauptsorge die Geheimnisse und die Geheimnis-
krämerei sind, und der den § 353 c als unmöglich 
bezeichnete. Er hat dann einige noch viel härtere 
Formulierungen benutzt, denen wiederum ein Spre-
cher der CDU entgegengetreten ist. 

Wenn wir nach dieser jahrzehntelangen Diskus-
sion heute in der prinzipiellen Einschätzung der 
Probleme des § 353 c einig sind, sollten wir ge-
meinsam darangehen, die noch offenen Probleme zu 
lösen. Hier wird es vor allem darum gehen, be-
stimmte völkerrechtliche Geheimhaltungsverpflich-
tungen der Bundesrepublik zu beachten. Ich halte 
dieses Problem aber für lösbar, ohne das dadurch 
— sozusagen durch die Hintertür — wieder eine 
Möglichkeit zur Strafverfolgung von Journalisten 
eingeführt wird. 

Wenn alle Fraktionen in dieser Frage heute in der 
grundsätzlichen Zielsetzung einig sind, sollten wir 
bei der weiteren Beratung auf eine Konfrontation 
verzichten und gemeinsam nach der besten und 
sachgerechtesten Lösung suchen, ausgehend von 
einem freiheitlichen Staatsverständnis und dem Be-
mühen, die Pressefreiheit so effektiv wie möglich 
zu gestalten. Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion wird hierbei konstruktiv mitarbeiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Erfreulicherweise 
haben wir gehört, daß wir in der Sache endlich ein-
mal den Punkt erreicht haben — für diese Feststel-
lung bin ich Herrn Coppik besonders dankbar —, an 
dem wir uns im Gegensatz zu früheren Zeiten von 
dem Rollenverständnis gelöst haben. Sie werden mir 
verzeihen, meine Herren von der Opposition, daß 
ich an dieser Stelle darauf hinweise, daß es natür-
lich — Herr Coppik führte es mit Recht nach der In-
teressenlage aus — für die Regierungsseite schwie-
riger ist, sich zu lösen, als für Ihre Seite. Diese 
kleine Anmerkung in favorem dieser Koalition darf 
wohl gestattet sein. 

Der letzte Termin war wohl im Oktober dieses 
Jahres, als der Deutsche Presserat sich zum wider-
holten Male mit der Problematik befaßt hat. Der 
Deutsche Presserat hat sich hier wie auch in anderen 
Fragen — auch darüber ist schon gesprochen wor-
den — sehr verantwortungsvoll verhalten. Er hat 
sehr differenziert geurteilt und die Schwierigkeiten, 
vor denen wir in den Beratungen alle stehen wer-
den, richtig gesehen. Er hat sich sogar schon darum 
bemüht, uns diese Schwierigkeiten zum Teil vorweg 
abzunehmen. Dafür möchten wir ausdrücklich dan-
ken; denn tatsächlich wird es, so meine ich jeden-
falls heute, im Laufe der weiteren Beratung nicht 
damit getan sein, daß wir lediglich drei Absätze 
streichen und einen, nämlich Abs. 2, stehenlassen. 
Das würde so zusammenhanglos wohl auch gewisse 
gesetzestechnische Probleme aufwerfen. 

Ich glaube, wir sollten uns dann schon sehr viel 
umfassender mit den Dingen beschäftigen. Wir wer- 
den dann vielleicht zu noch glücklicheren Lösungen 
bei dem gemeinsamen Grundanliegen, das wir hier 
heute feststellen, kommen, als das in dem Strei-
chungsantrag, der mit Sicherheit zunächst einmal 
der einfachste und einleuchtendste Weg ist, vor-
gesehen war. Die Tatsache, daß wir darüber einig 
sind, läßt mich darüber hinwegsehen, daß Sie sich 
statt mit Ihren diversen Parteitagen und den un-
unterbrochenen Sorgen über eine Nachfolge, die Sie 
unter diesen Umständen niemals antreten werden, 
mit unseren Parteitagen befassen. Ich darf Ihnen nur 
sagen: Hätten Sie sich gründlich damit befaßt, dann 
wäre Ihnen, Herr Klein, als einem von mir hoch

-

geschätzten Juristen aufgefallen - das betone ich 
hier, weil es mir in einem juristischen Zusammen-
hang wichtig erscheint, das angesichts der Zusam-
mensetzung des Gremiums zu betonen —, daß unser 
Mainzer Parteitag, wie auch immer man über andere 
Passagen desselben denken mag — da ist natürlich 
meine Meinung wichtiger als Ihre Meinung —, sich 
besonders ausgezeichnet hat durch eine Debatte 
über die Frage, ob für Mordtaten eine Verjährung 
eintreten soll oder nicht, die in einer Sachlichkeit 
geführt worden ist und ohne daß irgendwelche 
scheinbar vorgegebenen politischen Standpunkte 
zwischen links und rechts beachtet worden wären, 
wie ich sie Ihnen z. B. nur wünschen kann. 

(Zuruf des Abg. Erhard [Bad Schwalbach] 
[CDU/CSU]) 

Das war aber nur einer von mehreren Vorgängen, 
die in der breiten Öffentlichkeit unerwähnt bleiben, 
während Sie es für richtig halten, hier gegen den 
Gesamtverlauf einer Veranstaltung zu polemisieren, 
die Sie ja nur zum Zwecke der Polemik zur Kennt-
nis nehmen. Ich habe den Aufhänger gern benutzt, 
um dieses einmal herauszustellen. Das war eine sehr 
wichtige Debatte, die ich Ihrer Aufmerksamkeit 
empfehlen möchte. 

Nach dieser Abschweifung, die Sie mir ermöglicht 
haben, möchte ich zu der Frage zurückkehren, die 
wir hier behandeln. 

(Lampersbach [CDU/CSU] : Es wird höchste 
Zeit!)  

Ich möchte die Hoffnung von Herrn Coppik, daß 
wir uns in den kommenden Ausschußberatungen 
ganz ohne jegliche polemische Anfeindungen in der 
Sache unterhalten, nachhaltig unterstreichen. Ich 
verzichte deshalb auch auf eine Replik zu einigen 
anderen Bemerkungen Ihrerseits, die auch das Klima 
zukünftiger Beratungen nur hätten verschlechtern 
können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Gesetzent-
wurf an den Rechtsausschuß zu überweisen. — Da- 
gegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
— Drucksache 8/1490 — 

 
a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/2376 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 8/2286 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Pensky 
Abgeordneter Berger (Herne) 
Abgeordneter Dr. Wendig 

(Erste Beratung 78. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aus-
sprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pensky. 

Pensky (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Der heute zur Schluß-
beratung hier vorliegende Gesetzentwurf auf Druck- 
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sache 8/1419 in der Beschlußempfehlung des Innen-
ausschusses des Deutschen Bundestages auf Druck-
sache 8/2286 geht auf eine Initiative des Landes 
Nordrhein-Westfalen im Bundesrat zurück. 

Dieser Gesetzesantrag', der die Schaffung eines 
neuen funktionsbezogenen Spitzenamtes in der Be-
soldungsgruppe A 9 plus einer Amtszulage von 
225 DM monatlich für den mittleren Polizeivollzugs-
dienst vorsieht, und zwar begrenzt auf 30 v. H. der 
für Kriminalhauptmeister und Polizeihauptmeister 
ausgewiesenen Stellen, hat im Bundesrat eine große 
Mehrheit gefunden. Aber der Entscheidung des Bun-
desrates ist ein langer Willensbildungsprozeß vor- 
ausgegangen. Vor heute fast genau acht Jahren hat 
die Ständige Konferenz der Innenminister nach 
langen Verhandlungen mit den Spitzenorganisa-
tionen der Gewerkschaften zum erstenmal die Ein-
führung eines neuen Spitzenamtes im mittleren Po-
lizeivollzugsdienst gefordert. Im Jahre 1974 schließ-
lich schlug der Bundesrat dem Bundestag einmütig 
vor, die Einführung eines solchen Spitzenamtes vor-
zunehmen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte es mir er-
sparen, an dieser Stelle den historischen Gang noch 
einmal nachzuvollziehen, den der nordrhein-west-
fälische Innenminister, Dr. Hirsch, bei der Einbrin-
gung dieses Gesetzentwurfs im Bundesrat wohl zu 
Recht als „den Leidensweg eines Beschlusses" ge-
kennzeichnet hat. 

Die sachliche Notwendigkeit dieser Maßnahme 
ist von allen Sprechern im Bundesrat überzeugend 
verdeutlicht worden. Hierbei wurde besonders her-
vorgehoben, daß die in der Besoldungsgruppe A 9 
von den Polizeihauptmeistern und Kriminalhaupt

-

meistern wahrzunehmenden Funktionen infolge der 
Vielzahl der polizeilichen Aufgaben unterschied-
liche Wertigkeiten aufweisen, die sich hinsichtlich 
der Verantwortung und des Schwierigkeitsgrades 
aus dem üblichen Bild der Spitzenfunktion des mitt-
leren Dienstes herausheben. 

Auf diese besondere Struktur des Polizeidienstes, 
die von allen Sprechern im Bundesrat noch einmal 
verdeutlicht worden ist, nimmt bereits das Beam-
tenrechtsrahmengesetz Rücksicht. Danach finden auf 
Polizeivollzugsbeamte die für Beamte allgemein 
geltenden Vorschriften nicht generell Anwendung. 
So können ihre Laufbahnen nach § 100 abweichend 
von den allgemeinen Vorschriften geregelt werden. 
Das macht deutlich, daß die Laufbahn der Polizei 
eine Sonderlaufbahn ist, die nicht mit der der allge-
meinen Verwaltung, aber auch nicht etwa mit der 
der Bundeswehr zu vergleichen ist. Auf diese be-
sondere Struktur Rücksicht nehmend, zielt der Ge-
setzentwurf deshalb auch darauf ab, mit einer dif-
ferenzierteren Bewertung der Ämter der gesetz-
lichen Forderung nach einer funktionsbezogenen 
und funktionsgerechten Besoldung zu entsprechen. 

Diese Überlegungen sind darüber hinaus aber 
auch auf dem Hintergrund zu sehen, daß im Voll-
zugsbereich der Polizei der weitaus größte Teil der 
Beamten dem mittleren Dienst angehört. Bei der 
Schutzpolizei liegt dieser Anteil in fast allen Bun-
desländern bei mehr als 85 °/o. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hält 
deshalb auch die vorgeschlagene Maßnahme — in 
Übereinstimmung mit dem Bundesrat — für ge-
rechtfertigt und geboten. 

Mit unserer Zustimmung wollen wir schließlich 
deutlich machen, daß wir bereit sind, die besondere 
Verantwortung, die einem Teil der Polizeivollzugs-
beamten auf herausgehobenem Dienstposten über-
tragen wird, entsprechend zu honorieren. Wir sind 
auch sicher, daß durch diese Maßnahme der Lei-
stungswille der Polizeibeamten, denen wir im übri-
gen insgesamt für ihren stets mutigen und gefahr-
vollen Einsatz im Dienste der inneren Sicherheit 
für die Bürger unseres Landes herzlich danken, wei-
teren Ansporn, finden wird. 

Meine Damen und Herren, im Bundesrat wie im 
Innenausschuß des Bundestages ist von einzelnen 
Sprechern der CDU/CSU die Frage aufgeworfen 
worden, ob es nicht geboten sei, mit Einführung 
eines neuen Spitzenamtes im mittleren Dienst der 
Polizei in den anderen Laufbahnen des mittleren 
Dienstes eine gleiche Maßnahme zu treffen. Ein ent-
sprechender Antrag des Landes Baden-Württem-
berg ist im Bundesrat mit großer Mehrheit abge-
lehnt worden. Der Bundesrats- Innenausschuß hatte 
die Befürwortung des nordrhein-westfälischen An-
trags und gleichzeitig die Ablehnung des .baden-
württembergischen Antrags u. a. mit folgender Be-
gründung gefordert — ich darf mit Genehmigung 
der Frau Präsidentin diese wichtige Passage aus 
dem Bundesrats-Protokoll zitieren —: 

Die Schaffung eines Spitzenamtes im mittleren 
Dienst der Polizei ist bereits seit 1970 immer 
wieder, u. a. in mehreren Beschlüssen der Stän-
digen Konferenz der Innenminister der Länder, 
gefordert worden. Nach den Zusagen, die den 
Polizeivollzugsbeamten bzw. den Gewerkschaf-
ten in der Vergangenheit gemacht worden sind, 
erscheint die Glaubwürdigkeit dieser politischen 
Willenserklärung in Frage gestellt, wenn nun-
mehr der Gesetzentwurf zur Schaffung eines 
neuen Spitzenamtes im mittleren Polizeivoll-
zugsdienst erneut — wie schon einmal im Jahre 
1974 — scheitern sollte. 

Weiter heißt es: 

Die Einrichtung eines Spitzenamtes auch für 
die sonstigen Laufbahnen des mittleren Dienstes 
erscheint schon im Hinblick auf die damit ver-
bundenen haushaltsmäßigen Auswirkungen im 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht realisierbar; an

-dererseits ist die Verwirklichung des Gesetz-
entwurfs des Bundesrates vom 4. November 
1977 dringlich und sachlich gerechtfertigt. 

Demzufolge, meine Damen und Herren, führte 
auch der schleswig-holsteinische Innenminister 
Titzck als Berichterstatter im Bundesrat aus — ich 
darf auch hier wieder zitieren —, 

daß mit der beabsichtigten Einrichtung eines 
neuen Spitzenamtes des mittleren Polizeivoll-
zugsdienstes kein Präjudiz geschaffen wird, das 
finanzpolitisch unvertretbare Forderungen be-
begründen könnte. 
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Pensky 
Der niedersächsische Minister Hasselmann hat zu 

dem baden-württembergischen Gesetzesantrag in 
der 460. Sitzung des Bundesrats am 23. Juni 1978 
überdies erklärt, daß ein so weitgehender Eingriff 
in die derzeitige Besoldungsstruktur noch einer 
gründlichen Überprüfung und Abstimmung mit Bund 
und Ländern bedürfe und daß eine Regelung nicht 
isoliert, sondern im Zusammenhang mit der Rege-
lung anderer besoldungsrechtlicher Fragen erfolgen 
solle. 

Diese Hasselmannsche Äußerung entspricht in-
haltlich genau der Stellungnahme, die die Bundes-
regierung zum Gesetzentwurf des Bundesrats auf 
Drucksache 8/1490 abgegeben hat. Wie die Bundes-
regierung auch im Innenausschuß bestätigt hat, ist 
mit den entsprechenden Vorarbeiten für diesen 
Gesetzentwurf bereits eine Bund-Länder-Kommis-
sion beauftragt worden. Die SPD-Bundestagsfraktion 
wird in diesem Zusammenhang alle angesprochenen 
und offenen Fragen prüfen. Aber, meine Damen 
und Herren von der Opposition, es bedarf hierzu 
keines besonderen Entschließungsantrags, wie er 
von der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/2326 vorgelegt worden ist. 

Schließlich ist es auch nicht vertretbar, die Bun-
desregierung zeitlich befristet an eine Berichts-
pflicht gegenüber dem Deutschen Bundestag zu bin-
den, da sie allein ja nur einen begrenzten Einfluß 
auf den Fortgang der Arbeiten in der Bund-Länder-
Kommission ausüben kann. Wir halten es deshalb 
von der Sache her für angemessen, wenn die Bun-
desregierung, wie sie es im Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages zugesagt hat, diesen Aus-
schuß von Zeit zu Zeit über den Stand der Arbeiten 
in der Bund-Länder-Kommission unterrichtet. 

Wir lehnen deshalb den Entschließungsantrag der 
CDU/CSU-Fraktion ab und stimmen der Beschluß-
empfehlung des Innenausschusses auf Drucksache 
8/2286 zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Berger (Herne). 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt 
die Verabschiedung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Gesetzentwurfs und wird ihm in zweiter und 
dritter Lesung ebenso zustimmen, wie sie es bereits 
im Innenausschuß getan hat. 

Die Fraktion bedauert allerdings, daß die Koali-
tionsfraktionen mehr als ein halbes Jahr gebraucht 
haben, dem Gesetzentwurf ihre Zustimmung zu ge-
ben, nachdem die Innenminister der Länder, wie 
mein Vorredner Kollege Pensky richtig sagte, dies 
schon seit 1970 gefordert haben. Hätte meine Frak-
tion nicht im September, was eigentlich recht unge-
wöhnlich ist, sogar schriftlich die unverzügliche Bera-
tung im Ausschuß verlangt, wären wir heute wahr-
scheinlich noch nicht in der Lage, die Vorlage des 
Bundesrats zu verabschieden. 

Bis September hat die Fraktion der CDU/CSU ab-
gewartet, ob der in der Stellungnahme der Bundes-
regierung vom Februar 1978 zu dem Gesetzentwurf 
des Bundesrats angekündigte eigene Gesetzentwurf 
zu einer ausgewogenen Gesamtlösung der anstehen-
den strukturellen Besoldungsfragen eingebracht 
würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Pensky (SPD) : Herr Kollege Berger, ist es nicht 
unkorrekt, eine solche Darstellung zu geben ange-
sichts der Tatsache, die auch Sie kennen, daß wir al-
le die Entscheidung über den baden-württembergi-
schen Antrag im Bundesrat abwarten wollten, der 
nämlich für den Zeitpunkt der Weiterberatung im 
Bundestag ausschlaggebend war? Dies war das erste. 
Zweitens war es immerhin das sozialliberal regierte 
Land Nordrhein-Westfalen, das im Bundesrat die 
Initiative ergriffen hat. Nun können Sie nicht so tun, 
als wären Sie diejenigen gewesen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frage!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das geht zu weit. Sie 
dürfen nur eine Frage stellen. 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Ich wäre dankbar, 
Frau Präsidentin, wenn mir diese Zeit nicht als Re-
dezeit angerechnet würde. 

Ich darf darauf sagen, daß es leider so ist, daß 
zwischen der Ablehnung des Antrags von Baden-
Württemberg im Bundesrat und der Beratung auf 
Grund unserer schriftlichen Darstellung und unseres 
Ersuchens, die Sache auf die Tagesordnung zu set-
zen, auch noch Wochen vergingen 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und es hier immer noch eine Differenz gab. Es wäre 
gut gewesen, Herr Kollege Pensky, wenn wir nach 
dem Ablehnen des Antrags von Baden-Württemberg 
im Bundesrat unverzüglich im Innenausschuß mit der 
Beratung hätten beginnen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Berger, wären Sie bereit, dem Kollegen Pensky 
zu erläutern, daß auch der Bundesrat seine Entschei-
dungen mit Mehrheit fällt und wer im Bundesrat 
die Mehrheit hat? 

(Lachen bei der SPD) 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Herr Kollege Pensky, 
das betrifft Ihre zweite Frage. Offenbar war es not-
wendig, darauf hinzuweisen, weil Sie es so dar-
stellen wollten, als wenn allein das Land Nord-
rhein-Westfalen den Antrag gestellt hätte. Und ich 
glaube, es ist notwendig, sich daran zu erinnern, 
daß dieser Antrag im Bundesrat von der Mehrheit 
beschlossen wurde. 
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Berger (Herne) 
Ich habe gesagt, daß wir als CDU/CSU zunächst 

abgewartet haben, ob die Bundesregierung entspre-
chend ihrer Stellungnahme — wohlgemerkt: vom 
Februar dieses Jahres — nun den angekündigten 
eigenen Gesetzentwurf vorlegen würde. Aus dem 
Schreiben des Bundesministers des Innern vom 
19. September 1978 an den Vorsitzenden des Innen-
ausschusses ging schließlich hervor, daß die Bun-
desregierung in diesem Jahr keinen eigenen Gesetz-
entwurf mehr einbringen würde, sondern lediglich 
ankündigte — ich zitiere —, „daß dies nicht vor 
Frühjahr 1979 möglich sein wird". 

Die Fraktion der CDU/CSU beantragte im Innen-
ausschuß dem Deutschen Bundestag eine Entschlie-
ßung zur Annahme zu empfehlen, durch die die 
Bundesregierung um Prüfung ersucht werden sollte, 
ob und welche Funktionen im Rahmen einer ausge-
wogenen Gesamtlösung der anstehenden strukturel-
len Besoldungsfragen — wir haben hier die gleiche 
Formulierung gebraucht, die die Bundesregierung in 
ihrer eigenen Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf 
gewählt hatte — mit den jetzt beschlossenen Her-
aushebungen gleichbehandelt werden müßten. Wir 
haben kein Verständnis dafür, daß die Koalitions-
fraktionen diesen Antrag abgelehnt haben. Wir 
stellen ihn deshalb heute in der dritten Beratung 
erneut zur Abstimmung. 

Wenn Sie, Herr Kollege Pensky, sagten, man solle 
der Bundesregierung keine Frist setzen, sondern sie 
solle von Zeit zu Zeit — so drückten Sie sich soeben 
aus — berichten, dann ist zu erwidern, daß wir 
leider gerade bei diesem Gesetzentwurf, der ja seit 
1970 in der Sache in Arbeit ist, erkannt haben, wie 
lang sich das hinzieht, besonders nachdem der Bun-
desinnenminister selber mitgeteilt hat, er werde es 
nicht vor dem kommenden Frühjahr tun. Es bedeu-
tet sicher eine Flucht vor der Verantwortung des 
Parlaments, wenn der Deutsche Bundestag es unter-
läßt, der Bundesregierung den vorgenannten Prü-
fungsauftrag zu erteilen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] 
[SPD] ) 

Aus sich heraus hat diese Regierung leider keine 
Kraft mehr, das Besoldungsrecht fortzuentwickeln. 
Sie beruft sich ständig auf die Vereinbarungen zwi-
schen den Regierungschefs von Bund und Ländern 
vom 19. Dezember 1974 und vom 1. Juli 1977, die 
in Fachkreisen ja als „Besoldungsmoratorium" be-
kannt geworden sind. Die Parlamente wurden mit 
diesen Vereinbarungen nicht befaßt und können 
deshalb dadurch nicht gebunden werden. Trotzdem 
haben sie sie mehrere Jahre lang schweigend re-
spektiert und dadurch der Bundesregierung Gele-
genheit gegeben, ein eigenes tragfähiges Struktur-
konzept zu entwickeln und vorzulegen. Dies war 
eine ungewöhnliche, den Betroffenen nur sehr 
schwer verständlich zu machende Chance für die 
Arbeit der Regierung. Leider hat sie sie, wie sich 
jetzt zeigt, in bloßem Immobilismus verstreichen 
lassen. Deshalb muß das Parlament jetzt handeln, 
wie es auch mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
schon gehandelt hat. 

Mit der Übertragung der konkurrierenden Gesetz-
gebungskompetenz für das Besoldungsrecht auf den 

 
Bund im März 1971 hat der Bund — und damit in 
erster Linie die Bundesregierung — auch die Ver-
pflichtung übernommen, für ein gerechtes und in 
sich ausgewogenes Besoldungssystem zu sorgen. 
Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
die Bundesregierung und die sie tragenden Parteien 
hierin nicht eine noble, sondern eher eine lästige 
Pflicht sehen, die man getrost vernachlässigen dür-
fe. Wie anders kann man es deuten, wenn die Koali-
tion es sogar ablehnt, die Bundesregierung nun um 
die von uns für erforderlich gehaltene Prüfung zu 
ersuchen? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Umgekehrt 
kann man es deuten!) 

Ihr Argument, die Bundesregierung habe doch an-
gekündigt, sie werde von sich aus einen Gesetzent-
wurf vorlegen, vermag uns nicht zu überzeugen, 
weil diese Ankündigung nichts über den Zeitpunkt 
und nichts über den Inhalt eines solchen Entwurfs 
besagt. Man muß im Gegenteil befürchten, daß als 
Ergebnis des einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe er-
teilten Auftrags, „im Hinblick auf die Beschäfti

-

gungsmöglichkeiten für die geburtenstarken Jahr-
gänge zu prüfen, ob und ggf. durch welche Maßnah-
men die Aufnahmefähigkeit des öffentlichen Dien-
stes bei im wesentlichen gleichbleibenden Besol-
dungsaufwand erhöht werden kann", einseitig 
Rechtsverschlechterungen vorgeschlagen werden. 
Das ist um so mehr zu erwarten, als der Auftrag vom 
4. November 1977 am 12. Mai 1978 dahin erweitert 
worden ist, daß er nicht mehr auf Hochschulabsol-
venten beschränkt ist, sondern vielmehr geprüft 
werden soll, welche Möglichkeiten bestehen, durch 
Einsparungen im Besoldungs- und Tarifbereich 
Spielraum für zusätzliche Beschäftigungsmöglichkei-
ten zu finden. 

Was wir, die CDU/CSU-Fraktion, von der Bundes-
regierung fordern, ist also nicht — wie dies Staats-
sekretär Dr. Hartkopf im Innenausschuß vermutete 
— ein Weniger gegenüber dem, was die Regierung 
ohnehin beabsichtigt, sondern etwas ganz anderes: 
Es geht um den Gleichbehandlungsgrundsatz und um 
die Fürsorge der Dienstherren für ihre Beamten. 

Uns liegen nämlich Hinweise vor, nach denen es 
,mit großer Wahrscheinlichkeit gleichzubehandelnde 
Beamte des mittleren Dienstes gibt, die Funktionen 
wahrnehmen, die sich hinsichtlich der Verantwor-
tung und des Schwierigkeitsgrades von den Funk-
tionen der anderen Beamten im Spitzenamt ihrer 
Laufbahn abheben, so z. B. bei dem Zollfahndungs- 
und Zollgrenzdienst — ich glaube, Sie hatten hier in 
der Beurteilung in der Sache eine übereinstimmende 
Meinung —, dem Justizvollzugsdienst, der Steuer-
verwaltung, der Feuerwehr und der Hausinspektion 
des Deutschen Bundestages. Wie soll ein Haupt-
meister in der Hausinspektion des Deutschen Bun-
destages verstehen, daß sein Kollege vom Bundes-
grenzschutz eine Zulage erhalten kann und viel-
leicht erhält, während ihm eine solche Möglichkeit 
kraft Gesetzes verschlossen bleibt? Besonders dring-
lich scheint mir auch die Gleichbehandlung der im 
Sicherheitsbereich der Landesämter für Verfassungs-
schutz beschäftigten mittleren Beamten zu sein. 
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Berger (Herne) 
Deshalb unser Prüfungsauftrag, und deshalb bitte 

ich Sie erneut, unserem Entschließungsantrag zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Die Vorlage, über 
die wir heute — wie ich meine, nun abschließend — 
beraten, hat eine sehr lange Vorgeschichte; der 
Herr Kollege Pensky hat darauf vorhin im einzelnen 
hingewiesen, und ich habe dies schon anläßlich der 
ersten Beratung am 9. März getan. Dann, wenn wir 
diesen Zeitraum überblicken — wir haben jetzt 
Dezember —, kann man dieser Vorgeschichte noch 
eine beinahe ebenso lange oder gewichtige Nach-
geschichte hinzufügen. 

Ich will dies aber nicht im einzelnen bewerten. 
Nur eine Bemerkung gestatten Sie mir bitte, Herr 
Kollege Berger: Daß wir im Innenausschuß so lange 
nicht darüber beraten haben, liegt doch daran, daß 
durch Sie, durch die Stellungnahme der Bundes-
regierung und auch durch die Beratungen des Haus-
haltsausschusses, von denen hier heute ja noch 
gar nicht die Rede war, eine ganze Reihe von Er-
wägungen hinzugekommen sind, die die Beschluß-
fassung nicht leichter gemacht haben. Das gilt für 
alle Fraktionen, und das muß man hier ganz offen 
sagen. Das war doch das Problem, vor dem wir alle 
gestanden haben und vor dem wir heute noch ste-
hen. 

Für mich und für die Fraktion der FDP ging und 
geht es bei dieser Vorlage — das möchte ich noch 
einmal herausarbeiten — vordringlich um die Frage, 
ob polizeispezifische Ursachen, die durch die be-
sondere Struktur und den Aufgabenbereich der 
Polizei — vor allen Dingen in den Ländern — be- 
gründet sind, für den mittleren Polizeivollzugsdienst 
eine Regelung zulassen, ja gebieten, die mit der 
Zulage zur Besoldungsgruppe A 9 ohne jeden Zwei-
fel — jedenfalls meinen wir das, und das muß man 
auch sagen — Ausnahmecharakter hat. 

Leider ist in der monatelangen Diskussion dieser 
Ausgangspunkt allzu sehr an den Rand gedrängt 
worden, und das war doch das Problem. Es geht 
hier im Kern zunächst einmal ganz isoliert um die 
Frage, ob unabhängig von den Polizeiorganisatio-
nen in den einzelnen Ländern eine Gruppe von Po-
lizeihauptmeistern Funktionen wahrnimmt, die sich 
hinsichtlich ihrer  Schwierigkeit und ihres Verant-
wortungsgrades von den Funktionen anderer Po-
lizeimeister absetzen und die vielleicht — wenn mir 
dieser Vergleich einmal gestattet ist, denn wir ha-
ben hier ja, worauf Herr Pensky hingewiesen hat, 
eine besondere Laufbahn — mit Funktionen des 
gehobenen Dienstes vergleichbar sind. 

Ich habe diese Frage bereits anläßlich der ersten 
Lesung dieses Gesetzentwurfs bejahend beantwor-
tet. Ich tue es heute noch einmal, und ich tue es in 
dem Bewußtsein, daß der besonderen Verantwor

-

tung bestimmter Positionen des Polizeivollzugs-
dienstes Rechnung getragen werden muß. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Die Berechtigung dieser Maßnahme wird im Grunde 
auch von keiner Seite bezweifelt. Es ist ja das In-
teressante, daß wir dies alles — nach furchtbar 
vielen langen Umwegen — heute wieder sagen. 

Auch die Bundesregierung — zu ihrer Äußerung 
schon vom Februar komme ich damit — hat dies 
nicht bezweifelt, wenn sie auch in ihrer Stellung-
nahme zur Vorlage des Bundesrates zum Ausdruck 
gebracht hat, die Amtszulage könne nur im Rah-
men einer ausgewogenen Gesamtlösung der anste-
henden Besoldungsfragen geregelt werden. Das ist 
richtig, aber, meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich ganz offen sagen: Ich bin mir nicht ganz si-
cher, ob diese Formulierung der Bundesregierung 
überall und bei allen Überlegungen sehr hilfreich 
gewesen ist. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Sie provoziert nämlich ein wenig auch eine sehr 
extensive Auslegung in dem Sinne, daß unter „aus-
gewogener Gesamtlösung" von vornherein der ge-
samte mittlere Dienst in allen Verwaltungszweigen 
bei Bund, Ländern und Gemeinden verstanden wer-
den müsse. 

Manche denken noch weiter und überlegen, ob 
dies nicht schon ein Einstieg in ein allgemeines 
Übergreifen der Besoldung von einer Laufbahn in 
die andere bedeuten müsse. In dieser extensiven 
Form ist das nach meiner Überzeugung nicht rich-
tig und wohl auch von der Bundesregierung so nicht 
gemeint. Dabei will ich keineswegs in Abrede stel-
len — auch das muß gesagt werden —, daß in an-
deren Bereichen gleiche und ähnliche Besonderhei-
ten wie im mittleren Polizeivollzugsdienst vorliegen 
mögen und werden. 

(Berger [Herne] [CDU/CSU]: Na also!) 

Die FDP-Fraktion wird alle diese Fragen prüfen, 
ohne daß ich heute — das kann keiner zuverlässig 
sagen, Herr Kollege Berger — den einen oder an-
deren Bereich herausgreife. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir werden diese Fragen prüfen, wenn es an der 
Zeit ist, und ich glaube, das wird nach Vorlage der 
Bundesregierung sehr bald sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Erhard 
[Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Wann un

-

gefähr?) 

Deshalb ist nach meiner Auffassung — auch dazu 
möchte ich noch ein letztes Wort sagen — auch die 
Schätzung der Folgekosten nicht ganz richtig, die 
der Haushaltsausschuß seiner Ablehnung zugrunde 
gelegt hat. Auch der Haushaltsausschuß spricht 
allerdings von möglichen Folgekosten, und zwar zu 
Recht, wie ich meine. Bei dieser Schätzung wird 
nämlich vorausgesetzt, daß jeder Wunsch, jede For-
derung aus dem Bereich des mittleren Dienstes, von 
welcher Seite sie auch immer kommen mag, vom 
Gesetzgeber voll übernommen wird. Eine solche Fol- 
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Dr. Wendig 
gerung kann hier heute niemand verantwortlich 
treffen. Ich hielte sie auch nicht für begründet. Des-
halb sind wir der Meinung, daß der vorliegende 
Fall, dessen Dringlichkeit seit Jahren nicht bezwei-
felt wird, endlich abschließend geregelt werden muß. 

Eines Entschließungsantrages, wie ihn die CDU/ 
CSU beantragt hat, bedarf es nach unserer Über-
zeugung in diesem Zusammenhang nicht. Wir sind 
insbesondere auch nach den Erklärungen der Bun-
desregierung zu diesem Gesetzentwurf der Über-
zeugung, daß die Bundesregierung im Rahmen einer 
richtig verstandenen Ausgewogenheit und im Zu-
sammenhang mit ihren Arbeiten in der Bund- Län-
der-Kommission diese Vorlage dem Hause, dem 
Parlament, den Fraktionen, zur rechten Zeit vorle-
gen wird. Übereilung ist bei einer so schwierigen 
Materie manchmal eher von Schaden als von Nut-
zen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deswegen möchte ich abschließend sagen: Dem 
Entschließungsantrag der CDU/CSU können wir aus 
den von mir genannten Gründen nicht zustimmen. 
Wir bejahen aber voll die Vorlage, die hier zur 
Verabschiedung ansteht. Die Freie Demokratische 
Fraktion stimmt ihr zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
in zweiter Beratung. Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung 
und Überschrift auf. Wer den Bestimmungen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist einstim-
mig so beschlossen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein. Wird hierzu noch einmal das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im Ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist in dritter Lesung einstimmig 
angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/2286 un-
ter Ziffer 2, die zu dem Gesetzentwurf eingegange-
nen Petitionen und Eingaben für erledigt zu erklä-
ren. — Es erhebt sich kein Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/2326 auf. 
Wird Überweisung beantragt? — Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Abstimmung über diesen An-
trag. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachten Ent

-

wurfs eines Gesetzes zur Ä nderung des Ber-
linförderungsgesetzes 
— Drucksache 8/2380 

—Überweisungsvorschlag : 

Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Wird hierzu das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Es wird vorgeschlagen, den Gesetzent-
wurf — federführend — an den Finanzausschuß und 
— mitberatend — an den Ausschuß für Wirtschaft, 
den Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen und 
gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den Haus-
haltsausschuß zu überweisen. — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
20. April 1977 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Osterreich 
über den Verlauf der gemeinsamen Staats-
grenze im Grenzabschnitt „Dreieckmark-
Dandlbachmündung" und in einem Teil des 
Grenzabschnittes „Scheibelberg- Bodensee" so-
wie über Befugnisse der Grenzkommission 
— Drucksache 8/1904 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär-
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2340 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Kreutzmann 

(Erste Beratung 100. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? 
Das ist nicht der Fall. Das Wort wird auch sonst 
nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Be-
ratung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe Art. 1 
bis 5, Einleitung und Überschrift auf. — Wir verbin-
den damit die Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einer 
Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Mül-
ler (Remscheid), Dr. Blüm, Vogt (Düren), 
Breidbach, Frau Karwatzki, Zink, Link, Ber-
ger (Herne), Höpfinger, Katzer, Krampe, Stut-
zer, Volmer, Löher, Hasinger, Dr. Reimers, 
Sauer (Salzgitter), Dr. Köhler (Duisburg), 
Pfeffermann und der Fraktion der CDU/CSU 

Verkürzung der Jubiläumsdienstzeiten (Än-
derung § 4 LStDV) 
— Drucksache 8/2334 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Das Wort wird nicht gewünscht. Der Ältestenrat 
schlägt Überweisung der Vorlage auf Drucksache 
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Vizepräsident Frau Renger 
8/2334 an den Finanzausschuß — federführend — 
und zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß vor. 
— Dem wird nicht widersprochen; so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der 
heutigen Tagesordnung. Ich berufe die nächste Sit

-

zung des Deutschen Bundestages auf morgen, Don-
nerstag, den 14. Dezember 1978, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.16 Uhr) 

Berichtigung 

123. Sitzung, Seite 9624 C, Zeile 3: Statt „von 31" 
ist „um 31" zu lesen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	entschuldigt bis einschließlich 

Adams * 15. 12. 
Dr. van Aerssen * 15. 12. 
Dr. Ahrens ** 15. 12. 
Dr. Aigner * 15. 12. 
Alber * 15. 12. 
Dr. Bangemann * 15. 12. 
Dr. Barzel 15. 12. 
Batz 15. 12. • 
Dr. Bayerl * 15. 12. 
Dr. von Bismarck * 15. 12. 
Blumenfeld * 15. 12. 
Frau von Bothmer • 15. 12. 
Brandt 15. 12. 
Carstens (Emstek) 15. 12. 
Dr. Enders ** 13. 12. 
Feinendegen 13. 12. 
Fellermaier * 15. 12. 
Flämig* 15. 12. 
Friedrich (Würzburg) 13. 12. 
Dr. Früh * 15. 12. 
Dr. Fuchs * 15. 12. 
Haase (Fürth) * 15. 12. 
Dr. Hammans 13. 12. 
Hauser (Krefeld) 13. 12. 
Hoffmann (Saarbrücken) * 15. 12. 
Ibrügger * 15. 12. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 15. 12. 
Jung * 15. 12. 
Dr.h. c. Kiesinger 15. 12. 
Dr. Klepsch a 15. 12. 
Klinker * 15. 12. 
Lange a 15. 12. 
Lemmrich ** 15. 12. 
Lemp * 15. 12. 
Lücker * 15. 12. 
Luster * 15. 12. 
Dr. Marx 14. 12. 
Dr. Müller ** 15. 12. 
Müller (Mülheim) * 15. 12. 
Müller (Wadern) * 15. 12. 
Dr. Müller-Hermann * 15. 12. 
Frau Pack 15. 12. 
Pawelczyk 13. 12. 
Reichold 13. 12. 
Rosenthal 15. 12. 

.Saxwoski 15.12. 
Schedl 15. 12. 
Scheu 15. 12. 
Schmidt (München) * 15. 12. 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 15. 12. 
Schreiber * 15. 12. 
Dr. Schwörer * 15. 12. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
**für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Seefeld * 15. 12. 
Sieglerschmidt * 15. 12. 
Dr. Starke (Franken) *  15. 12. 
Frau Dr. Walz * 	 15. 12. 
Wawrzik * 15. 12. 
Dr. von Weizsäcker 13. 12. 
Würtz * 15. 12. 
Ziegler 15. 12. 
Zywietz * 15. 12. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) 
(SPD) (Drucksache 8/2339 Fragen B 26 und 27) : 

Wie werden die Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutsch-
land gegenwärtig „entsorgt" (Verbleib der abgebrannten Brenn-
elemente), und welche Maßnahmen sind nach Auffassung der 
Bundesregierung notwendig, um ihr Entsorgungskonzept zeitlich 
und sachlich zu verwirklichen? 

Welche zeitliche Verschiebung hat sich seit der Vorlage des 
Entsorgungsberichts der Bundesregierung an den Bundestag vom 
30. November 1977 bislang aus welchen Gründen ergeben, und 
ist dadurch die ' Entsorgungspolitik der Bundesregierung ge-
fährdet? 

Zu Frage B 26: 

Die Entsorgung der z. Z. in der Bundesrepublik 
Deutschland in Betrieb befindlichen Kernkraftwerke 
stellt ab auf eine Zwischenlagerung der abgebrann-
ten Brennelemente in den anlageneigenen Lager-
becken, auf Verträge mit der französischen Firma 
COGEMA, die inzwischen, wie im Entsorgungsbe-
richt der Bundesregierung vom 30. November 1977 
angekündigt, von der Energiewirtschaft abgeschlos-
sen worden sind und - langfristig - auf die Pla-
nungen für das nationale nukleare Entsorgungszen-
trum. An der mit der Firma COGEMA vertraglich 
vereinbarten Lagerung und Wiederaufarbeitung von 
zusammen 600 t abgebranntem Brennstoff aus der 
Zeit von 1977 bis 1979 und insgesamt 1 705 t Brenn-
stoff aus den Jahren 1980 bis 1984 sind praktisch 
alle in Betrieb und in Bau befindlichen Kernkraft-
werke in der Bundesrepublik Deutschland mit unter-
schiedlichen Teilmengen beteiligt. 

Die Verträge sind von den zuständigen Genehmi-
gungs- und Aufsichtsbehörden der Länder, denen 
sie zum Nachweis der Entsorgungsvorsorge gemäß 
den am 6. Mai 1977 zwischen Bund und Ländern 
mehrheitlich beschlossenen Grundsätzen vorgelegt 
wurden, anerkannt worden. Zur aktuellen Problema-
tik einer möglichen anderen Bewertung dieser Ver-
träge verweise ich auf die Antworten der Bundes-
regierung auf mündliche und schriftliche Anfragen 
im Deutschen Bundestag vom 20. Oktober 1978 und 
29. November 1978. 

Daneben bestehen Verträge über die Abnahme 
geringer Mengen abgebrannter Brennelemente mit 
der British Nuclear Fuel Ltd (BNFL) zur Lagerung 
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bzw. Wiederaufarbeitung in der Anlage in Winds-
cale, Goßbritannien. 

Der Umstand, daß die mit der Firma COGEMA 
abgeschlossenen neuen Verträge erst ab 1980 wirk-
sam werden, führt möglicherweise bei einigen in 
Betrieb befindlichen Anlagen, z. B. beim Kernkraft-
werk Biblis, zu einem vorübergehenden Entsorgungs-
engpaß. Solche Engpässe können jedoch vermieden 
werden, wenn entsprechend den Plänen der Energie-
wirtschaft, deren Entsorgungsstrategie die Bundes-
regierung in ihrem Entsorgungsbericht insgesamt als 
realistisch betrachtet hat, die Kapazität der anlagen

-

eigenen Zwischenlagerbecken durch Einbau soge-
nannter Kompaktlagerstellen erweitert wird. Die 
Einführung (Belegung) der Kompaktlagerung in be-
stehenden Anlagen ist eine wesentliche Änderung 
der Anlage und ihres Betriebs im Sinne von § 7 des 
Atomgesetzes und unterliegt damit einem atomrecht-
lichen Genehmigungsverfahren, bei dem die Öffent-
lichkeit durch Bekanntmachung des Vorhabens, Aus-
legung der Antragsunterlagen und Abhaltung eines 
Erörterungstermins zu beteiligen ist. Entsprechende 
Genehmigungsverfahren sind für eine Reihe von 
Kernkraftwerken, z. B. die Blöcke A und B in Biblis, • 
bereits eingeleitet. Die Bekanntmachung für die An-
lagen in Biblis ist nach Auskunft des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr vom 6. De-
zember 1978 veranlaßt. 

Um das Entsorgungskonzept der Bundesregierung 
in dem zeitlich und sachlich notwendigen Rahmen zu 
verwirklichen, ist ein Bündel aufeinander abgestimm-
ter Maßnahmen vorgesehen, die nach wie vor haupt-
sächlich auf die Realisierung nationaler Entsorgungs-
einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland 
gerichtet sind. Damit trägt die Bundesregierung u. a. 
dem Umstand Rechnung, daß realistische Möglich-
keiten einer umfassenden, gesicherten Entsorgung 
im Ausland, abgesehen von Teillösungen in Form 
der o. g. Verträge zur Überbrückung des Zeitraumes 
bis zur Inbetriebnahme der nationalen Einrichtun-
gen, derzeit nicht erkennbar sind. 

Die wesentlichen Elemente der auf die Realisie-
rung der nationalen Entsorgungseinrichtungen ge-
richteten Maßnahmen sind: 

1. Zügige Fortsetzung aller für die rechtzeitige 
Verwirklichung des nuklearen Entsorgungszentrums 
bei Gorleben notwendigen Handlungen seitens der 
Energiewirtschaft, des Landes Niedersachsen und 
des Bundes ; insbesondere müssen die notwendigen 
Vorkehrungen für den Fortgang des Genehmigungs-
verfahrens und der dafür erforderlichen Konzept-
und Standortprüfungen vorangetrieben werden. Die 
Bundesregierung ist im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
intensiv bemüht, die Modalitäten der Abwicklung 
des Verfahrens, der diese begleitenden Maßnahmen 
und der Kostentragung, soweit die Kosten nach dem 
Verursacherprinzip nicht durch den Antragsteller zu 
übernehmen sind, mit dem Land Niedersachsen auf 
dessen Verlangen zu klären. 

2. Termingerechte Bereitstellung eines Zwischen-
lagers für bestrahlte Brennelemente mit einer Kapa-
zität von 1 550 t Brennstoff bei Ahaus; dieses Lager 
soll zur Überbrückung des Zeitraumes bis zur Ver-
fügbarkeit des Eingangslagerbeckens des nuklearen 

Entsorgungzentrums dienen und könnte später als 
Pufferlager für das Zentrum genutzt werden. Einen 
Genehmigungsantrag nach § 6 AtG haben die DWK 
und die Steag Kernenergie am 28. Januar 1978 bei 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt als zu-
ständiger atomrechtlicher Genehmigungsbehörde ge-
stellt; der Bauantrag wurde am 10. März 1978 beim 
Oberkreisdirektor Borken als örtlicher Genehmi-
gungsbehörde eingereicht. 

Der Rat der Stadt Ahaus hat am 30. November 
1978 der Ansiedlung des Zwischenlagers bei Ahaus 
grundsätzlich zugestimmt. 

Insgesamt stellt sich die Entsorgungslage für ab-
gebrannte Brennelemente aus heutiger Sicht so dar, 
daß 

— bei termingerechter Bereitstellung der Lager in 
La Hague im Jahre 1980 und in Ahaus im Jahre 
1983 der Zeitraum bis  zur Fertigstellung des 
Brennelementlagerbeckens im nuklearen Entsor-
gungszentrum überbrückt werden kann, 

— die Entsorgung einiger Kernkraftwerke kurzfri-
stig, d. h. bis zur Fertigstellung des Lagers in La 
Hague, allerdings nur dann gesichert ist, wenn 
von der grundsätzlichen Möglichkeit der Kom-
paktlagerung in den Lagerbecken der Kernkraft-
werke Gebrauch gemacht wird. 

Die Entsorgungssituation würde sich verschärfen, 
wenn erneut längere Verzögerungen bei der Reali-
sierung der geplanten Vorhaben einträten, die Kom-
paktlagerung nicht oder nicht rechtzeitig eingeführt 
oder vertragliche Abmachungen zur Auslandsent-
sorgung nicht verwirklicht werden könnten. 

Unter solchen Voraussetzungen müßte überprüft 
werden, ob die nach den ,;Grundsätzen zur Entsor-
gungsvorsorge für Kernkraftwerke" (in BT-Druck-
sache 8/1281) nachzuweisende Vorsorge noch aus-
reicht und ob gegebenenfalls der Betrieb von Kern-
kraftwerken eingeschränkt oder eingestellt werden 
muß. 

Abschließend sei betont, daß eine etwaige, vor-
übergehende Verschärfung der Entsorgungslage al-
lenfalls wirtschaftliche, keinesfalls jedoch sicher-
heitstechnische Nachteile zur Folge hätte. Hierfür 
wird im Rahmen der Aufsicht nach dem Grundsatz 
des Vorranges der Sicherheit vor Wirtschaftlich-
keitsgesichtspunkten Rechnung getragen werden. 

Zu Frage B 27: 

Die seit der Vorlage des Entsorgungsberichts vor-
genommene Präzisierung der  Terminplanung und 
die Berücksichtigung inzwischen eingetretener Ent-
wicklungen lassen es erwarten, daß die erste Teil-
errichtungsgenehmigung für das bei Gorleben ge-
plante Entsorgungszentrum, d. h. insbesondere die 
Entscheidung für den Standort und die Errichtung 
des Brennelement- Lagerbeckengebäudes, aus heuti-
ger Sicht nicht vor der 2. Hälfte des Jahres 1982 
erteilt werden kann. 

Wegen der engen Verknüpfung der Planungs- und 
Bauabläufe aller Teilanlagen des Zentrums ist da-
von auszugehen, daß sich entsprechende Verschie- 
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bungen auch bei den übrigen genannten Terminen 
ergeben. 

Von besonderem Einfluß auf den Fortgang und 
die Termine der Verwirklichung des Entsorgungs-
zentrums sind Entscheidungen des Landes Nieder

-

sachsen. So konnten das Genehmigungsverfahren 
für das Entsorgungszentrum nicht fortgeführt und 
notwendige Standortuntersuchungen nicht begon-
nen werden, weil im Land eine dem eigentlichen 
atomrechtlichen Verfahren vorgeschaltete, soge-
nannte Grundsatzentscheidung über das Entspr-
gungszentrum noch nicht gefallen ist. Diese wird 
angabegemäß für die erste Hälfte des Jahres 1979 
erwartet. 

Die absehbaren zeitlichen Verschiebungen beim 
Entsorgungszentrum gefährden die Entsorgungspoli-
tik in der Bundesrepublik Deutschland noch nicht. 
Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffas-
sung, daß die Energiewirtschaft auf Grund der von 
ihr vorgesehenen und im Entsorgungsbericht dar-
gelegten Maßnahmen in der Lage ist, die Entsor-
gung ihrer Kernkraftwerke sicherzustellen, wenn 
die nunmehr staatlicherseits, insbesondere von Nie-
dersachsen, zu schaffenden verfahrensbezogenen 
Voraussetzungen im Rahmen der oben angedeute-
ten Terminhorizonte gewährleistet werden. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Sauer (Salz-
gitter) (CDU/CSU) (Drucksache 8/2365 Fragen A 5 
und 6): 

Welche allgemeinen politischen Gründe und von wem wurden 
als „dein Auftrag der Bundeszentrale für politische Bildung über-
geordnet" geltend gemacht, damit die Alternativen zu den pol-
nisch- deutschen Schulbuchempfehlungen nicht in der Beilage zum 
Parlament abgedruckt wurden, und kann die Bundesregierung 
versichern, daß dabei keine unzulässige äußere Einmischung in 
die freiheitlich-rechtsstaatliche Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bundeszentrale für politische 
Bildung zu veranlassen, die alternativen Empfehlungen von Pro-
fessor Menzel zu den deutsch- polnischen Schulbuchempfehlungen 
in einer Weise zu publizieren, die sowohl dem bisherigen Dis-
kussionsverlauf als auch der von der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung anerkannten wissenschaftlichen Qualität des Bei-
trags gerecht wird? 

In der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte" 
der Zeitschrift „Das Parlament" wurden im Novem-
ber 1977 die deutsch- polnischen Schulbuchempfeh-
lungen abgedruckt. Im gleichen Heft der Beilage, die 
ausnahmsweise als Doppelheft erschien, sowie in 
einer weiteren Ausgabe im Juli 1978 wurde die Dis-
kussion um die deutsch-polnischen Schulbuchempfeh-
lungen geführt, wobei die unterschiedlichen Stand-
punkte und Meinungen zu Wort kamen. Die Autoren 
darf ich nennen: Dr. Graßmann, Dr. Hupka, Prof. 
Markiewicz, Prof. Mertineit und Dr. Schickel. Damit 
ist dem Thema eine ausführliche und ausgewogene 
Würdigung zuteil geworden. 

Im Sommer dieses Jahres ist Prof. Menzel aus 
Mainz an die Bundeszentrale für politische Bildung 
mit dem Begehren herangetreten, die von ihm zu-
sammen mit Prof. Stribrny und Studiendirektor Völ

-

ken erarbeiteten „Alternativ-Empfehlungen zur Be-
handlung der deutsch-polnischen Geschichte in den 
Schulbüchern" in der Beilage zu veröffentlichen. Die 
Bundeszentrale hat zunächst, ohne daß das Direk-
torium befaßt wurde, erwogen, die ,,Alternativ-
Empfehlungen" zusammen mit einem weiteren Bei-
trag zu den deutschpolnischen Schulbuchempfehlun-
gen in der Beilage zu bringen. Die Manuskripte, 
deren sachliche Qualität nicht bestrittefi wird, wur-
den daher veröffentlichungsreif gemacht. 

Das Direktorium der Bundeszentrale hat im No-
vember dieses Jahres mit einstimmigen Beschluß die 
Veröffentlichung beider Beiträge nicht befürwortet. 
Auf diese Entscheidung hat weder der Bundesmini-
ster des Innern noch sonstige amtliche Stellen im In-
oder Ausland Einfluß genommen. Für die Entschei-
dung des Direktoriums war maßgebend, daß das 
Thema der deutsch-polnischen Schulbuchempfehlun-
gen bereits ausführlich abgehandelt war und ande-
rerseits bei jeder erneuten Veröffentlichung zu die-
sem Themenkreis die Auswirkungen auf die 
deutsch -polnischen Beziehungen sorgsam bedacht 
werden müssen. Diese Überlegungen des Direkto-
riums der Bundeszentrale billige ich. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auf 
Grund der umfangreichen und ausgewogenen Dar-
stellung des Themas „deutsch-polnische Schulbuch-
empfehlungen" in der Beilage die Diskussion in den 
Medien der Bundeszentrale als abgeschlossen ange-
sehen werden soll. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) 
(Drucksache 8/2365 Fragen A 12 und 13) : 

Auf welche wissenschaftlichen Untersuchungen stützt sich die 
Bundesregierung bei der Festlegung karzinogener Werte im Ent-
wurf der TA Luft, und wodurch erklären sich die beträchtlichen 
Abweichungen gegenüber den Werten, die bei der „Berliner An-
hörung" zur TA Luft genannt wurden? 

Welche Konsequenzen will die Bundesregierung gemäß den 
öffentlichen Ankündigungen von Staatssekretär Dr. Hartkopf auf 
der Umweltschutztagung aus den Ergebnissen des Buchs von 
E. R. Koch/F. Vahrenholt „Seveso ist überall" für ihre umwelt-
politische Arbeit ziehen? 

Zu Frage A 12: 

Bei der Bestimmung der in die TA Luft aufzuneh-
menden karzinogenen Stoffe hat die Bundesregie-
rung die Veröffentlichung „Maximale Arbeitsplatz-
konzentration 1978", der Senatskommission zur Prü-
fung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft herangezogen. 

Nach Auffassung der in Berlin vom Bundesmini-
ster des Innern im Februar 1978 angehörten Wissen-
schaftler lassen sich zur Zeit gesicherte Dosis- Wir-
kungsbeziehungen für karzinogene Stoffe noch nicht 
angeben. Es bestehe nur die Möglichkeit, entweder 
über strenge Emmissionsbegrenzungen oder über 
Immissionswerte, die sich an den in ländlichen Ge-
bieten festgestellten Immissionskonzentrationen 
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orientieren, eine Verringerung des gesundheitlichen 
Risikos zu erreichen. Immissionswerte wurden we-
gen der noch fehlenden Dosis-Wirkungsbeziehungen 
in Berlin nicht angegeben. Für Arsen und Benzo(a)-
pyren wurden statt dessen lediglich „Übergangs-
werte" genannt. 

Bei dieser Sachlage — kaum ausreichend abge-
sicherte „Übergangswerte" für nur zwei Schadstoffe 
— hat sich die Bundesregierung entschlossen, unter 
Anwendung des in den §§ 1 und 5 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes verankerten Vorsorge-
prinzips für sieben karzinogene Stoffe in der TA 
Luft vorzuschreiben, daß die Emissionen dieser 
Stoffe so weit wie möglich zu begrenzen sind. Auf 
keinen Fall darf ein für alle diese Stoffe insgesamt 
geltender Summen-Emissionsgrenzwert von 5 Milli-
gramm je Kubikmeter überschritten werden. Wei-
tere spezielle Vorschriften in der TA Luft stellen 
sicher, daß auf der Immissionsseite der Beitrag des 
einzelnen Emittenten ebenfalls so gering wie mög-
lich bleibt. 

Zu Frage A 13: 

Herr Staatssekretär Dr. Hartkopf hat auf der 
Fachtagung „Umweltschutz" des Management In-
stituts Hohenheim am 30. 10. 1978 in Bonn folgen-
des festgestellt, ich darf zitieren: 

Seveso ist nicht überall. Jedenfalls nicht in der 
Bundesrepublik Deutschland. Unsere Anlagen 
sind dank Gewerbeordnung und Bundesimmis

-

sionsschutzgesetz so sicher wie möglich arid 
das Restrisiko aus dem Betreiben der Anlagen 
ist begrenzt. 

— Ende des Zitats — 

Andererseits besteht das größte Risiko darin, daß 
wir die Gefahren, die von vielen Chemikalien aus-
gehen, noch gar nicht kennen. Deshalb wird seit 
etwa 2 Jahren mit allem Nachdruck auf nationaler 
Ebene als auch in internationalen Organisationen 
daran gearbeitet, den Wissensstand zu verbessern. 
Nach international abgestimmten Methoden sollen 
künftig alle Chemikalien vor ihrer Vermarktung 
überprüft werden. Die Verpflichtung hierzu ist das 
Kernstück des künftigen Chemikaliengesetzes. 

Gleichzeitig wird im Bundesministerium des In-
nern eine Störfallverordnung erarbeitet. Die Betrei-
ber derjenigen Industrieanlagen, in denen hoch-
toxische Stoffe vorkommen können, haben über die 
bisher getroffenen und die beabsichtigten Maßnah-
men zur Vermeidung und Abwehr von Störfällen 
zu berichten. Auch hier wird ein Erfahrungsaus-
tausch einsetzen, der dazu beitragen soll, ein noch 
bestehendes Restrisiko weiter zu vermindern. 

Bei all diesen Maßnahmen, die lange vor dem 
Buch der von Ihnen genannten Verfasser einsetzten, 
handelt es sich keineswegs um irgendwelche Konse-
quenzen, die von der Bundesregierung aus dem 
Buch gezogen worden sind. Es hätte des von Ihnen 
zitierten Buchs nicht bedurft, um die Bundesregie-
rung zu ihren dem Vorsorgeprinzip verpflichteten 
Maßnahmen zu veranlassen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Menzel (SPD) (Druck-
sache 8/2365 Frage A 16) : 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, nach 
denen das Land Bayern auf seinen Formularen — z. B. dem 
Formular für Ermittlungsanfragen nach Ergebnissen beim Bun-
desverfassungsschutz — das Kürzel „BRD" für Bundesrepublik 
Deutschland verwendet, und will die Bundesregierung z. B. über 
die Innenministerkonferenz eine einheitliche amtliche Bezeich-
nung anregen? 

Die Regierungschefs des Bundes und der Länder 
haben sich, worauf die Bundesregierung wieder-
holt hingewiesen hat; am 31. Mai 1974 dafür aus-
gesprochen, daß im amtlichen Sprachgebrauch für 
unseren Staat die volle Bezeichnung „Bundesrepu-
blick Deutschland" verwendet werden sollte. Die-
sem Besprechungsergebnis im Landesbereich Gel-
tung zu verschaffen, fällt — auch dies hat die Bun-
desregierung schon mehrfach hervorgehoben — in 
die Zuständigkeit und Verantwortung der einzel-
nen Bundesländer. 

Hiervon geht auch das Bayerische Staatsministe-
rium des Innern aus, das mir zu dem Ihrer Frage 
zugrundeliegenden Vorgang mitgeteilt hat, daß ein 
dort Anfang 1974 eingeführtes Formblatt zur Über-
prüfung der Bewerber für den öffentlichen Dienst 
u. a. den Text „Wohnanschrift der letzten fünf Jahre 
in der BRD außerhalb Bayerns" enthalte. Im Zeit-
punkt der Einführung des Formblatts hätten über 
die Verwendung der Abkürzung keine Regelungen 
bestanden. Erst mit Bekanntmachung der Bayeri-
schen Staatsregierung vom 3. September 1974 seien 
die Behörden entsprechend dem Beschluß der Regie-
rungschefs des Bundes und der Länder vom 31. Mai 
1974 gebeten worden, die Kurzform „BRD" nicht 
mehr zu verwenden. Diese Empfehlung werde all-
gemein beachtet. Nur im konkreten Einzelfall sei 
übersehen worden, das eingeführte Formblatt zu 
ändern. Das Versäumte werde umgehend nachge-
holt. Versehen dieser Art ließen sich leider nie 
ganz vermeiden. 

Ich teile diese Einschätzung, die voll das bestä-
tigt, was Herr Kollege Dr. Schmude schon am 
11. Juni 1975 in seiner im Stenographischen Bericht 
über die 177. Sitzung des 7. Deutschen Bundestages 
auf Seite 12415 abgedruckten Antwort auf eine 
Frage des Herrn Kollegen Milz ausgeführt hat. Des-
halb und mit Rücksicht auf die erwähnte Absprache 
der Regierungschefs des Bundes und der Länder 
vom 31. Mai 1974 sehe ich auch keine Veranlassung, 
z. B. die Innenministerkonferenz mit der Frage der 
Bezeichnung der Bundesrepublik Deutschland zu be-
fassen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2365 Frage A 18): 
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Kann die Bundesregierung ausschließen, daß Kritiker der Frei-
lassung der Terroristen und der Mordaktionen der jugoslawi-
schen Geheimdienste in der Bundesrepublik Deutschland und in 
anderen westlichen Staaten ebenfalls Opfer solcher Mordaktionen 
oder anderer Verbrechen werden, und wie will die Bundesregie-
rung den Schutz solcher Kritiker vor Anschlägen der jugoslawi-
schen Nachrichtendienste sicherstellen? 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte 
 im Sinne Ihrer Fragestellung vor. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gobrecht (SPD) 
(Drucksache 8/2365 Frage A 21): 

Hat inzwischen das beabsichtigte Chefgespräch" zwischen 
Bundesfinanzminister Matthöfer und Bundesernährungsminister 
Ertl zur Vorbereitung der Einbringung des Gesetzentwurfs zur 
Änderung der Einkommensbesteuerung der Landwirtschaft statt-
gefunden, und wie lautet das Ergebnis, bzw. wann findet dieses 
Gespräch statt? 

Es ist beabsichtigt, das Gespräch noch vor Weih-
nachten zu führen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Wüster (SPD) 
(Drucksache 8/2365 Fragen A 27 und 28) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der österreichische und 
deutsche Zoll bei der Mehrwertsteuer für in Österreich gekaufte 
Waren nicht aufeinander abgestimmt ist, und kommt es vor (vgl. 
ACE November/Dezember 1978, Seite 100), daß für neue in Oster-
reich gekaufte Ware am österreichischen Zoll 18 v. H. Mehrwert-
steuer, die beim Einkauf gezahlt wurden, nicht rückerstattet wer-
den und der deutsche Zoll noch einmal 12 v. H. Mehrwertsteuer 
erhebt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
geltende Vereinbarung mit dem österreichischen Zoll einzuhalten, 
damit die Bundesbürger nicht zweimal Mehrwertsteuer zahlen 
müssen? 

Vereinbarungen mit Osterreich über die umsatz-
steuerliche Behandlung von Ausfuhrwaren sind 
nicht getroffen worden. Solche Vereinbarungen sind 
auch nicht üblich. Entsprechend dem sog. Bestim-
mungslandprinzip werden ausgeführte Waren im 
Ausfuhrland grundsätzlich entweder von vornher-
ein nicht mit der Umsatzsteuer belastet oder aber 
nachträglich von ihr entlastet. 

Die Umsatzbesteuerung wird im Einfuhrland vor-
genommen. Auf diese Weise wird die eingeführte 
Ware der Belastung gleichartiger Inlandwaren mit 
der inländischen Umsatzsteuer angeglichen und so 
der erforderliche umsatzsteuerliche Grenzausgleich 
erreicht. 

Warum in dem von Ihnen geschilderten Fall 
Österreich die Umsatzsteuer nicht zurückerstattet 
hat, kann von hier aus nicht beurteilt werden. Es 
wäre denkbar, daß es sich hier um eine im Reise-
verkehr ausgeführte Ware handelt, die Osterreich 
bis zu einer bestimmten Wertgrenze aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung nicht von der Um-
satzsteuer entlastet. Da bei der Einfuhr im Reise-
verkehr in die Bundesrepublik aus Drittländern Wa-
ren nur bis zu einem Wert von insgesamt 100 DM 
abgabenfrei bleiben, kann es geschehen, daß es zu 
einer zweifachen Umsatzsteuerbelastung kommt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/2365 Frage A 73): 

Sieht die Bundesregierung Veranlassung, wegen des weiteren 
Geburtenrückgangs eine Bevölkerungsvorausschätzung auf neue-
ster Datenbasis zu erstellen? 

Die Bundesregierungs sieht z. Z. keine Veranlas-
sung, eine neue Bevölkerungsvorausschätzung zu 
erstellen. 

Die fünfte koordinierte Vorausschätzung der deut-
schen Bevölkerung, die Sie offenbar Ihrer Frage zu-
grunde legen, stimmt bisher mit der tatsächlichen 
Geburtenentwicklung überein. 

Für die Jahre 1975 bis 1977 wurden im zweiten 
Teil dieser Vorausschätzung für die deutsche Be-
völkerung 1,519 Millionen Geburten geschätzt. Die 
tatsächliche Zahl betrug für diesen Zeitraum 1,525 
Millionen. Für 1978 wurde eine Geburtenzahl von 
509 000 geschätzt. Nach den der Bundesregierung 
bekannten Informationen über die Monate Januar 
bis August 1978 kann für das gesamte Jahr 1978 
eine Geburtenzahl in annähernd gleicher Größen-
ordnung wie für das Jahr 1977 (504 000) erwartet 
werden. 
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